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So kann es nicht weitergehen1

Deutschland hat im vergangenen Jahr Er­
staunliches geleistet. Mit der Hilfe vieler 
Freiwilliger hat das Land über eine Million 
Flüchtlinge aufgenommen. Die Flüchtlinge 
wurden von den Behörden untergebracht 
und versorgt. Die Kanzlerin verbreitete 
Optimismus: »Wir schaffen das.«2 Diese 
Großzügigkeit ist beeindruckend, stößt 
aber angesichts der Massen, die unkontro­
lliert einreisen, an Grenzen. Trotz des Win­
ters kommen derzeit immer noch etwa 
2 000 Flüchtlinge pro Tag (vgl. Handels-
blatt 2016a). Mit dem Frühjahr werden die 
Zahlen wieder anschwellen. Schaffen wir 
das wirklich? Oder überfordern wir nicht 
die Helfer und das Gemeinwesen? Die Er­
eignisse in Köln sind Vorbote massiver ge­
sellschaftlicher Konflikte in den kommen­
den Jahren und Jahrzehnten. Mit der cha­
otischen, unkontrollierten Immigration aus 
rückständigen Ländern handelt sich 
Deutschland einen Sack voller Probleme 
ein. Je schneller sich die Kanzlerin zu ei­
nem Kurswechsel durchringt, desto 
glimpflicher wird die Sache für alle Betei­
ligten abgehen, auch für sie selbst.

Derzeit lässt Slowenien, das nach der 
Schließung der ungarischen Grenzen das 
Tor zum Schengen­Raum verwaltet, nur 
noch Flüchtlinge durch, die von sich be­
haupten, aus Syrien, dem Irak oder Af­
ghanistan zu stammen, weil genau diese 
Menschen von Deutschland aufgenom­
men werden. Dazu gehören offenbar 
auch Marokkaner, Algerier und Ägypter, 
die erst in die Türkei reisen und sich dann 
als syrische Flüchtlinge ausgeben. Die 
Länder der genannten Personengruppen 
haben eine Bevölkerung von derzeit 
knapp 250 Mio. Menschen, und der jähr­
liche Geburtenüberschuss liegt bei über 
5 Millionen.3 Dass der Flüchtlingsstrom 

 2 Sommerpressekonferenz von Bundeskanzlerin 
Merkel, 31. August 2015, verfügbar unter: http://
www.bundesregierung.de/Content/DE/Mit­
schrift/Pressekonferen­
zen/2015/08/2015­08­31­pk­merkel.html.

 3 Vgl. Weltbank, World DataBank, Database Wor-
ld Development Indicators, verfügbar unter: 
http://databank.worldbank.org/data/reports.
aspx?source=world­development­indicators&p­
review=on.

irgendwann wegen der Erschöpfung der 
Reisewilligen versiegen wird, ist nicht zu 
erwarten. 

Dabei ist nur ein geringer Teil der Flücht­
linge asylberechtigt. Bei den in Deutsch­
land im Jahr 2015 abgeschlossenen Ver­
fahren wurden gerade einmal 0,7% der 
Antragsteller nach dem deutschen 
Grundgesetz als Asylsuchende aner­
kannt. 48% wurden pauschal nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention akzeptiert, 
weil sie aus Kriegsgebieten stammen (vgl. 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2016, S. 6). Die Aufnahme dieser Men­
schen ist ein humanitärer Akt, aber keine 
rechtliche Notwendigkeit. Nach der Gen­
fer Flüchtlingskonvention, dem Dub­
lin­III­Abkommen und dem Grundgesetz 
ist Deutschland nicht gezwungen, Flücht­
lingen Asyl zu gewähren, wenn sie über 
sichere Drittstaaten einreisen. In der Tat 
sagt das deutsche Asylgesetz in § 26a 
und § 27 eindeutig, dass nicht als Asyl­
berechtigter anerkannt werden kann, wer 
über einen sicheren Drittstaat einreist. Da­
mit sind Flüchtlinge, die Deutschland auf 
dem Landweg erreichen, grundsätzlich 
nicht berechtigt, Asylanträge zu stellen, 
und dürfen ohne Visa auch nicht nach 
Deutschland einreisen. Ähnliches haben 
kürzlich die ehemaligen Verfassungsrich­
ter Papier (vgl. Handelsblatt 2016b) und 
Di Fabio (2016) unabhängig voneinander 
betont. Allenfalls sehr kurzfristig kann die 
Bundesregierung  Ausnahmeregelungen 
in Anspruch nehmen, wie sie aber nun 
schon viele Monate lang praktiziert wer­
den. Beide Ex­Verfassungsrichter beto­
nen die Pflicht des deutschen Staates, 
seine Grenzen zu sichern, und verlangen 
fast schon ultimativ von der Bundesregie­
rung, nun endlich die selbst geschlosse­
nen Verträge einzuhalten. 

Die Vorstellung, dass man Millionen von 
Menschen erst nach Deutschland einrei­
sen lassen könne, um nach einer Einzel­
fallprüfung die nicht asylberechtigten an­
schließend wieder abzuschieben, ist oh­
nehin unrealistisch. Wer erst einmal drin 
ist, der wird kaum wieder gehen. Perso­
nen, die hier nicht anerkannt werden, tau­
chen unter, wechseln ihre Identität und 
bewerben sich von neuem, oder sie su­

 1 Erweiterte Fassung von H.­W. Sinn, »Der Klub 
steht nicht allen offen«, Welt am Sonntag, 24. 
Januar 2016, S. AV12.
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chen ihr Glück in einem anderen EU­Land. Abgeschoben 
werden nur wenige, weil das Herkunftsland oft nur schwer 
nachweisbar ist und sich, wenn es denn identifiziert wurde, 
vielfach weigert, die eigenen Staatsbürger zurückzunehmen. 
Von Januar bis Dezember 2015 wurden nach jetzigen Er­
kenntnissen knapp 21 000 Personen abgeschoben (vgl. Zeit 
Online 2016), während aber 91 514 Asylanträge abgelehnt 
wurden (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2016, S. 6). 

Die humanitäre Aufgabe und die Chancen und Gefahren 
einer multikulturellen Gesellschaft zu bewerten, fällt schwer. 
Die Bilder von den Chefärzten aus Aleppo, den Ausschrei­
tungen in der Silvesternacht und den hilflosen Kindern vor 
den Grenzzäunen verschwimmen ineinander. 

Umso wichtiger ist es, die ökonomischen und sachlichen 
Argumente zu diskutieren, die von der Bundeskanzlerin und 
von vielen ethisch getriebenen Kommentatoren hilfsweise 
zur Begründung einer Politik der offenen Grenzen angeführt 
werden. 

Theoretisch kann es positive Arbeitsmarkteffekte für die 
deutsche Bevölkerung geben. Flüchtlinge könnten als Selb­
ständige tätig werden und die Ökonomie mit neuen Produk­
ten aus ihren Heimatländern bereichern. Einige werden sich 
für höher qualifizierte Arbeiten eignen. Doch die meisten 
werden im Dienstleistungssektor unterkommen wollen und 
sich der Industrie als Fließbandarbeiter anbieten. Ob sie die 
gewünschten Stellen finden werden, steht allerdings in den 
Sternen, denn die kommen im Regelfall nur bei einer weite­
ren Ausspreizung der Lohnskala nach unten zustande, die 
freilich durch den Mindestlohn behindert wird. Immerhin be­
zogen noch 2013 etwa 50% der nach 2007 eingereisten 
Migranten aus Krisengebieten Löhne unterhalb des Mindest­
lohns. Angesichts der geringen Qualifikation der Flüchtlinge 
wird es zu einem erheblichen Teil eine Immigration in die 
Arbeitslosigkeit geben. Dass die Bundesagentur die arbeits­
losen Flüchtlinge in Zukunft nicht mehr in der allgemeinen 
Arbeitslosenstatistik mitzählen will, spricht Bände. 

Wegen der Schuldenfinanzierung der Kosten gibt es kurz­
fristige Konjunktureffekte, weil Mittel ausgegeben werden, 
die sonst zur Schuldentilgung verwendet worden wären. 
Das wird für die Eingliederung der Flüchtlinge nützlich sein. 
Aber es handelt sich dabei nicht um Nettoeffekte, weil die 
zusätzlichen Schulden ja später durch Entzug von Steuer­
mitteln bedient werden müssen, was genau die gegenteili­
gen Nachfrageeffekte hervorruft. 

Die Kanzlerin argumentiert, man könne Deutschland mit sei­
nen 3 600 km Landgrenze nicht abriegeln. Damit übersieht 
sie nicht nur, dass Deutschland relativ zu seiner Größe aus 
geometrischen Gründen extrem kurze Grenzen hat, sondern 
auch, dass sie vom Grundgesetz zum Schutz der deutschen 

Grenzen verpflichtet wird. Der Staat ist Treuhänder des öf­
fentlichen Vermögens in Form der freien Natur und der über 
Generationen aufgebauten Infrastruktur, und er muss die 
Funktionsfähigkeit der für jedermann verfügbaren öffentli­
chen Einrichtungen wie Ämter, Kammern, Gerichte, Polizei, 
Schulen und Universitäten erhalten.  Bei der Nutzung all 
dieser Leistungen besteht eine Rivalität zwischen Flüchtlin­
gen und Einheimischen, und die Erbringung und Sicherung 
der Nutzungsqualität kostet viel Geld. Ökonomen sprechen 
hier von Klubgütern. So wie die eigene Wohnung ein Klub­
gut ist, das der Familie gehört, oder der Fußballplatz ein 
Klubgut im Eigentum der Vereinsmitglieder, handelt es sich 
beim öffentlichen Vermögen um Klubgüter im Eigentum der 
Staatsbürger. Die Vorstellung, der Zugang zu den öffentli­
chen Klubgütern müsse Ausländern jedweder Herkunft un­
beschränkt zustehen, ist aus ökonomischer und staats­
rechtlicher Sicht abwegig. 

Ähnliches gilt für die Funktion des Staates als einer Versi­
cherungsinstitution (vgl. Sinn 1995), die Glück und Pech im 
Leben ausgleicht, indem sie einkommensabhängige Steuern 
erhebt und den unterdurchschnittlich verdienenden Bürgern 
mehr soziale Leistungen und öffentliche Güter zur Verfügung 
stellt, als diese Bürger via Steuern und Sozialversicherungs­
beiträge selbst an den Staat entrichten, während die über­
durchschnittlich Verdienenden per saldo Mittel an den Staat 
abführen müssen. So wie eine private Versicherungsgesell­
schaft auf Gegenseitigkeit in Schwierigkeiten geriete, wenn 
sie zunehmend schlechte Risiken mitversichern muss, wird 
auch der Sozialstaat bei einer freien Immigration der Bedürf­
tigen lädiert (vgl. Sinn 2002; Sinn 2003, Kapitel 3). 

Sicher, es könnte theoretisch sein, dass junge und gebilde­
te Migranten zu uns kommen, die den Staat finanziell unter­
stützen, statt ihn zu belasten. Aber das ist derzeit leider nur 
bei einer Minderheit der Fall. Das ist durch die Studien von 
Bernd Raffelhüschen von der Universität Freiburg belegt (vgl. 
Stiftung Soziale Marktwirtschaft 2015; Raffelhüschen und 
Moog 2016). Raffelhüschen ist einer der wenigen Experten 
für das sogenannte Generational Accounting, über die 
Deutschland verfügt. Das Generational Accounting ist die 
einzige verlässliche Methode, um solche Effekte zu messen. 
Raffelhüschen hat berechnet, dass eine Million Flüchtlinge 
den deutschen Staat per saldo und auf die Dauer 
450 Mrd. Euro kosten würden, also 450 000 Euro pro Kopf. 
Dabei unterstellt er, dass sie nach sechs Jahren so integriert 
würden, wie es die bislang schon in Deutschland anwesen­
den Altmigranten im Durchschnitt sind. 

Nach Raffelhüschen kosten bereits die Altmigranten den 
Staat per saldo viel Geld, weil sie unterdurchschnittliche 
Markteinkommen haben und deshalb von der Umverteilung 
des Sozialstaates profitieren. Und die neuen Migranten wer­
den noch teurer als die alten, weil sie erst noch integriert 
werden müssen. 
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Dieses Ergebnis wurde auch von Holger Bonin, einem an­
deren Experten für das Generational Accounting, in einer 
Studie nachgewiesen, die von der Presse in ihr Gegenteil 
verdreht wurde. So errechnete Bonin im Jahr 2014 für die 
im Jahr 2012 in Deutschland lebende ausländische Bevöl­
kerung, dass dem Staat durch sie auf die Dauer ein Finan­
zierungsdefizit von 79 100 Euro pro Kopf entsteht (vgl. Bo­
nin 2014 S. 56; 2016). 

Auch eine ältere Studie des ifo Instituts, an der unter ande­
ren Martin Werding, Gebhard Flaig und der Verfasser betei­
ligt waren, kam auf der Basis des Sozio­oekonomischen 
Panels zu dem Schluss, dass die in den 1990er Jahren in 
Deutschland vorhandenen Migranten dem Staat per saldo 
erhebliche Kosten verursachen (vgl. Sinn et al. 2001). 

Der Grund dafür liegt darin, dass Deutschland einen Sozial­
staat hat, der per saldo Ressourcen von den überdurch­
schnittlich Verdienenden zu den unterdurchschnittlich Ver­
dienenden umverteilt, und dass die Migranten unterdurch­
schnittlich verdienen und deshalb unterdurchschnittlich an 
der Finanzierung der allen zur Verfügung stehenden staatli­
chen Leistungen beteiligt sind (die sie großenteils auch noch 
überproportional in Anspruch nehmen). Zwar sind die 
Migranten jung und würden insofern bei gleicher Qualifika­
tion wie Einheimische einen überdurchschnittlichen Beitrag 
zur Finanzierung des Staates leisten, doch überwiegt der 
Effekt, dass sie tatsächlich unterdurchschnittlich qualifiziert 
sind und insofern von den Umverteilungswirkungen des So­
zialstaates profitieren. 

Es kommt hinzu, dass ein vergleichsweise hoher Anteil der 
Migranten nicht oder nur wenig arbeitet. So ist der Anteil der 
Personen ohne Erwerbseinkommen unter den Migranten 
mit etwa einem Viertel in Deutschland deutlich höher als der 
entsprechende Anteil unter den Einheimischen, der nur bei 
einem Sechstel liegt (vgl. Battisti und Felbermayr 2015). Und 
während der Anteil der (nicht in Deutschland geborenen) 
Ausländer an der Gesamtbevölkerung bei 7,3% liegt, macht 
diese Bevölkerungsgruppe 18% der Hartz­IV­Empfänger 
und 25% der Sozialhilfe­Empfänger aus (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2015, Tab. 1.1). 

Wie wichtig die Integration ist, zeigt Raffelhüschen anhand 
einer fiktiven Rechnung. Gesetzt den Fall, die eine Million 
Flüchtlinge, die bislang zu uns kamen, hätten bei gleicher 
Altersstruktur über die durchschnittliche Ausbildung der in 
Deutschland bereits ansässigen Bevölkerung verfügt und 
wären sofort einsetzbar. Dann würden sie dem deutschen 
Staat einen langfristigen Einnahmeüberhang verschaffen, 
der einem Versicherungswert von 300 Mrd. Euro entspricht. 

Die humanitäre Aufgabe, den Flüchtlingen zu helfen, ist also 
nicht zugleich ein Geschäft für den deutschen Staat. Denn 
die Migranten, die zurzeit nach Deutschland drängen, sind 

nicht identisch mit jenen, die wir uns aufgrund eines Punk­
tesystems nach kanadischem Muster aussuchen würden. 

So gesehen geht es bei der Entscheidung der Bundesre­
gierung, eine unkontrollierte Zuwanderung zuzulassen, kei­
neswegs nur um die Frage, ob die immateriellen Werte einer 
freien Gesellschaft gefährdet werden. Es geht auch um die 
konkrete Frage, wie viel die Staatsbürger von ihrem öffent­
lichen Vermögen und dem sozialstaatlichen Versicherungs­
schutz hergeben wollen. Das sollte wegen der langfristigen 
Bindungswirkungen heutiger Entscheidungen nicht die Bun­
desregierung festlegen, sondern der Bundestag. 

Bisweilen wird unterschwellig in Kommentaren die Auffas­
sung vertreten, ein offener, freiheitlicher Staat dürfe seine 
Grenzen nicht schützen und befestigen. Dieses Argument 
hat die gleiche logische Qualität wie die Aussage, dass das 
Privateigentum im Widerspruch zu einer liberalen Gesell­
schaft stehe: Das Gegenteil ist der Fall. Ohne Privateigen­
tum, das notfalls durch Zäune geschützt wird, entsteht eine 
Wild­West­Gesellschaft mit Mord und Totschlag. Beim Zu­
sammenleben der Staaten ist es nicht anders. Chaos, Ge­
walt und Ineffizienz werden die Folge sein, wenn die Staaten 
darauf verzichten, ihre Grenzen und damit das öffentliche 
Eigentum der Staatsbürger wirksam zu schützen. 

Das heißt nicht, dass jeder einzelne Staat Grenzen braucht. 
So wie ich den Zaun zu meinem Nachbarn beseitigen kann, 
wenn ich sicher bin, dass er nicht Fremden den Zutritt zu 
unseren Grundstücken erlaubt, so können sich auch be­
nachbarte Länder zusammenschließen, um den Tausch 
ihrer öffentlichen Güter durch freie Migration zu ermögli­
chen. In diesem Sinne erlaubt das Schengen­Abkommen 
den äquivalenten Tausch der nationalen Klubgüter durch 
Migration. 

Dieser Tausch verlangt aber zwingend, dass die Außengren­
zen des Schengen­Raums wirksam geschützt werden. Das 
heißt, dass vor allem die slowenische und italienische Au­
ßengrenze zu sichern sind. Ungarn und Spanien sichern 
ihre Grenzen bereits. Nachdem Spanien beschlossen hat, 
die Flüchtlinge nach Afrika zurückzubringen, ist die Zahl der 
Flüchtenden drastisch zurückgegangen, während vor der 
italienischen Küste immer noch Tausende die lebensgefähr­
liche Flucht antreten. So sind im vergangenen Jahr nur noch 
106 Personen vor der spanischen Küste bei Fluchtversu­
chen umgekommen. Vor der italienischen Küste kamen 
demgegenüber 2 892 Personen zu Tode (vgl. International 
Organisation for Migration 2016). Diese Zahlen sollte sich 
vergegenwärtigen, wer meint, die Praktizierung einer naiven 
Willkommenskultur führe zu besonders humanen Effekten. 
Zwischen einer vordergründigen Gesinnungsethik und einer 
auf die langfristigen Effekte schauenden Verantwortungs­
ethik wusste schon Max Weber zu unterscheiden. 
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Am sinnvollsten wäre es, Italien zur Übernahme des spani­
schen Ansatzes zu drängen und Slowenien bei der Siche­
rung seiner Außengrenze zu helfen. Denn wenn die slowe­
nische Grenze dicht ist, gibt es faktisch kaum noch Mög­
lichkeiten, den zentraleuropäischen Schengen­Raum auf 
dem Landweg zu erreichen. 

Das heißt nicht, dass das Asylrecht eingeschränkt werden 
sollte, denn an der slowenischen Grenze könnten mit finan­
zieller Unterstützung Deutschlands Auffanglager errichtet 
werden, in denen das Asylverfahren nach deutschem oder, 
noch besser, nach einem neuen einheitlichen EU­Recht 
durchgeführt wird. Die asylberechtigten Personen könnten 
nach einer Einzelfallprüfung von dort aus nach Deutschland 
und anderen aufnahmebereiten Ländern weitergeleitet wer­
den. Deutschlands Geschichte ist eine bleibende Verpflich­
tung, den politisch Verfolgten Schutz zu gewähren, nicht 
aber, den unkontrollierten Massenansturm von Wirtschafts­
flüchtlingen hinzunehmen. Wenn der deutsche Staat be­
schädigt wird, kann er auch seine humanitären Aufgaben 
nicht mehr erfüllen. 
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Geflüchteten
Eine wirtschaftswissenschaftliche Perspektive zu

Die Debatte zu den Auswirkungen von 
Geflüchteten wird hoch emotional geführt, 
nicht nur in Politik und Gesellschaft, son-
dern auch unter Wissenschaftlern; dies 
wurde auch im Januar 2016 im Laufe der 
Diskussion der Präsidenten der sechs 
Wirtschaftsforschungsinstitute bei der 
Leibniz-Gemeinschaft deutlich. Das ist fa-
tal, denn die Aufgabe der Wissenschaft ist 
es, die gesellschafts- und wirtschaftspo-
litische Diskussion zu informieren und zu 
versachlichen – und nicht, Emotionen zu 
schüren. Wir benötigen einen ausgewo-
genen, wissenschaftlichen Diskurs über 
die Auswirkungen der Flüchtlingsmigrati-
on auf Wirtschaft und Gesellschaft. Dazu 
gehört es, nicht nur die Kosten und Risi-
ken, sondern auch die Chancen und Lö-
sungen aufzuzeigen. In der aktuellen Dis-
kussion begehen wir als Ökonomen drei 
fundamentale Fehler, die dazu führen, 
dass die Wirtschaftswissenschaften ihrer 
gesellschaftlichen Aufgabe und Verpflich-
tung nicht mehr gerecht werden. 

Der erste Fehler ist die zu enge Fokussie-
rung auf den Staat und dessen Steuern 
und Transferzahlungen, um die wirtschaft-
lichen Auswirkungen der Flüchtlingsmigra-
tion zu messen. Nach dieser Logik rechnet 
sich ein Geflüchteter aus wirtschaftlicher 
Sicht nur dann, wenn er dem Staat mehr 
Steuereinnahmen bringt, als er an Transfers 
und anderen Zuwendungen erhält. Es steht 
außer Frage, dass die staatlichen Ausga-
ben für Geflüchtete auf Jahre, wenn nicht 
Jahrzehnte, massiv sein werden und die 
Mehrzahl der Flüchtenden aus dieser en-
gen Perspektive ein »Verlustgeschäft« für 
den deutschen Staat sein werden (vg. Bo-
nin 2016). Denn die Mehrzahl dieser Men-
schen hat eine geringe Qualifikation und 
wird nur langsam in Arbeit kommen, die 
zudem eher gering entlohnt wird und somit 
auch nur vergleichsweise geringe Steuer-
einnahmen mit sich bringt. Nach dieser ver-
queren Logik ist jedoch auch die Mehrheit 
der deutschen Staatsbürger ein »Verlust-
geschäft« für den Staat, da der größte An-

teil der Steuereinnahmen durch eine recht 
kleine Minderheit von Arbeitnehmern und 
Selbständigen geleistet wird.

Der fundamentale Fehler dieses Argu-
ments liegt darin, dass es ist nicht Ziel der 
Wirtschaftspolitik ist, die Steuereinnah-
men zu maximieren oder die staatlichen 
Ausgaben zu minimieren. Sondern Auf-
gabe des Staates und seiner Wirtschafts-
politik ist es, Wohlstand und Lebensqua-
lität für seine Bürger zu schaffen und zu 
sichern. So sind beispielsweise staatliche 
Ausgaben für Bildung meist wünschens-
wert, selbst wenn sie mit einer höheren 
Verschuldung des Staates einhergehen, 
da sie langfristig Wirtschaftswachstum 
und Wohlstand schaffen. Deshalb muss 
jede Analyse der wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Geflüchteten nicht nur die 
staatlichen Ausgaben, sondern auch den 
wirtschaftlichen Beitrag dieser Menschen 
durch Angebots- und Nachfrageeffekte 
berücksichtigen. So spiegelt sich der wirt-
schaftliche Beitrag eines Arbeitnehmers 
nicht nur in der Höhe seines eigenen Ein-
kommens, sondern auch in den Einkom-
men anderer und den Erträgen des Un-
ternehmens wider. Und dies bedeutet, 
dass auch ein Arbeitnehmer mit geringem 
Einkommen gesamtwirtschaftlich einen 
positiven Beitrag leisten kann, selbst 
wenn er mehr Transferzahlungen vom 
Staat erhält, als er an Steuern zahlt.

Ein direkt mit diesem Argument verbun-
dener Fehler ist die engstirnige Fokussie-
rung auf Staatsschulden und das Ignorie-
ren des Vermögens von Staat und Gesell-
schaft. Jeder Unternehmer weiß, dass 
der wirtschaftliche Erfolg seines Unter-
nehmens nicht nur von der Verschuldung, 
sondern vor allem auch von den Vermö-
genswerten bestimmt wird. Dabei wird 
ignoriert, dass zwar die Schulden wieder 
leicht abgebaut werden, das Vermögen 
des deutschen Staates jedoch noch viel 
stärker schrumpft (vgl. Gornig et al. 2015) 
– über die vergangenen 15 Jahre hat das 
Nettovermögen des deutschen Staates 
um über 500 Mrd. Euro abgenommen – 
vor allem durch den massiven Verfall der 
öffentlichen Infrastruktur in Deutschland, 
die der Wirtschaft und zukünftigen Gene-
rationen nicht mehr zu Verfügung steht 
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und somit auch massive wirtschaftliche Kosten verursacht. 
Nicht berücksichtigt bei diesen Zahlen ist das noch viel wich-
tigere Vermögen einer jeden Gesellschaft – die Fähigkeiten 
ihrer Menschen, der Zusammenhalt und das Funktionieren 
von Gesellschaft und Demokratie.

Der zweite grundlegende Fehler in der wirtschaftswissen-
schaftlichen Debatte um die Flüchtlingsmigration ist die Vor-
stellung, die Ausgaben für Geflüchtete müssten minimiert 
werden. Das Gegenteil trifft zu: Je mehr und besser wir 
heute in die Integration der Geflüchteten investieren, desto 
größer ist der Nutzen für die Geflüchteten selbst und für die 
Gesellschaft als Ganzes. Der Erfolg der Integration hängt 
natürlich von der Motivation und den Fähigkeiten der Ge-
flüchteten ab. Genauso wichtig für diesen Erfolg sind jedoch 
der Wille und die Bemühungen von uns als Gesellschaft, 
diese Menschen zu integrieren. 

Trotz Verbesserungen legen wir den Geflüchteten nach wie 
vor viel zu hohe Hürden in den Weg, um Qualifikationen zu 
erwerben und in den Arbeitsmarkt zu kommen – angefangen 
von langen Wartezeiten bis hin zu einer schleppenden Un-
terstützung, die zudem zu wenig auf die Bedürfnisse der 
häufig traumatisierten Menschen ausgerichtet ist. Die noch 
größere Herausforderung ist zudem die Integration der vie-
len geduldeten Menschen, die es häufig durch die hohe 
Unsicherheit über einen möglichen Verbleib noch schwieri-
ger haben, in den Arbeitsmarkt zu kommen.

Effizient gestaltete Aus- und Weiterbildung erhöht die Chan-
cen auf eine erfolgreiche Integration – umso schneller wer-
den die Geflüchteten auch einen wirtschaftlichen Beitrag 
leisten können, und umso höher kann dieser Beitrag aus-
fallen. Langfristig sind Kosten und Nutzen also nicht unab-
hängig voneinander. Vielmehr sind die Ausgaben für Flücht-
linge nicht als Kosten, sondern als Investitionen zu begreifen.

Zudem sollten wir uns nicht nur auf die möglichen »Kosten« 
der Integration konzentrieren, sondern fragen, welche Kos-
ten eine Nicht-Integration, eine gescheiterte Integration, für 
Wirtschaft und Gesellschaft verursachen. Ein solches Schei-
tern würde reale Kosten verursachen, nicht nur für die Wirt-
schaft und den Staat, sondern auch für das Funktionieren 
unserer Gesellschaft und Demokratie.

Ein dritter grundlegender Fehler ist es, von vornherein die In-
tegration der Geflüchteten zu einem Verteilungskampf hoch-
zustilisieren, bei dem die Integration der Geflüchteten zu wirt-
schaftlichen Nachteilen für die bereits in Deutschland leben-
den Menschen führt. Denn der Ausgang dieses Prozesses 
ist auch abhängig von kurzfristigen Weichenstellungen und 
damit zumindest in der mittleren Frist eine Chance: Gelingt 
eine Integration in den Arbeitsmarkt, ergeben sich langfristig 
Vorteile, die den Kosten entgegenstehen. Diese Integration 
geschieht aber nicht von selbst. Wichtig ist es daher, die 

Flüchtlinge mit Angeboten zum Erlernen der erforderlichen 
Sprachkenntnisse, aber auch mit passenden Ausbildungs-
programmen zu unterstützen (vgl. Aiyar et al. 2016), statt die 
kurzfristigen Kosten so gering wie möglich zu halten. 

Bei all dem darf die berechtigte Sorge vor negativen Auswir-
kungen auf heimische private Haushalte, und hier insbeson-
dere diejenigen mit einem geringen Einkommen, nicht aus 
dem Blick geraten – etwa deswegen, weil die vielen Geflüch-
teten vor allem geringqualifizierte deutsche Arbeitnehmer im 
Arbeitsmarkt verdrängen und ihnen Jobs wegnehmen könn-
ten und Druck auf die Löhne in entsprechenden Jobs ent-
stehen könnte (vgl. Battisti et al. 2015a). Gegenwärtig kann 
nur spekuliert werden, wie sich die Zuwanderung auf den 
deutschen Arbeitsmarkt auswirken wird. Das Fazit der wis-
senschaftlichen Literatur ist hierzu alles andere als eindeutig. 
In einigen Fällen gab es negative Auswirkungen der Zuwan-
derung auf Löhne und Beschäftigung Einheimischer, in an-
deren Fällen haben jedoch die positiven Effekte überwogen 
(vgl. Foged und Peri 2015). So hat beispielsweise die Zu-
wanderung in Dänemark in den 1980er und 1990er Jahren 
dazu geführt, dass Einheimische einen Fahrstuhleffekt erfah-
ren haben, also in besser bezahlte Jobs hochrücken konnten, 
so dass sowohl die Beschäftigung als auch die Einkommen 
der Bürger gestiegen sind (vgl. Schmieder 2016). 

Zudem war der Arbeitsmarkt in Deutschland selten stärker 
als heute; auch der Internationale Währungsfonds kommt 
in einer aktuellen Studie zu dem Ergebnis, dass dies die In-
tegration selbst überwiegend Geringqualifizierter erleichtert 
(vgl. Aiyar 2016). Es gibt über eine Million offene Stellen, und 
bis zum Jahr 2030 werden netto 5 Mio. Babyboomer in 
Rente gehen. Unternehmen benötigen Arbeitnehmer – nicht 
nur hochqualifizierte Fachkräfte, sondern auch weniger Qua-
lifizierte. Die Migration nach Deutschland, auch durch Flücht-
linge, wird sicherlich nicht all diese Lücken füllen können, 
aber sie kann die negativen Auswirkungen der demographi-
schen Entwicklung zumindest ein wenig abfedern (vgl. Bat-
tisti 2015b). Ebenso wichtig ist es aber, auch den bereits in 
Deutschland lebenden Menschen mit geringem Einkommen 
bessere Perspektiven zu bieten. 

Auch die gegenwärtige Sorge, die hohen Ausgaben für 
Flüchtlinge würden zwangsläufig zu geringeren Leistungen 
für andere Menschen führen – beispielsweise könne weni-
ger für Bildung oder für Infrastruktur ausgegeben werden 
– kann und sollte entkräftet werden. Selten war die finan-
zielle Lage für die öffentliche Hand besser als heute. Der 
deutsche Staat hat hohe Überschüsse – über 12 Mrd. Eu-
ro, oder 0,4% der Wirtschaftsleistung, allein für den Bund 
im Jahr 2015. Die Prognosen gehen mehrheitlich davon 
aus, dass auch in diesem Jahr insgesamt Überschüsse 
anfallen – und das, obwohl bereits erhebliche Ausgaben 
hinsichtlich der Flüchtlingsmigration eingerechnet sind (vgl. 
van Deuverden 2015). Zudem kann die öffentliche Hand zu 
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einem negativen Realzins Kredite aufnehmen, um notwen-
dige Investitionen zu finanzieren. Die Schwächen in der öf-
fentlichen Infrastruktur, bei der Bildung und in anderen Be-
reichen sind nicht erst durch die Geflüchteten entstanden, 
sondern existieren bereits seit vielen Jahren. Die Politik soll-
te daher der Versuchung widerstehen, die Schuld für feh-
lendes Handeln und falsche Prioritäten auf die Flüchtlings-
krise zu schieben.

Im November 2015 haben wir am DIW Berlin eine Studie 
mit Szenarien zu den möglichen Kosten und Nutzen der 
Flüchtlingsmigration veröffentlicht (Fratzscher und Junker 
2015). Das Ziel der Studie war es, diese drei oben angeführ-
ten Elemente explizit in den Berechnungen der wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Flüchtlingsmigration zu berücksich-
tigen. Diese Szenarien vergleichen die staatlichen Ausgaben 
für Geflüchtete mit dem möglichen gesamtwirtschaftlichen 
Beitrag dieser Menschen, der davon abhängt, wie schnell 
Geflüchtete Arbeit finden und wie produktiv sie sein werden. 
Das Hauptresultat ist, dass selbst unter einem recht pessi-
mistischen Szenario der wirtschaftliche Beitrag der Geflüch-
teten die staatlichen Ausgaben nach fünf bis zehn Jahren 
übertrifft – sofern die Integration gelingt.

Jedes wissenschaftliche Modell versucht die Realität in ver-
einfachter Weise darzustellen. Jedes Modell kann komplexer 
und vielschichtiger gestaltet werden, ohne jedoch notwen-
digerweise akkurater oder informativer zu werden. Unsere 
Szenarien beruhen auf einem Modell, das so einfach wie 
möglich gestaltet ist, um die wichtigsten Mechanismen zu 
illustrieren, und auf der Erfahrung mit Geflüchteten in der 
Vergangenheit. Die Berechnungen sind für jeden im Internet 
frei zugänglich, so dass man leicht auch abweichende An-
nahmen, Mechanismen und Größen hinzufügen kann – etwa 
Auslandseinkommen oder Abschreibungen, um die Auswir-
kungen auf Ausgaben und Nutzen zu analysieren. Nicht nur 
die Integration in den Arbeitsmarkt unterliegt einer hohen 
Unsicherheit, sondern auch die Höhe der Zuwanderung und 
die notwendigen Ausgaben des Staates für Geflüchtete in 
den kommenden Jahren. Unser Hauptresultat ändert sich 
dadurch jedoch nicht grundlegend.

So wird etwa argumentiert, die deutsche Wirtschaft könne 
langfristig die höhere Nachfrage durch Geflüchtete nicht be-
friedigen: Das Resultat der zusätzlichen Nachfrage durch 
Geflüchtete sei lediglich eine höhere Inflation in Deutschland. 
Diese Kritiker widersprechen sich fast im gleichen Atemzug, 
da sie auf der anderen Seite monieren, die Geflüchteten 
würden die Löhne senken, was aber die Inflation reduzieren 
würde. Und sie ignorieren, dass auch der Kapitalstock sich 
anpassen wird.

Zunächst dürfte der Nachfrageeffekt wirken: Der zusätzliche 
Konsum – dies umfasst sowohl staatliche Ausgaben für Un-
terbringung, Versorgung und Integration der Flüchtlinge als 

auch deren privaten Verbrauch – regt die Wirtschaftsleistung 
an. Ob diese Nachfrage mit vorhandenen Kapazitäten voll-
ständig bedient werden kann, ist allenfalls kurzfristig rele-
vant. Die Mehrheit der Prognosen – nationaler wie interna-
tionaler Institute und Institutionen – geht selbst für dieses 
Jahr von einem beträchtlichen realwirtschaftlichen Effekt bei 
vernachlässigbaren Preiseffekten aus. Über die Zeit dürften 
die Kapazitäten aber im Bedarfsfall – ein Preisdruck signa-
lisiert Knappheiten – an die gestiegene Nachfrage angepasst 
werden: Anfängliche Kapazitätsbeschränkungen werden 
über Investitionen, einen steigenden Kapitalstock und eine 
steigende Arbeitsnachfrage abgebaut; davon profitieren vor 
allem die bereits in Deutschland lebenden Menschen. 

Anschließend kommt mehr und mehr der angebotsseitige 
Schub zum Tragen, wenn nämlich die Flüchtlinge nach und 
nach die erforderlichen Qualifikationen erwerben und sich 
verstärkt in den Arbeitsmarkt integrieren. Dies können 
durchaus auch geringqualifizierte Tätigkeiten sein. Eine Ver-
drängung bestehender Arbeitsverhältnisse findet nicht not-
wendigerweise statt: Studien zeigen, dass bereits Beschäf-
tigte anschließend produktivere Tätigkeiten ausführen und 
höhere Löhne erzielen. Auch indirekte Effekte sind wichtig: 
So könnte ein größeres Angebot etwa im Betreuungsbereich 
Freiräume für Hochqualifizierte schaffen, die diese nutzen, 
um verstärkt am Arbeitsmarkt aktiv zu werden. Dieser An-
gebotseffekt erzeugt zusätzliche Einkommen, die wiederum 
zu einer höheren Nachfrage führen, unabhängig von dem 
oben beschriebenen Nachfrageeffekt.

Die Simulationen berücksichtigen keine Preiseffekte. Groß 
werden diese aber nicht ausfallen, so dass diese Einschrän-
kung nicht substanziell ist. Die gesamte Analyse betrachtet 
einen Zeitraum von zwei Dekaden; Kapazitätsbeschränkun-
gen und verzögerte Anpassung dürften unter dem Strich 
eine untergeordnete Rolle spielen. Zudem wirken die zu-
grunde liegenden Effekte, der Nachfrage- und der Angebots-
impuls bezüglicher ihrer Wirkung auf Preise in entgegenge-
setzte Richtung. 

Es ist sinnvoll und wichtig, auch komplexere Gleichgewichts-
modelle für diese Analysen der Auswirkungen von Migration 
auf die Volkswirtschaft heranzuziehen. Ein prominentes Bei-
spiel ist die führende Forschung von Gali, Smets und Wouters 
(2012), die unter anderem auch Schocks auf das Arbeitsan-
gebot in einer Volkswirtschaft analysieren. Abbildung 1 (aus 
dieser Studie) zeigt die Auswirkungen auf verschiedene ge-
samtwirtschaftliche Variablen eines negativen Schocks auf 
das Arbeitsangebot, also eines exogenen Rückgangs des 
Arbeitsangebots. Im Fall der deutschen Flüchtlingszuwan-
derung müssen also alle Effekte das umgekehrte Vorzeichen 
haben, da es sich hierbei um einen positiven Schock auf das 
Arbeitsangebot handelt. Diese Analyse bestätigt drei grund-
legende Punkte. Zum einen, dass die meisten Auswirkungen 
eines derartigen Schocks zeitlich begrenzt sind und zum 
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größten Teil ihre volle Wirkung nach zwölf Quartalen, also 
nach drei Jahren, ausgeübt haben. Zum zweiten bestätigt 
die Analyse den sowohl geringen als auch zeitlich sehr be-
grenzten Einfluss eines solchen Schocks auf Inflation und 
Zinsen. Und das dritte wichtige Resultat ist der permanente 
Effekt auf die Wirtschaftsleistung.

Auch wird moniert, unser Modell ignoriere die Zinszahlungen 
auf die Ausgaben für Flüchtlinge. Auch diese Kritik ist nicht 
überzeugend. Selbst wenn der Staat Schulden machen 
müsste, kann er dies in der gegenwärtigen Niedrigzinspha-
se zu einem negativen Realzins tun. Auch die Sorge, höhe-
re Ausgaben für Flüchtlinge würden langfristig die Zinsen 
erhöhen, erscheint wenig plausibel. Auch hier zeigt das neu-
keynesianische Gleichgewichtsmodell, wie in der Abbildung 
dargelegt, wie gering und kurzlebig sich ein Angebotsschock 
auf die Zinsen auswirkt. 

Der Streit in Deutschland zwischen Wissenschaftlern über 
die wirtschaftlichen Auswirkungen der Flüchtlingskrise – 
über die Kosten und, ja auch den Nutzen – ist skurril. In 
diesem Streit geht es zumeist um Glaubensbekenntnisse, 
wessen Theorie die richtige ist, und nicht um Empirie und 
Fakten. Anstelle über wirtschaftliche Theorien und Orthodo-
xie zu diskutieren, sollten wir empirische Modelle bemühen, 
um die möglichen Auswirkungen der Flüchtlingszuwande-
rung besser zu verstehen. Auch der Internationale Wäh-
rungsfonds hat erst kürzlich vorgemacht, dass dies in der 
Tat möglich ist (vgl. Aiyar 2016).

Deutschland war in den vergangenen 100 Jahren wohl nie 
in einer günstigeren Lage, die riesigen Herausforderungen 

der gegenwärtigen Flüchtlingsmigration er-
folgreich zu bewältigen. Unser Land hat in 
den vergangenen Jahrzehnten immer wieder 
bewiesen – von der Aufnahme von Aussied-
lern nach dem Zweiten Weltkrieg bis hin zu 
den Geflüchteten des Balkankrieges in den 
1990er Jahren –, dass es auch unter deutlich 
schlechteren Bedingungen eine solche Her-
ausforderung bestehen kann. Die Rolle der 
Wissenschaft ist es, Wirkungszusammen-
hänge ausgewogen zu analysieren, um da-
mit konstruktiv und konkret Lösungsoptio-
nen für politische Entscheidungsträger auf-
zuzeigen. Nur dann kann die Wissenschaft 
ihrer gesellschaftlichen Aufgabe gerecht 
werden.
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Abb. 1 
Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen eines negativen Schocks auf das Arbeitsangebot  
in einem geschätzten neu-keynesianischen Modell 

 

 
Quelle: Gali et al. (2012). 
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Die ökonomischen Folgen der Zuwanderung

In Deutschland wird derzeit intensiv über 
die ökonomischen und gesellschaftspo-
litischen Folgen der Zuwanderungswelle 
diskutiert. Dabei stellen sich verschiede-
ne Fragen. Was bedeutet die Zuwande-
rung für die wirtschaftliche Lage der 
schon vorhandenen Bevölkerung in 
Deutschland? Werden die meisten Zu-
wanderer bleiben, oder ist zu erwarten, 
dass sie nach dem Ende der Kriege in 
ihren Heimatländern wieder zurückkeh-
ren? Was wären die Folgen der Wieder-
einführung nationaler Grenzkontrollen im 
Schengen-Raum für Deutschland und 
Europa? Sind die Lasten der Flüchtlings-
aufnahme unter den europäischen Staa-
ten gerecht verteilt? Handelt es sich 
überhaupt um Lasten, oder ist die Zu-
wanderung wirtschaftlich betrachtet ein 
Gewinn für die Zuwanderungsländer, wie 
manche behaupten? Dieser Beitrag kon-
zentriert sich auf die Frage, wie sich die 
Zuwanderungswelle auf den Wohlstand 
der in Deutschland schon vorhandenen 
Bevölkerung auswirkt.

Welche Folgen hat die 
Zuwanderung für den Wohlstand 
der vorhandenen Bevölkerung?

Als die Zahl der Zuwanderer im Sommer 
2015 in die Höhe schnellte und Angela 
Merkel den in Ungarn gestrandeten 
Flüchtlingen spontan gestattete, nach 
Deutschland zu kommen, gab es viel Eu-
phorie über den Zustrom. Das war zum 
einen berechtigte Freude darüber, dass 
Deutschland Tausenden von Menschen 
helfen und Schutz bieten kann, die vor 
Krieg und Armut fliehen. Zum anderen 
behaupteten viele, dass Deutschland 
durch die Zuwanderung nicht etwa wirt-
schaftlich belastet würde, sondern im 
Gegenteil erheblich davon profitiere. Es 
sei eine wirtschaftliche Belebung zu er-
warten, ein Vitalitätsschub für eine altern-
de und zunehmend gesetzte und sklero-
tische Gesellschaft. Kurzfristig würden 

die Transfers an die Flüchtlinge und In-
vestitionen für den Bau von Unterkünften 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage be-
leben und die Konjunktur anschieben. 
Auf lange Sicht sei zu erwarten, dass die 
Zuwanderer die von der Alterung der Be-
völkerung belasteten Sozialkassen sanie-
ren und die Fachkräftelücke in Deutsch-
land schließen. 

Diese Perspektive ist sympathisch, sie ist 
aber eher eine Wunschvorstellung als ei-
ne realistische Einschätzung auf der Basis 
der heute verfügbaren Informationen. Sie 
verwechselt vorübergehende Konjunktur-
impulse mit Wohlfahrtsgewinnen. Sie ver-
nachlässigt außerdem die erheblichen 
und dauerhaften fiskalischen Belastungen 
für die heimische Bevölkerung, die mit ei-
ner Zuwanderung großer Zahlen von 
Menschen einhergehen, die sehr viel Zeit 
brauchen werden, bevor sie ihren Le-
bensunterhalt selbst bestreiten und zu 
den Kosten der Bereitstellung staatlicher 
Leistungen beitragen können.

Vorübergehende 
konjunkturbelebende Effekte sind 
keine Wohlfahrtsgewinne

Kurzfristig wird der deutsche Staat erheb-
liche Ausgaben für die Versorgung und 
Unterbringung der ankommenden Flücht-
linge tätigen. Schätzungen dieser Ausga-
ben belaufen sich auf rund 1 000 Euro pro 
Monat und Zuwanderer. Berücksichtigt 
man Ausgaben für die Errichtung neuer 
Unterkünfte, könnte es auch deutlich 
mehr werden. Die Vorstellung, dass diese 
Ausgaben Deutschland wirtschaftlich 
Nutzen stiften, weil sie die Konjunktur be-
leben, ist wenig überzeugend: Eine Bele-
bung der Nachfrage ergibt sich nur, so-
weit die Mehrausgaben nicht durch Aus-
gabenkürzungen in anderen Bereichen 
oder höhere Steuern finanziert werden, 
sondern durch mehr Staatsschulden be-
ziehungsweise reduzierte Überschüsse 
und damit geringeren Schuldenabbau. 
Selbst wenn es zu einem Nachfrageim-
puls kommt, nützt er wenig. Die zusätzli-
chen Schulden müssen bedient oder ir-
gendwann zurückgezahlt werden, was 
künftige Nachfrage reduziert. Derzeit ist 

 * Prof. Dr. Clemens Fuest ist Präsident des Zent-
rums für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW), Mannheim. Zum 1. April 2016 wechselt er 
als Präsident zum ifo Institut und als Professor für 
Volkswirtschaftslehre an die Ludwig-Maximili-
ans-Universität München.

Clemens Fuest*
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die deutsche Wirtschaft gut ausgelastet, Spielräume für 
schuldenfinanzierte Konjunkturimpulse sollten im nächsten 
Abschwung genutzt werden, nicht jetzt. Eine vorübergehen-
de Steigerung des Bruttoinlandsprodukts ist nicht gleichbe-
deutend mit einer Steigerung des Wohlstands der heimi-
schen Bevölkerung. 

Mittel bis langfristige Wirkungen

Auf mittlere und lange Sicht sind die ökonomischen Auswir-
kungen der Zuwanderung davon abhängig, wie schnell es 
gelingt, die Migranten in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Das wird darüber entscheiden, ob sie ihren Lebensunterhalt 
bestreiten und in welchem Umfang sie von sozialstaatlichen 
Transfers abhängig sind oder durch Steuern und Abgaben 
zur Finanzierung der öffentlichen Haushalte beitragen. 

Welche Konsequenzen ergeben sich am Arbeitsmarkt? 
Wenn die Zuwanderer vornehmlich niedrige Berufsqualifi-
kationen mitbringen, konkurrieren sie mit niedrig qualifizier-
ten Arbeitnehmern im Zuwanderungsland. Hoch qualifizier-
te Inländer oder Unternehmer im Zuwanderungsland, die 
niedrig qualifizierte Arbeitskräfte beschäftigen, profitieren 
von dieser verschärften Konkurrenz. Das ist zunächst ein-
mal ein Umverteilungseffekt unter den Inländern. Zuwan-
derung könnte dann wirtschaftliche Gewinne für die heimi-
sche Bevölkerung insgesamt mit sich bringen, wenn die 
Arbeitseinkommen der Zuwanderer niedriger wären als der 
Beitrag, den sie zur gesamtwirtschaftlichen Produktion leis-
ten. Wenn man davon ausgeht, dass die Löhne der Grenz-
produktivität der Arbeit entsprechen und diese Grenzpro-
duktivität mit wachsender Beschäftigtenzahl fällt, dann 
kommt es bei einer Zuwanderung zu Lohnsenkungseffek-
ten. Das kann das folgende einfache Beispiel verdeutlichen: 
Man betrachte zwei gleich qualifizierte Arbeitskräfte, die 
nacheinander zuwandern. Der Lohn des ersten Zuwande-
rers entspricht genau der zusätzlichen Produktion, die er 
leistet. Dann trifft der zweite Zuwanderer ein. Sein zusätz-
licher Beitrag zur Produktion ist etwas niedriger als der des 
ersten, obwohl er gleich qualifiziert ist. Das liegt an der fal-
lenden Grenzproduktivität der Arbeit, eine Eigenschaft be-
stimmter, aber nicht aller Produktionstechnologien. Da die 
Grenzproduktivität sinkt, fällt das Lohnniveau und damit 
auch der Lohn des ersten Zuwanderers. Im Ergebnis ist der 
summierte Lohn der beiden Zuwanderer geringer als ihr 
gemeinsamer Beitrag zur heimischen Produktion, und die 
heimische Bevölkerung erzielt einen Gewinn (vgl. Fuest und 
Thum 2000). Dieser Effekt setzt allerdings voraus, dass die 
Löhne tatsächlich sinken können. Der gesetzliche Mindest-
lohn in Deutschland begrenzt die Lohnsenkungsspielräume. 
Ob diese Lohnkonkurrenzeffekte tatsächlich auftreten und 
signifikante Gewinne für die Inländer hervorbringen, ist letzt-
lich eine empirische Frage, die ungeklärt ist. Damit solche 

Effekte auftreten können, müssen die Zuwanderer allerdings 
überhaupt erst einmal in den Arbeitsmarkt integriert werden.

Qualifikation und Ausbildungspotenzial der 
Zuwanderer

Bei der aktuellen Zuwanderungswelle nach Deutschland 
kann man davon ausgehen, dass es sich mehrheitlich um 
Menschen handelt, die keine in Deutschland unmittelbar ver-
wendbare berufliche Qualifikation mitbringen. Belastbare In-
formationen über Bildungsstand und berufliche Qualifikation 
der Zuwanderer sind nach wie vor nur in geringem Umfang 
vorhanden. Nach Informationen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung hat sich die Struktur der Her-
kunftsländer der Flüchtlinge im Laufe des Jahres 2015 stark 
verändert. Etwa 53% der Flüchtlinge kommen aus Ländern, 
in denen Krieg und politische Verfolgung herrschen, darunter 
Afghanistan, Syrien und Somalia. 31% kommen aus Albani-
en und anderen Balkanstaaten. Im August 2015 ist der Anteil 
der Flüchtlinge aus den von Krieg und Verfolgung betroffenen 
Staaten sogar auf 76% gestiegen. Betrachtet man die be-
rufliche Qualifikation der bereits statistisch erfassten Zuwan-
derer aus diesen Herkunftsländern, im Wesentlichen Zuwan-
derer aus dem Jahr 2014 oder früheren Jahren, dann zeigt 
sich, dass 53% keine abgeschlossene Berufsausbildung ha-
ben, 22% berufsqualifizierende Abschlüsse und etwa 10% 
eine Hochschulausbildung. Bei den Zuwanderern aus den 
Kriegs- und Verfolgungsstaaten sind sogar 71% ohne abge-
schlossene Berufsausbildung. Zum Vergleich: Unter den 
Deutschen liegt der Anteil der Erwerbsfähigen ohne abge-
schlossene Berufsausbildung bei 16%. 

Positiv ist sicherlich, dass rund die Hälfte der Flüchtlinge 
jünger als 25 Jahre ist. Bei dieser Gruppe besteht die Chan-
ce, durch Ausbildung Arbeitsmarktchancen zu eröffnen. Da-
bei ist aber zu berücksichtigen, dass die Grundlagen für 
Ausbildungspotenziale in früher Kindheit und im Grundschul-
alter gelegt werden. In vielen der Herkunftsländer sind die 
Schulsysteme wenig leistungsfähig. Aktuelle Untersuchun-
gen von Ludger Wößmann zeigen, dass Schüler aus Län-
dern wie Syrien und Afghanistan Rückstände gegenüber 
Schülern aus OECD-Ländern wie Deutschland aufweisen, 
die vier bis fünf Schuljahren entsprechen. Diese Rückstände 
sind bei 18-Jährigen auch mit hohen Investitionen in Bildung 
und Ausbildung nicht mehr auszugleichen (vgl. Wöß-
mann 2016). 

Aus diesen Gründen ist zu erwarten, dass die Zuwanderer 
vor allem im Niedriglohnsegment Beschäftigung suchen 
werden. Deshalb ist die Sorge verbreitet, dass niedrig qua-
lifizierte heimische Arbeitskräfte verdrängt werden könnten. 
Existierende Studien zu den Konsequenzen früherer Migra-
tionswellen zeigen, dass niedrig qualifizierte heimische Ar-
beitnehmer in der Tat mit geringeren Löhnen oder schlech-
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teren Jobchancen rechnen müssen. Die gemessenen Effek-
te sind aber meistens klein, und sie sind vorübergehender 
Natur. Es wird außerdem einige Zeit dauern, bis die Zuwan-
derer tatsächlich am Arbeitsmarkt aktiv werden. 

Fiskalische Belastung durch Einwanderung in 
den Sozialstaat

Selbst wenn man annimmt, dass es trotz Sprachbarrieren, 
mangelnder Berufsqualifikation und Mindestlöhnen gelingt, 
die Zuwanderer bald in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 
folgt daraus noch nicht, dass die Zuwanderung positive 
Wohlfahrtswirkungen auf die heimische Bevölkerung ent-
faltet. Das liegt daran, dass Deutschland einen stark aus-
gebauten Wohlfahrtsstaat hat. Dieser Wohlfahrtsstaat ver-
teilt in erheblichem Umfang Ressourcen um. Nettozahler 
sind vereinfacht formuliert diejenigen, die überdurchschnitt-
liche Einkommen haben, Nettoempfänger sind diejenigen 
mit unterdurchschnittlichen Einkommen. Wenn es in einem 
solchen Wohlfahrtsstaat zu einer Zuwanderung von Men-
schen mit unterdurchschnittlichem Einkommen kommt, er-
halten diese Zuwanderer mehr an staatlichen Leistungen, 
als sie an Steuern und Abgaben beitragen. Die heimische 
Bevölkerung erleidet dann einen wirtschaftlichen Verlust. 
Sie muss den Fehlbetrag aufbringen, der entsteht, wenn 
die Zuwanderer weniger an Steuern und Abgaben in die 
öffentlichen Kassen einzahlen, als sie an Leistungen erhal-
ten. Zu diesen Leistungen gehören zum einen Geld- und 
Sachtransfers wie etwa Hilfen für den Lebensunterhalt, die 
Bereitstellung von Wohnungen oder gesundheitlicher Ver-
sorgung. Hinzu kommen Kindergärten, Schulen und Uni-
versitäten, die öffentliche Verwaltung, Ausgaben für innere 
und äußere Sicherheit und die staatliche Infrastruktur. Letzt-
lich steigen die meisten Staatsausgaben ungefähr propor-
tional zur Bevölkerungsgröße. 

Daraus folgt, dass hoch qualifizierte Zuwanderer mit ent-
sprechend hohen Einkommen die vorhandene Bevölkerung 
entlasten, weil sie mehr in die öffentlichen Kassen einzahlen 
,als sie an Leistungen in Anspruch nehmen. Bei niedrig qua-
lifizierten Zuwanderern ist es umgekehrt. Allerdings reicht es 
nicht aus, die fiskalische Bilanz eines einzelnen Jahres zu 
betrachten. Entscheidend ist letztlich der längerfristige Bei-
trag. Deshalb spielt neben der Qualifikation das Alter der 
Zuwanderer eine Rolle. Am attraktivsten für das Zuwande-
rungsland sind Immigranten im Alter zwischen 25 und 30 
Jahren. Sie haben ihre Ausbildung bereits hinter sich, steigen 
ins Berufsleben ein und zahlen lange Steuern und Abgaben. 
Die fiskalische Bilanz älterer Zuwanderer ist weniger positiv, 
weil diese Gruppe für eine kürzere Zeit in die öffentlichen 
Kassen einzahlt, zunehmend Gesundheitsleistungen bean-
sprucht und schließlich die Rentenkassen belastet. Jünge-
re Zuwanderer entlasten ebenfalls weniger, weil sie zunächst 
ausgebildet werden müssen.

Wie die fiskalische Bilanz der Zuwanderung in Deutschland 
aussieht, wenn man den gesamten Lebenszyklus der Be-
völkerung berücksichtigt, hat Holger Bonin kürzlich in einer 
viel beachteten Studie untersucht (Bonin 2014). Er zeigt, 
dass die fiskalische Bilanz der ausländischen Bevölkerung 
in Deutschland ein Defizit von knapp 80 000 Euro pro Per-
son aufweist. Das ist der heutige Wert aller künftigen Zah-
lungen von Steuern und Abgaben durch diese Gruppe ab-
züglich der empfangenen öffentlichen Leistungen. Wenn 
man annimmt, dass 2015 eine Million Menschen zu uns 
gekommen wäre, die in Altersstruktur und Einkommen der 
schon in Deutschland lebenden Bevölkerung entspricht, 
würde das die deutschen Staatsfinanzen einmalig in Höhe 
von 80 Mrd. Euro belasten. Die Zuwanderer, die tatsächlich 
nach Deutschland gekommen sind, werden aber voraus-
sichtlich deutlich geringere Einkommen erzielen als die 
schon vorhandene Bevölkerung ausländischer Herkunft. 
Deshalb sind die Kosten deutlich höher. Bernd Raffelhü-
schen schätzt die einmaligen Kosten der aktuellen und für 
die nächsten Jahre zu erwartenden Zuwanderungswelle auf 
bis zu 900 Mrd. Euro. 

Holger Bonin hat in seiner Studie auch untersucht, wie 
Unterschiede im Qualifikationsniveau der Zuwanderer die 
fiskalische Bilanz beeinflussen. Er betrachtet dazu das 
Szenario einer andauernden Zuwanderung im Umfang von 
200 000 Personen pro Jahr. Es zeigt sich, dass eine Zu-
wanderung mit einem Qualifikationsniveau, das dem der 
schon vorhandenen ausländischen Bevölkerung ent-
spricht, jährliche fiskalische Belastungen in Höhe von 
125 Euro pro Kopf der heimischen Bevölkerung verursa-
chen würde, für Deutschland insgesamt also rund 10 Mrd. 
Euro. Bei ausschließlich hoch qualifizierten Zuwanderern 
würde die fiskalische Bilanz hingegen stark positiv, eine 
Entlastung von mehr als 1 000 Euro pro Kopf wäre erreich-
bar. Diese Zahlen verdeutlichen, dass die Einwanderung 
hoch qualifizierter Arbeitskräfte sehr vorteilhaft sein kann, 
während weniger gut ausgebildete Zuwanderer selbst 
dann fiskalische Belastungen mit sich bringen, wenn ihre 
Qualifikation immerhin noch dem Durchschnitt der teil-
weise seit langer Zeit in Deutschland lebenden Ausländer 
entspricht. 

Wie in einem Land die fiskalische Bilanz von Zuwanderung 
ausfällt, hängt folglich vor allem von zwei Faktoren ab. Zum 
einen von Qualifikation und Alter der Zuwanderer, zum an-
deren von der Gestaltung des Sozialstaats. Ein Land mit 
einem wenig entwickelten Sozialstaat profitiert weniger von 
hoch qualifizierter Zuwanderung und wird weniger belastet 
durch niedrig qualifizierte Zuwanderer als ein Land mit einem 
ausgebauten Sozialstaat. Die OECD hat untersucht, wie die 
fiskalische Bilanz der Zuwanderer in verschiedenen Ländern 
aussieht, sich dabei allerdings auf eine statische Messung 
beschränkt und die gezahlten Steuern und Abgaben den 
empfangenen öffentlichen Leistungen für die Jahre 2007–
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2009 gegenübergestellt. Abbildung 1 zeigt, dass unter-
schiedliche Länder sehr verschiedene Bilanzen aufweisen. 
In Deutschland ist die Bilanz nach diesen Berechnungen 
sehr negativ, während die Schweiz stark von Zuwanderung 
profitiert. Das erklärt sich dadurch, dass die Schweiz in er-
heblichem Umfang hoch qualifizierte Zuwanderer attrahiert, 
vor allem aus Deutschland. 

Schlussfolgerungen

Es ist damit zu rechnen, dass die Zuwanderer, die derzeit 
nach Deutschland kommen, insgesamt unterdurchschnitt-
liche Einkommenschancen haben. Deshalb muss sich die 
deutsche Politik darauf vorbereiten, dass der Sozialstaat 
in den nächsten Jahren erheblich belastet wird. Die heimi-
sche Bevölkerung wird durch diese Zuwanderung wirt-
schaftlich nicht entlastet, sondern belastet. Dem halten 
manche entgegen, dass man nicht nur die Auswirkungen 
auf den Staat, sondern auf die Wirtschaft insgesamt in den 
Blick nehmen muss. An der gesamtwirtschaftlichen Bilanz 
ändert das aber nur dann etwas, wenn die Zuwanderer 
insgesamt mehr zur Produktion beitragen, als sie an Lohn 
erhalten. Das würde beispielsweise passieren, wenn die 
Löhne in Folge der Zuwanderung stark gedrückt werden. 
Der Mindestlohn und die hohen Sozialleistungen setzt dem 
allerdings Grenzen. 

Unabhängig von der Frage, wie groß die Belastung durch 
die Zuwanderung letztlich ausfällt, ist es wichtig, entschlos-
sen in die Aus- und Weiterbildung der Zuwanderer, die in 
Deutschland bleiben werden, zu investieren und Hindernis-
se für ihre Integration in den Arbeitsmarkt und die Gesell-
schaft insgesamt abzubauen.

Menschen zu helfen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, 
ist ein Gebot der Humanität. Aus diesem Grund ist es rich-
tig, dass Deutschland Anstrengungen unternimmt, Flücht-
linge aus Syrien und anderen Konfliktzonen aufzunehmen. 
Eine wirtschaftliche Entlastung für Deutschland sollten wir 
von der aktuellen Zuwanderung aber nicht erwarten.
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Flüchtlingsmigration1

Wirtschaftspolitische Implikationen der

Deutschland wird in den kommenden 
Jahrzehnten gezwungen sein, seine Zu­
kunftsfähigkeit in einer immer stärker zu­
sammenrückenden Welt unter Beweis zu 
stellen. Bislang schienen viele der drän­
gendsten globalen Probleme – Krieg und 
Vertreibung, Wirtschaftskrisen und abso­
lute Armut – für das Leben in Deutschland 
von vergleichsweise geringer Bedeutung 
zu sein. Doch jetzt suchen Hunderttausen­
de Flüchtlinge in Europa Schutz und eine 
neue Zukunft. Damit stellt sich nicht zuletzt 
die Frage, ob Deutschland in der Lage sein 
wird, die daraus erwachsenden wirtschaft­
lichen Herausforderungen zu meistern.

Diese Frage bildet einen Schwerpunkt des 
aktuellen Jahresgutachtens des Sachver­
ständigenrates zur Begutachtung der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR 
2015). Der vorliegende Beitrag stützt sich 
auf diese Arbeiten und legt bis zum aktu­
ellen Rand reichende Berechnungen vor. 
Kern dieser Diskussion ist eine vorsichtige, 
auf Szenarien beruhende empirische Be­
standsaufnahme der möglichen mittelfris­
tigen Konsequenzen der Flüchtlings­
migration für die öffentlichen Haushalte 
und den Arbeitsmarkt in Deutschland.

Für die öffentlichen Haushalte bedeutet 
die derzeitige Flüchtlingsmigration mode­
rate Mehrausgaben. Unter der Vorausset­
zung einer deutlichen Rückführung der 
Anzahl der Neuankömmlinge im Verlauf 
der nächsten Jahre weisen die Szenarien 
direkte jährliche Bruttoausgaben in Höhe 
von 0,2% bis 0,3% des Bruttoinlandspro­
dukts im Jahr 2015 und 0,4% bis 0,5% 
im Jahr 2016 aus; angesichts der guten 
Lage der öffentlichen Haushalte sind die­
se Kosten tragbar. Längere Asylverfahren 
und eine schlechtere Arbeitsmarktintegra­
tion dürften die Kosten merklich erhöhen.

Für den Arbeitsmarkt dürften die Effekte 
der Flüchtlingsmigration auf das Erwerbs­
personen­ und damit auf das Produk­
tionspotenzial mittelfristig moderat sein. 
Im günstigen Fall ergibt sich bis zum 
Jahr 2020 aufgrund der Arbeitsaufnahme 
anerkannter Flüchtlinge ein positiver Ef­
fekt auf die Erwerbstätigkeit von bis zu 
500 000 Personen, im ungünstigen Fall 
ist er nur halb so groß. Dem stehen bis 
zum Jahr 2020 etwa 250  000 bis 
350 000 arbeitslose anerkannte Flüchtlin­
ge gegenüber. Allerdings werden zweifel­
los große Anstrengungen erforderlich 
sein, um die Ausbildung der Migranten 
und ihre Integration in den Arbeitsmarkt 
erfolgreich zu gestalten.

Für die mit hoher Priorität anzustrebende 
Integration der anerkannten Flüchtlinge in 
den Arbeitsmarkt spielen Anstrengungen 
zu ihrer schulischen und beruflichen Qua­
lifizierung eine entscheidende Rolle. Zu­
dem dürfen die Hürden für die Beschäfti­
gung nicht zu hoch ausfallen. Flexible Be­
schäftigungsmöglichkeiten, etwa in der 
Zeitarbeit oder über Werkverträge, sollten 
erhalten bleiben. Der Mindestlohn, die po­
tenziell größte Eintrittsbarriere, sollte kei­
nesfalls erhöht werden. Vielmehr sollten 
arbeitsuchende anerkannte Flüchtlinge 
von Beginn an als langzeitarbeitslos be­
trachtet werden, um zunächst vom Min­
destlohn ausgenommen zu sein.

Phänomen Flüchtlingsmigration

Die stark gestiegene Flüchtlingsmigration 
stellt Europa und insbesondere Deutsch­
land vor eine besondere Herausforde­
rung. In erster Linie ist dies eine humani­
täre Aufgabe, die allerdings unweigerlich 
erhebliche ökonomische Auswirkungen 
haben wird. Drei Aspekte sind aus Sicht 
der deutschen Volkswirtschaft dabei ent­
scheidend.

 – Erstens geht es um die Anzahl der 
(dauerhaft) Zuwandernden: In wel­
chem Ausmaß wird Flüchtlingsmigra­
tion nach Europa zugelassen, wie wer­
den die Flüchtlinge innerhalb Europas 
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verteilt, und welche Verfahren bestimmen über ihren An­
spruch auf Aufenthalt?

 – Zweitens geht es darum, wie die Neuankömmlinge zu­
nächst mit Wohnraum, Lebensmitteln und Gesundheits­
leistungen versorgt werden und welche Ansprüche sie 
an das System der sozialen Sicherung stellen können.

 – Drittens stellt sich die Frage, wie es der Integrations­ und 
Arbeitsmarktpolitik gelingen kann, die wirtschaftlichen 
Potenziale der anerkannten Asylbewerber bestmöglich 
zu heben und langfristig die volkswirtschaftlichen Kosten 
dieser Herausforderung zu minimieren.

Der vorliegende Beitrag konzentriert sich darauf, die mittel­
fristigen Konsequenzen der aktuellen Entwicklungen empi­
risch auszuloten.

Das weltweite Phänomen aus der Perspektive 
Deutschlands

Bereits die Abschätzung der Größenordnung der Flücht­
lingsmigration der kommenden Jahre ist alles andere als 
eine leichte Übung. Seit dem Jahr 2010 steigt die Anzahl 
der Personen, die auf der Flucht sind oder aus ihrer Heimat 
vertrieben wurden, stetig an. Laut dem Flüchtlingshilfswerk 
der Vereinten Nationen (UNHCR) gab es im Jahr 2015 mehr 
als 20 Mio. Flüchtlinge und Asylsuchende. In der EU hat 
sich die Zahl der Asylbewerber seit dem Jahr 2011 auf 
mehr als 1,2 Mio. Asylbewerber im vergangenen Jahr ver­
vierfacht (vgl. Abb. 1).

Viele Flüchtlinge streben nach Deutschland, das neben 
Ungarn, Österreich und Schweden relativ zur Einwohner­
zahl die meisten Flüchtlinge in der EU aufnimmt (vgl. 
Abb. 2). Es ist zu erwarten, dass ein erheblicher Teil dieser 
Zuwanderer ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht erhalten wird. 
Schon in der Vergangenheit blieben viele der Zugewander­
ten dauerhaft in Deutschland. Im Jahr 2014 hatten nach 
Angaben des Mikrozensus rund 20% der deutschen Be­
völkerung einen Migrationshintergrund, davon zwei Drittel 
mit eigener Migrationserfahrung. Deutschland ist daher 

mittlerweile längst als Einwanderungsland zu sehen (vgl. 
SVR Migration 2014; 2015).

Die Bevölkerung ist in Deutschland in den vergangenen Jah­
ren durch Zuwanderung wieder besonders deutlich ange­
stiegen. Wanderten im Jahr 2009 noch fast so viele Men­
schen ein wie aus, stieg die Nettozuwanderung in den ver­
gangenen Jahren kontinuierlich an und könnte im Jahr 2015 
1,2 Millionen betragen. Viele Zuwanderer kamen aus ande­
ren EU­Mitgliedstaaten, bedingt durch die hohe Arbeitslo­
sigkeit in Südeuropa im Zuge der Finanzkrise und die seit 
Mai 2011 geltende unbeschränkte Freizügigkeit für Osteu­
ropäer (vgl. Abb. 3). Zusätzlich hat der Zuzug aus Ländern 
außerhalb der EU deutlich zugenommen.

Die jüngste Zunahme ist zu einem großen Teil auf die stark 
gestiegene Anzahl von Flüchtlingen zurückzuführen. Flücht­
lingsmigration ist für Deutschland kein gänzlich neues Phä­
nomen. Doch hat die Zahl der Asylsuchenden in Deutsch­
land im Jahr  2015 den bisherigen Höchststand von 
438 000 Asylbewerbern aus dem Jahr 1992 deutlich über­
troffen (vgl. Abb. 4). Im Zuge der Konflikte im ehemaligen 
Jugoslawien waren in den Jahren 1991 bis 1994 insgesamt 
1,1 Mio. Asylbewerber nach Deutschland gekommen. Dar­
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über hinaus trafen in dieser Phase noch fast 900 000 Aus­
siedler in Deutschland ein (vgl. Koller 1997).

Erkenntnisse der Migrationsliteratur

Die derzeitige Situation ist mit den frühen 1990er Jahren 
schon aufgrund der unterschiedlichen Zusammensetzung 
der Flüchtlingsgruppen und den grundverschiedenen wirt­
schaftlichen Bedingungen nicht ohne weiteres vergleichbar. 
Aus den historischen Erfahrungen lassen sich somit nur ein­
geschränkte Lehren im Hinblick auf die zu erwartende Wir­
kung der aktuellen Zuwanderung ziehen.

Aufgrund des Mangels an Daten gibt es nur wenige em­
pirische Forschungsarbeiten zur Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen. Für die Vereinigten Staaten zeigt sich, 
dass Flüchtlinge stärkere Lohnsteigerungen erzielen und 
mehr arbeiten als andere Immigranten der gleichen Zu­
wanderungskohorte (vgl. Cortes 2004). Dies wird unter 
anderem darauf zurückgeführt, dass Flüchtlinge eher als 
andere Zuwanderer die Möglichkeit einer Rückkehr ins 
Heimatland ausschließen. Eine dauerhafte Einwanderung 
setzt tendenziell einen größeren Anreiz zur Investition in 
Humankapital als temporäre Aufenthalte (vgl. Dustmann 
und Görlach 2015).

Es ist fraglich, inwieweit diese Forschungsergebnisse sich 
auf die heutige Situation in Deutschland übertragen lassen. 
Im internationalen Vergleich zeigt sich jedenfalls, dass die 
Partizipationsquote der im Ausland geborenen Bevölke­
rung im Vergleich zu den Einheimischen in Deutschland 
deutlich niedriger ausfällt, als dies in anderen europäischen 
Ländern der Fall ist (vgl. Abb. 5). Dies ist offenbar vor allem 
auf eine geringere Erwerbsbeteiligung von Frauen mit ei­
gener Migrationserfahrung zurückzuführen (vgl. Tab. 1). Die 
höhere Arbeitslosigkeit von Ausländern im Vergleich zu den 
Einheimischen ist in Deutschland jedoch weniger aus­
geprägt.

Längsschnittbetrachtungen deuten zudem darauf hin, dass 
sich im Zeitverlauf durchaus spürbare Anpassungsprozesse 
ergeben. Diese Einschätzung wird für Deutschland durch 
empirische Studien bestätigt. So zeigen auf Basis der 
IAB­SOEP­Migrationsstichprobe ermittelte Schätzergebnis­
se eine im Zeitverlauf steigende Beschäftigungsquote von 
Zuwanderern. Allerdings liegt sie im Jahr der Einreise nur 
bei etwa 20%, bei anerkannten Flüchtlingen sogar unter 
10% (vgl. Brücker et al. 2015b).

Bei der groben empirischen Abschätzung der Wirkungen 
der aktuellen Flüchtlingsmigration können direkte Verdrän­
gungseffekte am Arbeitsmarkt offenbar nachrangig behan­
delt werden. Ohnehin dürften die Flüchtlinge vor allem mit 
solchen Einheimischen und früheren Immigranten in direkten 
Wettbewerb treten, die über eine ähnliche Qualifikations­
struktur und vergleichbare Fähigkeiten verfügen. Für den 
Großteil der deutschen Erwerbsbevölkerung dürfte dies 
nicht zutreffen.

Zudem lassen sich in den einschlägigen empirischen Stu­
dien meist keine starken langfristigen Verdrängungseffekte 
nachweisen (vgl. Dustmann et al. 2013; Friedberg und Hunt 
1995; Longhi et al. 2010; Constant 2014). Für Deutschland 
zeigen empirische Studien auf Basis der Zuwanderung von 
Spätaussiedlern zu Beginn der 1990er Jahre allerdings kurz­
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fristig leicht negative Beschäftigungseffekte, insbesondere 
für Geringqualifizierte (vgl. Glitz 2012).

Szenarien: Konstruktion

In seinem aktuellen Jahresgutachten schätzt der Sachver­
ständigenrat in einem ersten Schritt die volkswirtschaft lichen 
Effekte vorsichtig ab, die sich durch die aktuelle und zumin­
dest kurzfristig zu erwartende weitere Flüchtlingsmigration 
ergeben (vgl. SVR 2015). Diese Berechnungen sind mit sehr 
hoher Unsicherheit behaftet, denn für die quantitative Ab­
schätzung der Auswirkungen, beispielsweise auf den Ar­
beitsmarkt und die öffentlichen Haushalte, müssen aufgrund 
der äußerst spärlich verfügbaren Datengrundlage zahlreiche 
Annahmen getroffen werden. Sie werden so eng wie mög­
lich an die vorliegende Evidenz an gelehnt.

Ein stilisiertes Modell des Integrationsprozesses

Ausgangspunkt sind unterschiedliche Szenarien, die bei ei­
ner Variation zentraler Annahmen jeweils den möglichen 
Verlauf der Integration nach Ankunft der Flüchtlinge in 
Deutschland beschreiben. Dieser Prozess verläuft in drei 
Stufen (vgl. Abb. 6):

 – Antragstellung: Es wird angenommen, dass aufgrund der 
Möglichkeit der Mehrfachregistrierung und der Wartezeit 
ein Teil der bei Einreise registrierten Flüchtlinge keinen 
Asylantrag stellen wird.

 – Bewilligung: Der Anteil von Asylbewerbern, deren Asyl­
anträge bewilligt werden, dürfte angesichts der hohen 
Anzahl von Personen aus Kriegs­ und Krisengebieten 
über den historischen Höchstwerten liegen. Daher wird 

von einem Anstieg der Gesamtschutzquote, dem Anteil 
von positiv beschiedenen Asylanträgen, von gut 30% im 
Jahr 2014 auf 60% in diesem Jahr ausgegangen.

 – Arbeitsmarktintegration: Unter Einbezug der Altersstruk­
tur wird anhand von Erfahrungswerten zur Arbeitsmarkt­
integration von anerkannten Flüchtlingen angenommen, 
dass die Erwerbsbeteiligung und die Er werbstätigkeit im 
Zeitverlauf ansteigen (vgl. Brücker et al 2015b). Ein Teil 
der anerkannten Flüchtlinge nimmt Integrations­ und 
Qualifikationsmaßnahmen wahr. Zusätzlich wird ein be­
grenzter Familiennachzug unterstellt, über dessen tat­
sächliches Ausmaß gegenwärtig allerdings keine verläss­
lichen Aussagen getroffen werden können.

Die Szenarien werden mit Annahmen über die direkten Aus­
gaben der öffentlichen Haushalte verknüpft (vgl. Tab. 2). Die 
Berechnungen unterstellen, dass Asylsuchende, Geduldete 
und Ausreisepflichtige Leistungen gemäß dem Asylbewer­

Tab. 1 
Erwerbstätigkeit nach Migrationshintergrund im Jahr 20141 

Personengruppen 

Insgesamt 
Männer im Alter 
von 15 bis unter  

65 Jahren 

Frauen im Alter von 
15 bis unter  
65 Jahren 

Bevölkerung 
Im Alter von 
15 bis unter 
65 Jahren2 

Partizi-
pations-
quote3 

Erwerbs-
losen-
quote4 

Partizi-
pations-
quote3 

Erwerbs-
losen-
quote4 

Partizi-
pations-
quote3 

Erwerbs-
losen-
quote4 

in Tausend % 

Ohne Migrationshintergrund 64 511 64,7 79,4 4,3 83,2 4,6 75,6 4,1 

Mit Migrationshintergrund 16 386 68,5 70,3 8,1 78,5 8,6 62,1 7,5 

mit eigener 
Migrationserfahrung 10 877 81,9 73,9 7,9 83,4 8,3 64,7 7,4 

ohne eigene 
Migrationserfahrung 5 509 42,1 56,6 9,2 61,2 10,1 51,1 7,9 

Insgesamt 80 897 65,5 77,5 5,1 82,2 5,4 72,7 4,7 
1 Ergebnisse des Mikrozensus; Stand: August 2015. – 2 Anteil der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren in Relation 
zur gesamten Bevölkerung der jeweiligen Personengruppe. – 3 Erwerbspersonen in Relation zur Bevölkerung im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren. – 4 Erwerbslose in Relation zu den Erwerbspersonen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren.  

Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2015. 
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Tab. 2 
Annahmen der Szenarien zu den Auswirkungen der Flüchtlingsmigration 

Szenarien/Annahmen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Basisszenario       

Flüchtlinge             

Zuwanderung1 1 100 000 750 000 500 000  300 000 250 000 200 000 

Asylantragsteller2 80% 

im erwerbsfähigen Alter3 72% 

Gesamtdauer4  vier Monate von Einreise bis Antragstellung, acht weitere Monate bis Entscheidung 

Schutzquote5  49% im Jahr 2015, 60% ab dem Jahr 2016 

Geduldete 5% der abgelehnten Asylanträge 

Ausgaben je Flüchtling 
 

Asylbewerberleistungen6 800 Euro monatlich 

Leistungen SGB II7 550 Euro monatlich für 75% der anerkannten Flüchtlinge 

Maßnahmen8 2 000 Euro pauschal für 75% der anerkannten Flüchtlinge 

Pauschale bei Ablehnung 500 Euro einmalig 

Arbeitsmarktintegration 
bei 

Anerkennung 
nach einem 

Jahr 
nach zwei 

Jahren 
nach drei 
Jahren 

nach vier 
Jahren 

nach fünf 
Jahren 

Partizipationsquote9 40% 50% 55% 60% 65% 70% 

Erwerbslosenquote9 80% 60% 45% 35% 25% 20% 

Szenario »zügigere Verfahren, 
schnellere Integration«10 

            

Gesamtdauer4  zwei Monate von Einreise bis Antragstellung, vier weitere Monate bis Entscheidung 

Leistungen SGB II7 550 Euro monatlich für 60% der anerkannten Flüchtlinge 

Maßnahmen8 2 000 Euro pauschal für 60% der anerkannten Flüchtlinge 

  
bei 

Anerkennung 
nach einem 

Jahr 
nach zwei 

Jahren 
nach drei 
Jahren 

nach vier 
Jahren 

nach fünf 
Jahren 

Partizipationsquote9 40% 60% 65% 70% 75% 80% 

Erwerbslosenquote9 80% 50% 35% 25% 15% 10% 

Szenario »höhere 
Zuwanderung, langsamere 
Verfahren und Integration«10  

            

Zuwanderung1 Ab 2016 jährlich 20% mehr als im Basisszenario 

Gesamtdauer4  sechs Monate von Einreise bis Antragstellung, zwölf weitere Monate bis Entscheidung 

Leistungen SGB II7 550 Euro monatlich für 90% der anerkannten Flüchtlinge 

Maßnahmen8 2 000 Euro pauschal für 90% der anerkannten Flüchtlinge 

  
bei 

Anerkennung 
nach einem 

Jahr 
nach zwei 

Jahren 
nach drei 
Jahren 

nach vier 
Jahren 

nach fünf 
Jahren 

Partizipationsquote9 40% 40% 45% 50% 55% 60% 

Erwerbslosenquote9 80% 70% 55% 45% 35% 30% 

Szenario »höhere Ausgaben, 
bessere Integration«10 

            

Asylbewerberleistungen6 1 000 Euro monatlich 

Leistungen SGB II7 550 Euro monatlich für 100% der anerkannten Flüchtlinge 

Maßnahmen8 3 000 Euro pauschal für 100% der anerkannten Flüchtlinge 

Pauschale bei Ablehnung 1 500 Euro einmalig 

  
bei 

Anerkennung 
nach einem 

Jahr 
nach zwei 

Jahren 
nach drei 
Jahren 

nach vier 
Jahren 

nach fünf 
Jahren 

Partizipationsquote9 40% 40% 55% 70% 75% 80% 

Erwerbslosenquote9 80% 45% 30% 20% 10% 5% 
1 In den Berechnungen wird zudem ein Aufschlag in Höhe von 10% der anerkannten Flüchtlinge des jeweiligen Vorjahrs 
angenommen, um eine mögliche Folgemigration (z.B. durch Familiennachzug) zu berücksichtigen.  – 2 Aufgrund von Rück- 
oder Weiterreise und Doppelzählungen wird von 20% weniger Asylanträgen als zugewanderten Flüchtlingen ausgegangen. 
Dieser Abschlag berücksichtigt zudem, dass ein Teil der laufenden Asylverfahren ohne Entscheidung abgebrochen wird. –  
3 Bezogen auf den Zeitpunkt der Antragstellung. Unter Berücksichtigung der Altersstruktur wird unterstellt, dass die 
erwerbsfähige Bevölkerung jährlich um 1/18 der seit dem Jahr 2015 anerkannten Flüchtlinge anwächst, die im jeweiligen 
Vorjahr nicht im erwerbsfähigen Alter waren. – 4 Die Anträge und Entscheidungen erfolgen gleichverteilt in den Monaten nach 
Einreise bzw. Antragstellung, so dass sich die jeweils angenommene Durchschnittsdauer einstellt. Um den Bestand an 
laufenden Verfahren allmählich entsprechend der unterstellten Bearbeitungsgeschwindigkeit zu reduzieren, wird der Anzahl 
von Entscheidungen ein Aufschlag von (24/Verfahrensdauer)/100 hinzugerechnet. – 5 Bezogen auf den Zeitpunkt der 
Ankunft. – 6 Bruttoausgaben für Asylsuchende von der Ankunft bis zur Entscheidung oder zum Abbruch des Asylverfahrens 
sowie für Geduldete (nach AsylbLG oder SGB XII). Für ausreisepflichtige abgelehnte Asylbewerber fallen die Ausgaben für 
weitere vier Monate nach der Ablehnung an. – 7 Im ersten Jahr nach Anerkennung. – 8 Qualifizierungs-, Integrations- oder 
Sprachkurse im ersten Jahr nach Anerkennung. – 9 Bezogen auf die Zeit seit Anerkennung. – 10 Angegeben sind die im 
Vergleich zum Basisszenario veränderten Annahmen. 

Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2015. 
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berleistungsgesetz (AsylbLG) oder nach dem Sozialgesetz­
buch (SGB) XII Sozialhilfe erhalten. Ausgehend von den 
durchschnittlichen Bruttoausgaben im Jahr 2014 zuzüglich 
eines Aufschlags werden hierfür monatlich 800 Euro je Leis­
tungsberechtigtem veranschlagt, die unter anderem Ausga­
ben für die Unterkunft, die Versorgung sowie Gesundheits­
leistungen enthalten.

Anerkannte Flüchtlinge können dieselben sozialen Grund­
leistungen wie deutsche Staatsangehörige erhalten. Es 
wird unterstellt, dass 75% der anerkannten Flüchtlinge zu­
nächst Leistungen nach SGB II beziehen. Dabei wird ein 
monatlicher Betrag von 550 Euro je Person angenommen, 
der sich ebenfalls an den durchschnittlichen Leistungen im 
Jahr 2014 orientiert. Für Integrationsmaßnahmen wird eine 
jährliche Pauschale in Höhe von 2 000 Euro je Teilnehmer 
veranschlagt, wobei die Annahme getroffen wird, dass 
75% der anerkannten Flüchtlinge an den angebotenen 
Maßnahmen teilnehmen. Abgelehnte Asylbewerber erhal­
ten zunächst für weitere vier Monate Leistungen. Zusätzlich 
werden für sie pauschal Ausgaben in Höhe von je 500 Eu­
ro veranschlagt.

Berechnete Szenarien

Zur Illustration von möglichen Entwicklungen konzentriert 
sich die Analyse auf vier Szenarien – ein Basisszenario und 
drei Alternativszenarien. In allen Szenarien schwächt sich 
die Flüchtlingsmigration von 1,1 Mio. Personen im Jahr 2015 
schrittweise bis zum Jahr 2020 ab. Diese grundlegende 
Annahme – die nicht als Prognose interpretiert werden darf 
– wird nicht weiter variiert. Sie setzt allerdings implizit voraus, 
dass auf politischer Ebene Maßnahmen getroffen werden, 
um die Flüchtlingsmigration zu begrenzen, oder dass diese 
aus anderen Gründen abebbt.

Weitere zentrale Annahmen betreffen die Verfahrensdauern 
und den Integrationserfolg am Arbeitsmarkt. So wird im Ba­
sisszenario von einer Gesamtverfahrensdauer (einschließlich 
der Dauer von der Einreise bis zur Antragstellung) von durch­
schnittlich zwölf Monaten ausgegangen, die sich an der 
Asylverfahrensdauer im Jahr 2014 orientiert.

Die Erwerbsbeteiligung steigt in den ersten fünf Jahren nach 
Ankunft von 40% auf 70%, während die Erwerbslosenquo­
te von 80% auf 20% sinkt. Diese Annahmen orientieren sich 
an aktuellen Arbeitsmarktindikatoren für die entsprechenden 
Staatsangehörigkeiten (vgl. Brücker et al. 2015a; 2015b). 
Sowohl die Erwerbsbeteiligung als auch die Erwerbstätigkeit 
steigen in den Szenarien im Zeitverlauf an. Im Basisszenario 
wird nach fünf Jahren eine Erwerbsbeteiligung erreicht, die 
etwas schlechter ausfällt, als aktuell für die ausländische 
Bevölkerung in Deutschland zu beobachten ist.

Die Kontrastierung verschiedener Entwicklungen in alter­
nativen Szenarien zeigt die Wirkung einzelner Weichenstel­
lungen auf:

 – Im Szenario mit zügigeren Verfahren und schnellerer In-
tegration wird eine beschleunigte Bearbeitung mit einer 
durchschnittlichen Gesamtverfahrensdauer von Einreise 
bis Asylentscheidung von sechs Monaten angenommen. 
Die schnellere Arbeitsmarktintegration wird durch eine 
rascher steigende Partizipationsquote sowie eine schnel­
ler sinkende Erwerbslosenquote modelliert.

 – Im Szenario mit langsameren Verfahren und langsame-
rer Integration wird von einer durchschnittlichen Verfah­
rensdauer von Einreise bis Asylentscheid von 18 Monaten 
ausgegangen. Zusammen mit einer weniger effektiven 
Arbeitsmarktintegration führt dies zu einem verzögerten 
Arbeitsmarkteintritt sowie einer höheren Erwerbslosen­
quote.

 – Im Szenario mit höheren Ausgaben und besserer Inte-
gration wird dieselbe Verfahrensdauer wie im Basissze­
nario zugrunde gelegt. Jedoch wird angenommen, dass 
einer Integrationsoffensive, die zunächst höhere Ausga­
ben verursacht, eine mittelfristig bessere Arbeitsmarkt­
integration nachfolgt. Dies spiegelt sich in einer höheren 
Partizipationsquote und einem stärkeren Rückgang der 
Erwerbslosenquote wider.

Die Szenarioanalyse kann konstruktionsbedingt keine Prog­
nose der tatsächlich eintretenden Entwicklungen darstellen. 
Sie kann jedoch verdeutlichen, mit welchen Entwicklungs­
pfaden in unterschiedlichen Konstellationen und als mögli­
che Folge einzelner Politikmaßnahmen mittelfristig zu rech­
nen wäre, wenngleich viele der relevanten Umstände poli­
tisch nur schwer zu beeinflussen sein dürften.

Szenarien: Ergebnisse

Die Szenarien veranschaulichen zunächst, dass der hohen 
Anzahl von Asylsuchenden im Jahr 2015 zu Beginn der Pro­
jektionsperiode nur eine weit geringere Anzahl von aner­
kannten Flüchtlingen – rund ein Zehntel in Bezug auf die 
Anzahl der einreisenden Flüchtlinge – gegenübersteht (vgl. 
Abb. 7). Das Maximum der Anerkennungen wird im Basis­
szenario in diesem Jahr erreicht, bei langsameren Verfahren 
dürfte erst ab dem Jahr 2018 mit einem Rückgang der An­
erkennungen zu rechnen sein.

Dabei ist anzunehmen, dass die hier dargestellten Zusam­
menhänge sich nicht linear extrapolieren lassen. Nicht nur 
bei der Bearbeitung von Asylanträgen, sondern insbeson­
dere bei Integrationsmaßnahmen und der Absorptionsfähig­
keit des Arbeitsmarkts sind Kapazitätsgrenzen zu vermuten. 
Daher ist die grundlegende Annahme einer abnehmenden 
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Flüchtlingsmigration gleichzeitig eine Bedingung dafür, dass 
die Szenarien ihre Aussagekraft behalten.

Fiskalische Belastungen und Wachstumsimpulse

Die Flüchtlingszuwanderung sowie die Sozial­ und Integra­
tionsleistungen für Asylbewerber und anerkannte Flücht­ 
linge verursachen je nach Szenario direkte jährliche Brutto­
ausgaben für die öffentlichen Haushalte in einer Größenord­
nung von 6,3 bis 8,2 Mrd. Euro im Jahr 2015 und 10,9 bis 
15,5 Mrd. Euro im Jahr 2016 (vgl. Abb. 8). Dies entspricht 
0,2% bis 0,3% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2015 und 
0,4% bis 0,5% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2016.

Dabei dürften längere Verfahren in Kombination mit einer 
schlechteren Arbeitsmarktintegration die direkten Kosten 
merklich erhöhen. Ein stärkerer Einsatz von Integrations­ und 
Qualifikationsmaßnahmen erhöht zwar kurzfristig die Ge­
samtausgaben. Doch die langfristigen, permanenten Mehr­
ausgaben sind überwiegend vom Erfolg der Arbeitsmarkt­
integration abhängig. Bei den Berechnungen sind indes kei­
ne indirekten Mehrausgaben, beispielsweise für die Verwal­
tung oder für öffentliche Investitionen, berücksichtigt.

Aus den Mehrausgaben ergibt sich ein Wachstumseffekt, 
er fällt jedoch recht moderat aus. Auf Basis eines struktu­

rellen Modells ähnlich dem NAWM (vgl. Coenen et al. 2013) 
berechnet der Sachverständigenrat für das Basisszenario 
einen Wachstumseffekt in den Jahren 2015 und 2016 von 
lediglich 0,06 bzw. 0,09 Prozentpunkten (vgl. Abb. 9). Der 
geringe Multiplikatoreffekt reflektiert unter anderem, dass 
ein großer Teil des Stimulus aus Transferzahlungen besteht, 
die typischerweise einen kleinen Multiplikator aufweisen (vgl. 
Coenen et al. 2012; Coenen et al. 2013; Gadatsch et al. 
2016, JG 2013 Ziffern 230 f.).

Wirkungen auf dem Arbeitsmarkt

Das zurzeit hohe Stellenangebot deutet darauf hin, dass die 
vorhandene Arbeitsnachfrage von den inländischen Ar­
beitsuchenden nicht hinreichend bedient werden kann. 
Fraglich ist allerdings, inwieweit die Qualifikationen und Fä­
higkeiten der anerkannten Flüchtlinge zu dieser Nachfrage 
passen. Repräsentative Daten zur schulischen und berufli­
chen Qualifikation der Flüchtlinge liegen noch nicht vor.

Auf Basis verschiedener Erhebungen muss davon ausge­
gangen werden, dass die berufliche Qualifikation der Flücht­
linge wesentlich geringer ist als die der deutschen Bevölke­
rung oder anderer Migrantengruppen. Im Juni 2015 hatten 
beispielsweise 80% der bei der BA als erwerbslos gemel­
deten Personen aus den Asylzugangsländern keine abge­
schlossene Berufsausbildung; unter den deutschen Perso­
nen waren dies nur 43% (vgl. Brücker et al. 2015b). Zudem 
stellt sich die Frage nach der Verwertbarkeit der in den Her­
kunftsländern erworbenen Qualifikationen.

Erschwerend kommen die sprachlichen und kulturellen Bar­
rieren hinzu, die bei den aktuellen Flüchtlingen aufgrund der 
Struktur der Herkunftsländer größer ausfallen dürften als bei 
früheren Zuwanderern. Insbesondere die Beherrschung der 
Sprache ist eine notwendige Voraussetzung für die gesell­
schaftliche wie wirtschaftliche Integration. Sprachschwierig­
keiten gehen meist mit schlechteren Arbeitsmarktergebnis­
sen in Form geringerer Partizipation, höherer Arbeitslosigkeit 
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oder geringerer Löhne einher (vgl. Dustmann und van Soest 
2002; Aldashev et al. 2009; Isphording 2014a; 2014b).

In Anbetracht dieser Schwierigkeiten ist davon auszugehen, 
dass der von der Flüchtlingsmigration ausgehende Effekt 
auf das Erwerbspersonen­ und damit das Produktionspo­
tenzial selbst in der mittleren Frist moderat ausfällt. Im güns­
tigen Fall ergibt sich bis zum Jahr 2020 aufgrund der Ar­
beitsaufnahme von anerkannten Flüchtlingen ein positiver 
Effekt auf die Erwerbstätigkeit von bis zu 500 000 Personen, 
im ungünstigen Fall nur von halb so vielen (vgl. Abb. 10).

Dem stehen bis zum Jahr 2020 kumuliert etwa 250 000 bis 
350 000 arbeitslose anerkannte Flüchtlinge gegenüber (vgl. 
Abb. 11). In den kommenden Jahren dürfte daher die Mar­
ke von 3 Mio. registrierten Arbeitslosen wieder überschritten 
werden. Eine Beschleunigung der Verfahren dürfte selbst 
bei einer besseren Arbeitsmarktintegration und damit einem 
schnelleren Anstieg der Erwerbstätigkeit kurzfristig mit ei­
nem stärkeren Anstieg der Arbeitslosigkeit einhergehen.

Die Integration von Flüchtlingen ist eine Investition in die 
Zukunft, deren Erfolg nicht garantiert ist. Dieser hängt we­
sentlich von den Integrations­, Bildungs­ und Qualifizie­
rungsanstrengungen ab. Ein damit verbundener kurzfristiger 
Anstieg der statistisch ausgewiesenen Unterbeschäftigung 
sowie atypischer Beschäftigungsverhältnisse, unter ande­

rem der geringfügigen Beschäftigung und der Zeitarbeit, und 
Praktika wäre dabei in Anbetracht des Qualifizierungsbe­
darfs und ­potenzials hinzunehmen.

Politik für eine erfolgreiche Integration

Die Bewältigung der Flüchtlingsmigration ist eine Herausfor­
derung für die gesamte Europäische Union. Denn die offe­
nen Grenzen innerhalb der EU bewirken, dass die nationa­
le Migrationspolitik der Mitgliedstaaten Auswirkungen auf 
die gesamte Gemeinschaft hat. Die hier dargelegte Be­
standsaufnahme und der daraus abgeleitete Ausblick wer­
den nur zutreffen, wenn eine Reduktion der Flüchtlings­
migration bewirkt wird. Doch sollten dabei nicht die Errun­
genschaften der europäischen Wirtschaftspolitik aufs Spiel 
gesetzt werden.

Neben der Freizügigkeit sollten trotz der Flüchtlingsheraus­
forderung auch die Fiskalregeln Bestand haben. Ausnah­
metatbestände im Stabilitäts­ und Wachstumspakt für die 
Kosten der Flüchtlingsmigration oder die innere Sicherheit 
sollten nicht geschaffen werden. Für Deutschland, das 
Land, das aktuell bei weitem die meisten Flüchtlinge auf­
nimmt, erscheinen die direkten Mehrausgaben, die sich aus 
der Flüchtlingsmigration ergeben, verkraftbar. Jedoch wä­
re es dem Bund und den Länder anzuraten, die unter­
schiedlichen Belastungen der Gebietskörperschaften aus­
zugleichen.

Die Arbeitsmarktintegration muss die höchste Priorität ge­
nießen, da sie ein wichtiger Schritt für die gesellschaftliche 
Integration der anerkannten Flüchtlinge ist. Der beste Weg, 
um die wirtschaftliche und gesellschaftliche Teilhabe aller 
Bevölkerungsgruppen zu gewährleisten, ist daher, die aktu­
ellen Arbeitsmarkterfolge zu sichern und weiter auszubauen. 
Derzeit wird jedoch die gute konjunkturelle Phase nicht aus­
reichend genutzt, um den Arbeitsmarkt auf die anstehenden 
großen Herausforderungen aus dem demographischen und 
technologischen Wandel sowie der fortschreitenden Globa­
lisierung vorzubereiten.

Mit der stark gestiegenen Anzahl von Flüchtlingen wird der 
deutsche Arbeitsmarkt nunmehr vor eine weitere Heraus­
forderung gestellt. Bei der Suche nach arbeitsmarktpoliti­
schen Antworten darauf sollten Migranten zwar nicht zuletzt 
aus Gründen der breiten gesellschaftlichen Akzeptanz keine 
Privilegien gegenüber anderen Arbeitsmarktteilnehmern ein­
geräumt werden, sie sollten aber auch nicht schlechter ge­
stellt werden. Konkret dürfte der Mindestlohn für viele Flücht­
linge eine hohe Eintrittsbarriere darstellen. Das Arbeitsan­
gebot im Niedriglohnbereich dürfte erheblich ansteigen und 
somit die Bedeutung dieser Eintrittsbarriere erhöhen. Daher 
sollte der Mindestlohn in der absehbaren Zukunft keinesfalls 
erhöht werden.
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Es wäre zudem anzuraten, arbeitsuchende anerkannte 
Flüchtlinge von Beginn an als langzeitarbeitslos zu betrach­
ten, zumal davon ausgegangen werden kann, dass die meis­
ten von ihnen zuvor über einen längeren Zeitraum keiner 
bezahlten Arbeit nachgehen konnten. Zusätzlich könnte die 
Ausnahme vom Mindestlohn für Langzeitarbeitslose in den 
ersten sechs Monaten einer neuen Beschäftigung auf zwölf 
Monate verlängert werden. Auch würde ein nach Alter ge­
staffelter Mindestlohn die Eintrittshürde für viele Flüchtlinge 
senken, da im Jahr 2015 rund 70% der Flüchtlinge jünger 
als 30 Jahre waren (vgl. BAMF 2016). Flexible Beschäfti­
gungsmöglichkeiten, etwa in der Zeitarbeit oder über Werk­
verträge, sollten in jedem Fall erhalten bleiben.

Obwohl belastbare Daten zum Qualifikationsprofil der Flücht­
linge noch nicht verfügbar sind, kann von einem erheblichen 
Qualifikationsbedarf ausgegangen werden. Neben der Aus­
weitung des Angebots an Sprach­ und Integrationskursen 
wird es einen höheren Bedarf an Schulbildung und berufli­
chen Qualifizierungsmaßnahmen geben, deren Nutzung ge­
fördert und gefordert werden muss. Dies wird die öffentli­
chen Haushalte zweifellos weitern fordern.

Mit der hohen Zuwanderung werden darüber hinaus mittel­
fristig die Anzahl der Privathaushalte und damit die Nach­
frage nach privatem Wohnraum steigen. Dabei ist der Woh­
nungsmarkt in manchen Regionen bereits jetzt angespannt. 
Um eine Erweiterung des Angebots zu ermöglichen, sollten 
vor allem die privaten Investitionsanreize für den Wohnungs­
bau gestärkt werden, beispielsweise, indem die Mietpreis­
bremse wieder abgeschafft würde. Die Wiederbelebung des 
sozialen Wohnungsbaus scheint zwar kurzfristig attraktiv; 
sozialpolitisch ist jedoch eine Förderung, die nicht am Ob­
jekt, sondern an den Haushalten ansetzt – wie das Wohn­
geld –, besser geeignet, eine Segregation zu vermeiden und 
die Integration zu erhöhen.
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Eine Generationenbilanz1

Zur fiskalischen Dividende der Flüchtlingskrise: 

Um die fiskalische Nachhaltigkeit eines 
Staatshaushalts zu messen, hat sich in 
den letzten Jahren die Generationenbilan-
zierung, die Ende der 1980er Jahre in den 
USA entwickelt wurde, in verschiedenen 
Varianten vielfach bewährt. Der vorliegen-
de Beitrag präsentiert die Ergebnisse der 
Bilanzierung des Flüchtlingszustroms der 
Jahre 2015 und folgende und beziffert für 
verschiedene realistische Szenarien die 
quantitativen Finanzierungslasten. Im Er-
gebnis zeigt sich, dass das Vorzeichen 
einer ungesteuerten Zuwanderung ein-
deutig negativ ist und die Kosten pro eine 
Million Zuwanderern im Minimum bei etwa 
450 Mrd. Euro, d.h. 15% des BIP, liegen 
dürften. Langfristig gibt es mithin keine 
fiskalische Dividende der Zuwanderung. 
Gänzlich anders liegt der Fall bei Zuwan-
derungen, die nicht in die sozialen Siche-
rungssysteme, sondern in den Arbeits-
markt erfolgen. Hier könnte eine wechsel-
seitige Gewinnsituation in einer Größen-
ordnung von etwa 300 Mrd. Euro, d.h. 
10% des BIP, pro eine Million Personen 
erwachsen.

Der nach wie vor anhaltende Flüchtlings-
zustrom nach Deutschland hat einen Riss 
durch die Gesellschaft, ihre Institutionen 
und politischen Parteien verursacht. Die 
Debatte wird dabei nur vordergründig ra-
tional geführt, zumeist überwiegen die 
Emotionen. Europa und insbesondere 
Deutschland sind sicherlich immer Ziel 
von Zuwanderung gewesen, was an und 
für sich eher als gutes Zeichen für eine 
weltoffene Gesellschaft zu werten ist. 
Aber der relativ einseitige Willkommens-
gruß an alle, den die deutsche Kanzlerin 
am 4. September 2015 aussprach und 
der nur (temporär) von Schweden, Öster-
reich und den Niederlanden als gemein-
samer Appell gewertet wurde, hat zu einer 

deutlichen Erhöhung des ohnehin zu er-
wartenden Zustroms geführt. Die in 
Deutschland geführte Debatte um die ge-
rechte Verteilung der Zuwanderer inner-
halb Europas ist dabei an Absurdität 
kaum zu übertreffen, gelingt es doch der 
Bundesregierung nicht einmal, die Strö-
me in Deutschland einigermaßen gleich-
mäßig auf die Bundesländer zu verteilen. 
Als noch bizarrer wird die deutsche Posi-
tion bezüglich der Kostenverteilung in 
weiten Teilen Osteuropas, aber auch in 
Norwegen oder Dänemark gesehen. Die-
se erachten eher das Gegenteil einer Will-
kommenskultur für hilfreich und verwei-
sen darauf, dass derjenige, der einlädt, 
eben auch die Rechnung übernimmt. Wie 
hoch beziffern sich aber die fiskalischen 
Kosten der Zuwanderung, die mitnichten 
eine rein syrische Kriegsflucht ist? Dieser 
Frage soll im Folgenden unter Zuhilfenah-
me einer Generationenbilanzierung der 
jüngsten Einwanderungswelle nachge-
gangen werden.

Zu diesem Zweck wird zunächst kurz das 
methodische Vorgehen beschrieben, 
dann ein Kanon an möglichen Einwande-
rungs- und Integrationsszenarien skizziert 
und schließlich die fiskalische Dividende 
der Zuwanderung beziffert. Da zurzeit 
(fast) keine verlässlichen Daten zur Verfü-
gung stehen und selbst das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge oft nur Mut-
maßungen auf der Grundlage der sich re-
gistrierenden Asylbewerber kennen kann, 
beruht diese Studie durchgängig auf der 
einzig verbleibenden Vorgehensweise: 
Wir nehmen quasi als »wohlerzogenen 
Dreisatz« an, dass die Zuwanderer sich 
fiskalisch von den bereits in Deutschland 
lebenden Ausländern nicht unterschei-
den. Dies ist mit Sicherheit ein deutlich 
optimistischer Blickwinkel, zumal die in-
nereuropäische Zuwanderung, die ten-
denziell eher besser qualifizierte Personen 
umfasst, große Teile dieser Vergleichs-
gruppe ausmacht.

Völlig ausgeklammert bleiben weiterhin 
zwei Aspekte, die die derzeitige Diskus-
sion um die Flüchtlingsströme zu Unrecht 
dominieren. Dies ist zum einen die Dis-
kussion um die kurzfristigen Kosten von 
Unterbringung, Sprachkursen und Be-

 1 Diese Studie wurde im Auftrag der Stiftung Markt-
wirtschaft am Forschungszentrum Generationen-
verträge der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
erstellt. Die Autoren danken Susanna Hübner und 
Guido Raddatz für wertvolle Hinweise.

 * Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen ist Professor für 
Finanzwissenschaft an der Albert-Ludwigs-Uni-
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der Universität Bergen.
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rufseinstieg, die naturgemäß nur im Übergang wirklich zu 
Buche schlagen.2 Von weitaus stärkerem Gewicht ist, ob 
z.B. die Beitragszahlungen in die gesetzliche Krankenversi-
cherung die entsprechenden Kosten über den verbleiben-
den Lebenszyklus abdecken. Ebenfalls ist zu hinterfragen, 
ob die entsprechenden Einzahlungen der Zuwanderer in die 
gesetzliche Rentenversicherung insgesamt eine auskömm-
liche Rentenanwartschaft begründen oder ob nicht eher der 
Steuerzahler für eine Aufstockung auf Grundsicherungsni-
veau herangezogen werden wird. Entscheidend für die Be-
antwortung derartiger Fragen ist natürlich die Altersstruktur, 
die Qualifikation und die Integrationsgeschwindigkeit der 
Zuwanderung.

Der zweite Aspekt, der ebenfalls ausgeklammert bleibt, be-
trifft die Diskussion um die schwer abschätzbaren Wachs-
tumsimpulse der jüngsten Zuwanderungswelle. Unterstellt 
man – wie beispielsweise Fratzscher und Junker (2015) – 
extrem optimistische Wachstumsprognosen, so wären nach 
fünf, spätestens zehn Jahren alle kurzfristigen Investitionen 
quasi hereingeholt. Van Suntum und Schultewolter (2015) 
kommen dagegen auf der Grundlage eines realistischeren 
Wachstumsmodells auf ein diametral gegenläufiges Ergeb-
nis. Vereinfachend soll im Folgenden allerdings der rein fis-
kalische Effekt der Zuwanderung ohne Rückkopplung auf 
die zukünftigen Wachstumsraten untersucht werden. Auch 
diese Annahme unterstreicht den eher optimistischen Blick-
winkel, denn realistisch und deutlich ausgereifter erscheint 
letztere der beiden oben genannten Studien. 

Methode

Die vorliegende Studie basiert auf der in Moog und Raffel-
hüschen (2015) veröffentlichten Generationenbilanz für das 
Basisjahr 2013. Bei der Generationenbilanzierung handelt 
es sich im Kern um die Berechnung eines statistischen 
Maßes für die Nachhaltigkeit eines Staatshaushalts im Sta-
tus quo oder für Politikoptionen. Zu diesem Zweck werden 
alle zukünftigen Zahlungen der heute lebenden Generati-
onen an den Staat mit allen zukünftigen Leistungen, die 
sie vom Staat erhalten, saldiert, um so die Nettosteuerlas-
ten dieser Generationen bestimmen zu können.3 Da eine 
nachhaltige Wirtschafts- und Sozialpolitik nur dann gege-
ben ist, wenn man die entsprechenden Ein- und Ausga-
benstrukturen für zukünftige Generationen fortführen kann, 
werden auch deren Nettosteuerzahlungen über ihren ge-

 2 Beispielsweise schätzt der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) in seinem jüngsten Jahresgut-
achten die kurzfristigen Kosten der Zuwanderung auf etwa 10 Mrd. Euro 
p.a. in der kurzen Frist. Deutlich höher sind die entsprechenden Kosten-
schätzungen der Bundesländer, die auf ca. 17 Mrd. Euro 2016 kommen 
(vgl. Die Welt, 28. Dezember 2015). 

 3 Details zur Datenbasis und den Annahmen der aktuellen Generationen-
bilanzierung finden sich in Moog und Raffelhüschen (2015). Für eine 
Beschreibung der Methodik, der Datenbasis und der Annahmen zur 
Berücksichtigung der fiskalischen Unterschiede der deutschen und der 
ausländischen Bevölkerung vgl. Hagist et al. (2011).

samten Lebenszyklus im jeweiligen Barwert berücksichtigt. 
Auf diese Weise werden auch implizite Zahlungsverpflich-
tungen erfasst, wie sie vor allem im Rahmen der umlage-
finanzierten Sozialversicherungen oder des Steuer- und 
Transfersystems auftreten. 

Eine Fiskalpolitik kann dann als nachhaltig bezeichnet wer-
den, wenn sie »bis in alle Ewigkeit« fortgeführt werden kann, 
ohne die intertemporale Budgetrestriktion des Staates zu 
verletzen. Mit anderen Worten reichen im Falle einer nach-
haltigen Situation die Nettosteuerzahlungen aller heute le-
benden und zukünftigen Generationen aus, um die heute 
bestehende Staatsschuld quasi zu tilgen. Ist dies nicht der 
Fall, besteht eine sogenannte Nachhaltigkeitslücke. Diese 
»tatsächliche Staatsverschuldung« setzt sich zusammen aus 
der explizit ausgewiesenen Staatsverschuldung und der im-
pliziten Staatsverschuldung, die alle schwebenden Ansprü-
che an den Gesamtstaat erfasst.4 

Auf Basis der berechneten Nettosteuerzahlungen lassen 
sich unterschiedliche Indikatoren bilden, um Aussagen über 
die Nachhaltigkeit des gesetzlichen Status quo bzw. die 
Konsequenzen eines Zuwanderungsstroms für die Tragfä-
higkeit der Fiskalpolitik treffen zu können. Einen ersten Indi-
kator erhält man, indem man die Summe aller zukünftigen 
Nettosteuerzahlungen heutiger und zukünftiger Generatio-
nen bildet. Das Resultat ist das implizite Staatsvermögen. 
Da dieses in aller Regel negativ ist, wird gemeinhin von der 
impliziten Staatsschuld gesprochen. Alternativ kann die im-
plizite Staatsschuld auch als Barwert aller zukünftigen Pri-
märdefizite interpretiert werden. 

Neben der impliziten Staatsschuld können als weitere Indi-
katoren auch die zur Erfüllung der intertemporalen Budget-
restriktion erforderliche Abgabenerhöhung oder alternativ 
die erforderliche Ausgabensenkung herangezogen werden. 
Bei beiden Indikatoren werden die Nettosteuerzahlungen 
gedanklich so lange erhöht, bis die Nachhaltigkeitslücke ge-
schlossen bzw. die intertemporale Budgetrestriktion des 
Staates erfüllt ist.5 Aus der notwendigen Erhöhung bzw. Ver-
minderung der Abgabenlast im Falle eines Zuwanderungs-
stroms lässt sich damit die positive bzw. negative fiskalische 
Dividende einer stärkeren Zuwanderung berechnen, wäh-
rend die Erhöhung bzw. Verminderung der Nachhaltigkeits-
lücke als fiskalische Gesamtlast bzw. -nutzen der Zuwan-
derung zu interpretieren wäre.

 4 Vgl. zur Generationenbilanzierung auch Auerbach et al. (1991; 1992; 
1994). Eine detaillierte Beschreibung der Methode wie auch der Kritik an 
der Generationenbilanzierung findet sich in Raffelhüschen (1999) und 
Bonin (2001).

 5 Beide Indikatoren haben gegenüber der Nachhaltigkeitslücke den Vorteil, 
weniger sensitiv auf Veränderungen der Zins-Wachstums-Differenz zu 
reagieren, da sowohl die implizite Staatsschuld als auch die künftige Ent-
wicklung der zusätzlichen Einnahmen in gleicher Weise von Veränderun-
gen der Zins- und Wachstumsraten betroffen sind. Für das Niveau aller 
verwendeten Indikatoren kommt es zumindest näherungsweise nur auf 
die Differenz zwischen Zins und Wachstum und nicht auf deren absolute 
Höhe an.
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Die demographischen Annahmen bei allen Berechnungen 
folgen der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung des Statistischen Bundesamts (2015) hinsichtlich 
der Fertilitäts- und Mortalitätsannahmen. Bezüglich der 
Zuwanderung wird im demographischen Standardszena-
rio ab 2021 ein langfristiger Wanderungsgewinn von jähr-
lich 150 000 Personen unterstellt.6 Bis 2021 werden, aus-
gehend von der höheren Zuwanderung der vergangenen 
Jahre, die Wanderungssalden von jeweils 500 000 Per-
sonen 2014/2015 auf die obige Größe linear abgeschmol-
zen. Auch dies entspricht dem Vorgehen des Statistischen 
Bundeamtes, das immer die aktuell realisierten Zuwande-
rungsströme den langfristigen Annahmen anpasst. Dem-
gegenüber wird im demographischen Szenario der ak-
tuellen Flüchtlingswelle die zusätzlich zu den obigen Zah-
len induzierten Zuwanderungen aus Afrika, dem Balkan 
und dem mittleren Osten auf 800 000 Personen beziffert. 
Auch diese Welle wird linear bis 2019 abgeschmolzen, so 
dass sich die gesamte Flüchtlingswelle auf 2 Mio. Perso-
nen beziffert, die sich annahmegemäß erst durch die po-
litischen Aufforderungen auf den Weg 
nach Deutschland machten. Die Begrün-
dung für dieses Vorgehen liegt einfach in 
der Natur der Zuwanderung, die, wie Ab-
bildung 1 zeigt, seit Dekaden einem si-
nusförmigen Auf und Ab folgt. Hinsichtlich 
der Zuwanderung wird in allen Szenarien 
ein Durchschnittsalter von 30,6 Jahren un-
terstellt, das die Bevölkerung, deren Wert 
bei 43,7 Jahren liegt, insgesamt deutlich 
verjüngt.

  6 Der unterstellte Wanderungssaldo von 150 000 Per-
sonen stellt einen Kompromiss dar zwischen dem 
vom Statistischen Bundesamt als »Obergrenze« 
bezeichneten Szenario eines Wanderungssaldos von 
200  000 Personen und dem als »Untergrenze« 
bezeichneten Szenario eines Wanderungssaldos von 
100 000 Personen.

Ausgangspunkt: Basisszenario und 
Qualifikation der Zuwanderung

Bei der Ermittlung der Nachhaltigkeitslücke 
im Basisszenario werden zunächst keine 
Unterschiede zwischen den Inländern deut-
scher oder ausländischer Nationalität unter-
stellt (vgl. Tab. 1). Beide Gruppen gehen mit 
dem durchschnittlichen Nettozahlungsprofil 
über alle Bevölkerungskreise in die Analyse 
ein (vgl. Abb. 2). Für die Zuwanderer wird 
angenommen, dass diese ebenfalls das 
durchschnittliche Nettozahlungsprofil auf-
weisen, die Integration in den Arbeitsmarkt 
keine Übergangszeit erfordert und die zwei-
te Zuwanderergeneration fiskalisch dem Be-
völkerungsdurchschnitt entspricht. Beziffern 
sich dann die Zuwanderungszahlen gemäß 

dem demographischen Standardszenario, so zeigt sich, 
dass die deutsche Fiskalpolitik nicht tragfähig ist. Neben 
der expliziten Staatsschuld von 77,1% des BIP kumulieren 
sich die zukünftigen Primärdefizite zu einer impliziten Staats-
verschuldung in Höhe von 160,5%.7 Letzteres ist in wesent-
lichen Teilen dem doppelten Alterungsprozess und seinen 
Auswirkungen auf die Renten-, Kranken-, und Pflegeversi-
cherung sowie auf die Beamtenversorgungslasten zurück-
zuführen. Die gesamte Nachhaltigkeitslücke beziffert sich 
auf 237,6% und erfordert ceteris paribus eine Abgabener-
höhung über alle Steuern und Beiträge in der Größenord-
nung von 13,1%, um die entsprechenden jährlichen Defi-
zite abzudecken (vgl. Abb. 3).

In diesem als Ausgangspunkt beschriebenen Basisszenario 
werden  keine fiskalischen Unterschiede zwischen Inlän-
dern, bereits im Land lebenden und in Zukunft zuwandern-

 7 Unterstellt wurden bei allen Szenarien ein Realzins r von 3,0% und ein 
reales Produktivitätswachstum g von 1,5%. Wirklich sensitiv sind die fol-
genden Resultate allerdings nur auf die Differenz beider Größen. 
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den Ausländern adressiert – alles geht im Gesamtdurch-
schnitt unter, was einer dem gängigen Untersuchungsge-
genstand der Generationenbilanz adäquaten Vereinfachung 
entspricht.8 Steht jedoch der fiskalische Ertrag der zukünf-
tigen Einwanderung auf der Agenda, so entpuppt sich das 
»normale« Vorgehen als eine allzu optimistische Sichtweise. 
Zukünftige Zuwanderer wie auch im Land befindliche Aus-
länder sind im Regelfall anders qualifiziert als die einheimi-
sche Bevölkerung, und wo bereits im Inland lebende Aus-
länder mehr oder weniger integriert sind, so wird bei zu-
künftiger Zuwanderung die Phase der Inte gration, also des 
Spracherwerbs, der Eingliederung in die Arbeitswelt etc., 
doch erhebliche Zeiträume beanspruchen. Über die Dauer 
der Integration zukünftiger Einwanderungswellen gibt es 
wissenschaftlich keine gesicherte Erkenntnis. So schätzten 
beispielsweise Brücker et. al. (2015), dass es etwa sechs 
Jahre dauert, bis ein Zuwanderer etwa zwei Drittel des Qua-
lifikationsprofils bereits ansässiger Ausländer erreicht. An-
dere Studien sind diesbezüglich deutlich pessimistischer.9

Im Szenario »Qualifikationsdivergenz« werden die fiskali-
schen Unterschiede zwischen der deutschen und der aus-
ländischen Bevölkerung, nach Maßgabe der in Abbildung 2 
dargestellten nationalitätsspezifischen Nettozahlungsprofile, 
explizit berücksichtigt.10 Offensichtlich unterscheiden sich 
die Nettosteuerzahlungen beider Gruppen während der Er-
werbsphase deutlich voneinander, denn die bessere Quali-

 8 Bei der Analyse von Steuer-, Renten-, Krankenversicherungs-, Pflegere-
formen oder anderweitigen fiskalischen Optionen steht eine explizite 
Behandlung der Einflüsse von verschiedenen Zuwanderungsszenarien 
zumeist nicht im wirklichen Fokus und wird daher, wie manch anderer 
Seiteneffekt, schlicht der Einfachheit halber vernachlässigt.

 9 Liebig (2007) beziffert in einer OECD-Studie den notwendigen Integra-
tionszeitraum in Deutschland auf etwa 13 Jahre und verweist auf schwe-
dische Studien, die den Zeitraum zur annähernd vollständigen Integration 
eher auf über 20 Jahre schätzen. Vgl. auch OECD (2015) für eine aktuel-
lere Untersuchung. 

 10 Die nationalitätsspezifischen Zahlungsprofile stammen aus Daten des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) und deren Generierung folgt 
methodisch Hagist et.al. (2011).

fikation der einheimischen Bevölkerung ist mit 
höherem Einkommen und damit auch höhe-
ren Steuer- und Beitragszahlungen verbun-
den. Demgegenüber unterscheiden sich die 
Nettotransferleistungen in der Jugend über-
haupt nicht und im Alter nur geringfügig. Letz-
teres ist maßgeblich der Kranken- und Pfle-
geversicherung  sowie der Grundsicherung 
zuzuschreiben, die im Gegensatz zur Renten-
versicherung nicht dem Prinzip der Teilhabe-
äquivalenz folgen und damit eine Quersub-
vention der Inländer an die Ausländer und 
Zuwanderer begründet. 

Die weiterhin nach Maßgabe des demogra-
phischen Standardszenerios zuwandernden 
Personen werden allerdings nicht sofort in 
den Arbeitsmarkt integriert, sondern brau-

chen gemäß der unterstellten optimistischen Annahme 
sechs Jahre, um auf das Zahlungsprofil der bereits im Land 
lebenden Ausländer zu kommen. Selbst ohne die Berück-
sichtigung der zusätzlichen Flüchtlingswelle ist die fiskali-
sche Bilanz der »Standardzuwanderung« ernüchternd. Ce-
teris paribus erhöht sich die Nachhaltigkeitslücke des Ge-
samtstaates in diesem Fall um 37,8 auf 275,4% des BIP. 
Und obwohl sich Steuern- und Abgabenlasten auf mehr und 
jüngere Personen verteilen, müssen die Abgabenlasten zur 
Herstellung einer nachhaltigen Fiskalpolitik um weitere 
2,2 Prozentpunkte erhöht werden. Statt einer Erhöhung al-
ler Abgaben um 11,7% wie im Basisszenario, erhöht sich 
der Wert bei Berücksichtigung der fiskalischen Divergenzen 
auf 13,9% (vgl. Abb. 3). Offensichtlich erbringt die vergan-
gene bzw. in Zukunft zu erwartende Zuwanderung keine 
fiskalische Dividende, wobei auch für die zweite Zuwande-
rungsgeneration eine vollständige Integration unterstellt wur-
de. Die ungesteuerte Zuwanderung erbringt damit keinen 
Vorteil für beide Seiten nach dem Prinzip des do ut des, 
sondern bevorteilt einseitig die in Zukunft zuwandernden 
Personen und ist damit als Instrument der Sicherstellung 
der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 
nicht geeignet. Zu bedenken ist jedoch, dass das Szenario 
»Qualifikationsdivergenz« zu kurz greift, denn die durch die 
einseitigen Willkommensbekundungen mancher Regierun-
gen induzierte zusätzliche Flüchtlingswelle ist hierin noch 
nicht berücksichtigt. Diese Was-wäre-wenn-Analyse ist Ge-
genstand der folgenden Ausführungen.

Langfristige Kosten der Flüchtlingswelle 

Bislang ist rein hypothetisch angenommen worden, dass 
etwa 500  000 Personen im Jahr 2015 ohnehin nach 
Deutschland gekommen wären und sich diese Zahl suk-
zessive auf langfristig 150 000 bis ins Jahr 2021 linear ab-
schmelzt. Tatsächlich kennen wir aufgrund der schleppen-

Basisszenario Szenario
"Qualifikations-

divergenz"

Szenario
"Flüchtlings-

welle"

Szenario
"Einwanderungs-

gesetz"

Quelle: Berechnungen der Autoren.

 in Prozent des BIP (in Prozent der Abgaben)
 Basisjahr 2013, g = 1.5%, r = 3.0%

Langfristige Kosten der Zuwanderung
Nachhaltigkeitslücke und notwendige Abgabenerhöhung

237.6
(11,7)

275.4
(13,9)

207.3
(15,4)

217.9
(10,7)

Abb. 3
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den Registrierung, der offensichtlich breiten Nicht-Regist-
rierung, der bereits partiell einsetzenden Rückwanderung 
und vor allem der noch nicht erfolgten Veröffentlichung 
durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge immer 
noch nicht die genaue Zahl der Zuwanderung für das Jahr 
2015. Insofern bleibt nichts anderes übrig als die pure Spe-
kulation: Im Folgenden gehen wir hypothetisch davon aus, 
dass weitere 800 000 Personen im Jahr 2015 und jeweils 
weitere 600 000, 400 000 und 200 000 im Jahr 2016, 2017 
und 2018 der großzügigen Einladung nach Deutschland 
gefolgt sind bzw. folgen werden (vgl. Abb. 1). Über deren 
ethnische Zusammensetzung weiß man nur, dass sich die-
se im Zuge der Flüchtlingswelle stark verschoben hat. Wie-
derum sei davon ausgegangen, dass die fiskalischen Net-
tozahlungsprofile denen der bereits hier lebenden Ausländer 
entsprechen und dass die Integrationsdauer sechs Jahre 
beträgt.

Da schon der fiskalische Ertrag der moderaten Zuwande-
rung negativ ausfiel, verstärkt sich dieser Effekt im Szenario 
»Flüchtlingswelle« natürlich nochmals erheblich. Die Nach-
haltigkeitslücke würde bei weiteren 2 Mio. Zuwanderern um 
31,9% des BIP, also etwa 900 Mrd. Euro, ansteigen, und 
die notwendigen Abgabenerhöhungen beziffern sich auf 
15,4% (vgl. Abb. 3), also 1,5% mehr als im moderateren 
demographischen Standardszenario. Pro eine Million Zu-
wanderer müssen die Abgabenlasten mithin um 0,75% oder 
etwa real 8 Mrd. Euro p.a. erhöht werden – bezogen auf die 
Einkommensteuer wäre mithin ein »Flüchtlingssoli« von etwa 
7% oder alternativ ein Mehrwertsteuersatz von über 21% 
notwendig. Tatsächlich werden diese Dimensionen öffentlich 

nur zaghaft diskutiert und finden nur wenig mediales Echo. 
Darüber hinaus sind die obigen Kostenschätzungen immer 
noch als tendenziell eher »unrealistisch optimistisch« anzu-
sehen. Die Gleichsetzung von Zuwanderern und bereits hier 
lebenden Ausländern negiert die Tatsache, dass zusätzliche 
Eingliederungs- und Unterbringungskosten für den Fiskus 
entstehen. Daneben sind die bereits in Deutschland leben-
den Ausländer, die im SOEP erfasst werden, zu großen Tei-
len west- oder osteuropäischen Ursprungs und deren Qua-
lifikationsstruktur dürfte deutlich oberhalb der Qualifikation 
von Neuzugängen aus Afrika und dem mittleren Osten lie-
gen. Weiterhin ist auch die unterstellte Integrationsdauer von 
sechs Jahren eher als optimistisch zu betrachten: Jedes 
weitere Jahr an Integrationsdauer würde die Nachhaltig-
keitslücke um weitere 1,8 Prozentpunkte und die Abgaben-
last um 0,1 Prozentpunkte erhöhen. Als fiskalische Höchst-
belastung würde sich die Einwanderungswelle aber dann 
entpuppen, wenn es nicht gelänge, die Kinder der Flücht-
lingswelle in die Arbeitsmärkte zu integrieren. Würden diese 
nämlich mit dem Qualifikationsniveau der Ausländer in die 
Berechnungen eingehen, dann müssten die Abgaben für 
alle um 16,8% erhöht werden, um die Nachhaltigkeitslücke 
von dann 331% des BIP zu decken. 

Offensichtlich wird in allen betrachteten Szenarien der durch 
die demographisch vorteilhafte Altersstruktur heutiger Zu-
wanderer eintretende Verjüngungseffekt durch eine unter-
durchschnittliche Qualifikationsstruktur mehr als kompen-
siert, so dass der heutigen »Flüchtlingspolitik« keine fiskali-
sche Rationalität bescheinigt werden kann. Um es zuge-
spitzt zu formulieren: Die jüngste Zuwanderungswelle ist im 

Tab. 1 
Annahmen und Szenarien 

  Wanderungssaldo 

Fiskalische Unter-
schiede zwischen 
der deutschen und 
der ausländischen 

Bevölkerung 

Integration der Zu-
wanderer 

Integration der  
2. Zuwanderergeneration 

Basisszenario Standardszenario keine sofort 

2. Zuwanderergeneration 
entspricht fiskalisch dem 
Durchschnitt der Gesamt-
bevölkerung 

Szenario 
»Einwanderungs-
land« 

Standardszenario berücksichtigt 

Für die Zuwanderer 
wurde eine durch-
schnittliche Dauer 
von sechs Jahren bis 
zur vollständigen 
Integration in den 
deutschen Arbeits-
markt unterstellt.  

2. Zuwanderergeneration 
entspricht fiskalisch dem 
Durchschnitt der deut-
schen Bevölkerung 

Szenario 
»Flüchtlingswelle« 

Standardszenario 
+ 800 000 Personen 2015 
+ 600 000 Personen 2016 
+ 400 000 Personen 2017 
+ 200 000 Personen 2018 

berücksichtigt 

Für die Zuwanderer 
wurde eine durch-
schnittliche Dauer 
von sechs Jahren bis 
zur vollständigen 
Integration in den 
deutschen Arbeits-
markt unterstellt.  

2. Zuwanderergeneration 
entspricht fiskalisch dem 
Durchschnitt der deut-
schen Bevölkerung 

Quelle: Berechnungen der Autoren. 
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Gegensatz zur Zuwanderung der 1990er Jahre eher ein 
weiterer Teil des demographischen Problems und nicht ein 
Teil der Lösung desselbigen. Nur eine wirklich rationale Zu-
wanderungsstrategie könnte eine positive fiskalische Divi-
dende und damit eine wechselseitige Gewinnsituation für 
alle induzieren. Wie hoch diese ausfällt, ist ebenfalls in Ab-
bildung 3 skizziert: Würde es gelingen, die Einwanderung 
per Einwanderungsgesetz so zu steuern, dass die Zuwan-
derer ein Nettozahlungsprofil wie die Deutschen aufweisen 
und unmittelbar in den Arbeitsmarkt integriert werden, ergibt 
sich bezogen auf die Annahmen des Basisszenarios eine 
Senkung der Nachhaltigkeitslücke um etwa 20 Prozent-
punkte auf 217,9% des BIP, die einer Senkung der notwen-
digen Abgabenlast um 1,1 Prozentpunkte und einer fiskali-
schen Dividende von ca. 600 Mrd. Euro auf die unterstellten 
2 Mio. Zuwanderer entspricht. Etwas geringer wäre der Ef-
fekt bei Annahme einer dem Bevölkerungsdurchschnitt ent-
sprechenden Qualifikation.

Notwendige Bedingung für eine rational gesteuerte Einwan-
derungspolitik ist es mithin, zumindest ein durchschnittliches 
Qualifikationsniveau der Zuwanderung zu sichern. Deutliche 
fiskalische Erträge wären allerdings nur bei noch höherem 
Niveau zu erzielen. Wie genau diese Zuwanderungspolitik 
auszusehen hat, kann man ohne viel Mühe bei den traditio-
nellen Einwanderungsländern studieren; man muss das Rad 
an dieser Stelle nicht neu erfinden. Die Lösung ist selbstver-
ständlich nur auf europäischer Ebene zu erzielen und muss 
mit einer Sicherung der Außengrenzen des Schengen-Raums 
einhergehen. Einwanderungsländer wie die USA oder Aus-
tralien haben nämlich sicherlich eine Willkommenskultur ent-
wickelt – aber nicht an deren Außengrenzen. Alle weiteren 
Schritte haben selbstverständlich mit Qualifikationsselektion, 
Zuwanderungsbegrenzungen und Quotierungen nach bei-
spielweise Integrationsfähigkeit etc. zu tun. Und schließlich 
muss das soziale Sicherungssystem dem Fakt angepasst 
werden, dass jeder in jedem Land der Welt unmittelbar 
Kenntnis darüber hat, wie hoch beispielsweise die deutsche 
Sozialhilfe oder der deutsche Mindestlohn im Verhältnis zu 
seinen einheimischen Verdienstmöglichkeiten ist. Die Grund-
sicherung von Einwanderungsländern kann nicht weit über 
das Subsistenzminimum hinausgehen, andernfalls werden 
schlicht die falschen Anreize gesetzt. Ob all diese Konse-
quenzen, von denen die herrschende Lehrmeinung der Öko-
nomen seit Jahrzehnten redet, wirklich in den politischen 
Köpfen und in der öffentlichen Diskussion angekommen sind, 
ist wohl eher zu bezweifeln.
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Kritik einer DIW-Rechnung zu den ökonomischen Auswirkungen der 
Flüchtlinge

Das costa fast gar nix? Das costa ganz viel!

Fragwürdige DIW-Berechnung der 
Flüchtlingseffekte

Das DIW hat eine Rechnung über die Nut-
zen und Kosten des Flüchtlingszustroms 
in Deutschland vorgelegt (vgl. Fratzscher 
und Junker 2015a; 2015b). Demnach sei 
die zentrale Frage »nicht, ob die Flüchtlin-
ge langfristig einen wirtschaftlichen Nutzen 
bedeuten, sondern lediglich, wie schnell 
die Leistungen der Flüchtlinge die zusätz-
lichen Ausgaben übertreffen«. Auch die 
bereits in Deutschland lebenden Bürger 
würden »langfristig von der Zuwanderung 
profitieren und ein höheres Pro-Kopf-Ein-
kommen erzielen« (Fratzscher und Junker 
2015a, S. 1083). In drei Szenarien, die sich 
allerdings in den Annahmen nicht beson-
ders stark voneinander unterscheiden, 
wird dies zu quantifizieren versucht. In allen 
Szenarien ergibt sich »auch für die bereits 
in Deutschland lebenden Menschen nach 
einigen Jahren eine Erhöhung des 
Pro-Kopf-Einkommens.« Dabei seien die 
Kosten »für Unterbringung, Versorgung 
und Integration und die im weiteren Verlauf 
anfallenden Sozialleistungen« bereits be-
rücksichtigt. Selbst im pessimistischsten 
Szenario sei eine positive Bilanz nach etwa 
zehn Jahren zu erwarten, im optimistischs-
ten Szenario könne diese sich bereits nach 
vier bis fünf Jahren einstellen. Daher müss-
ten die anfänglichen Nettokosten als loh-
nende »Investition in die Zukunft« begriffen 
werden (vgl. ebenda, S. 1087). Eine Bilanz, 
die nur auf die fiskalischen Kosten und Er-
träge abstelle, sei »bestenfalls Unfug und 
schlimmstenfalls Populismus« (Fratzscher 
und Junker 2015b). Vielmehr müssten 
durch die Flüchtlinge induzierte Steigerun-
gen des BIP durch angebots- und nach-
frageseitige Effekte mit berücksichtigt wer-
den. Längerfristig seien die Flüchtlinge 
dann »ein Gewinn«.

Während die Annahmen der einzelnen 
Szenarien im Wochenbericht gut doku-

mentiert sind, gilt dies nicht für die Me-
thodik der Berechnung. Hierzu werden 
nur wenige Angaben gemacht, aus denen 
sich der konkrete Rechenweg nicht er-
schließt. Später stellte das DIW eine 
Excel-Datei zum Download auf seiner 
Website bereit, die die komplette Rech-
nung enthält. Es fehlen jedoch dazu jeg-
liche Erläuterungen, so dass man sich 
mühsam durch die verschachtelten Zell-
bezüge kämpfen muss, um zu verstehen, 
wie im Einzelnen vorgegangen wurde. Die 
nachfolgenden Ausführungen dazu sind 
das Ergebnis der Bemühungen der Ver-
fasser, die DIW-Rechnung auf dieser Ba-
sis nachzuvollziehen. Das Ergebnis ist er-
staunlich.

Denn weder wurde nachfrageseitig eine 
Multiplikatoranalyse durchgeführt, wie der 
DIW Wochenbericht insinuiert, noch ba-
sieren die angebotsseitigen Komponen-
ten der Berechnung auf einem produk-
tionstheoretischen Ansatz. Vielmehr han-
delt es sich, abgesehen von einer sehr 
sorgfältigen Unterscheidung der einzel-
nen Flüchtlingskohorten, um eine grobe 
Überschlagsrechnung, die zudem schwe-
re methodische Fehler aufweist. Dies be-
trifft sowohl die theoretischen Zusam-
menhänge als auch die Grundlagen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

Zudem finden sich mehrfach handwerk-
liche Fehler wie falsche Zellbezüge und 
Bezeichnungen, die allerdings keine gra-
vierenden Auswirkungen haben. Anders 
ist dies aber bei den grundlegenden Feh-
lern, denn allein diese sind verantwortlich 
für die positive Bewertung der Flüchtlings-
bilanz. Rechnet man dagegen unter Zu-
grundelegung der vom DIW getroffenen 
Annahmen methodisch richtig, so kehren 
sich die Ergebnisse ins Gegenteil um. 
Selbst im optimistischsten Szenario des 
Instituts ergeben sich dann hohe Netto-
kosten für die einheimische Bevölkerung, 
und zwar auch in der langen Frist. Im Fol-
genden wird dies im Einzelnen begründet.

Methodik der DIW-Rechnung

Die Verfasser gehen bei ihrer Rechnung 
wie folgt vor:
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• Zunächst werden die Flüchtlinge jahrgangsweise in Ar-
beitende und Nicht-Arbeitende aufgeteilt. Dies geschieht 
recht sorgfältig in einem aufwändigen Kohortenmodell 
mit Hilfe unterschiedlicher Annahmen hinsichtlich Pro-
duktivität, Erwerbs- und Arbeitslosenquoten.

• Sodann wird die BIP-Steigerung berechnet, die sich aus 
der Beschäftigung der Flüchtlinge ergibt. Dies erfolgt je-
doch nicht mit einer Produktionsfunktion, sondern durch 
eine einfache Dreisatzrechnung. Es wird dabei unterstellt, 
dass die Flüchtlinge einen bestimmten Prozentsatz der 
Durchschnittsproduktivität der einheimischen Bevölke-
rung haben (meist zwei Drittel). Dieser Prozentsatz, mul-
tipliziert mit ihrer Anzahl, ergibt den angebotsseitigen 
BIP-Zuwachs.

• Sodann werden die Lohneinkommen der Flüchtlinge von 
diesem BIP-Zuwachs abgezogen, denn sie kommen ja 
nicht den Einheimischen zugute. Den Rest des BIP-Zu-
wachses (etwa die Hälfte) verbuchen die Autoren als »Ge-
winn« der Einheimischen.

• Im nächsten Schritt wird ein zusätzlicher Nachfrageeffekt 
berechnet. Dieser errechnet sich zum einen aus den Aus-
gaben, die von den Einheimischen für den Unterhalt und 
die Integration der Flüchtlinge getätigt werden. Zum an-
deren entfalten die beschäftigten Flüchtlinge aus ihrem 
Lohneinkommen ebenfalls zusätzliche Nachfrage.

• Beide Nachfragequellen werden aber nicht vollständig, 
sondern nur mit jeweils 50% in Ansatz gebracht. Die Au-
toren begründen das damit, dass ein Teil der Produkte 
importiert wird.

• Sodann werden der angebotsseitige und der nachfra-
geseitige BIP-Zuwachs schlicht zur Gesamtsteigerung 
des BIP addiert. Beide werden den Einheimischen als 
»Gewinn« zugerechnet.

• Im letzten Schritt schließlich ziehen die Autoren von diesem 
»Gewinn« wiederum die für die Flüchtlinge aufgebrachten 
Kosten ab. Der verbleibende Betrag wird als Nettogewinn 
bzw. – falls negativ – als Nettokosten der Flüchtlinge für 
die einheimische Bevölkerung ausgewiesen.

• Im Ergebnis zeigt sich, dass dieser Nettogewinn in den 
ersten Jahren negativ, danach aber positiv ist. Daraus 
leiten die Autoren ab, dass der Flüchtlingszustrom mittel- 
und langfristig die einheimische Bevölkerung begünstige.

Die Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse wird u.a. dadurch 
erschwert, dass in der zeitlichen Berechnung zusätzlich 
noch ein autonomes Wirtschaftswachstum von 3% (nomi-
nal) angenommen wird. Dies ist zwar für die grundsätzlichen 
Ergebnisse nicht von Belang, überlagert aber unnötigerwei-
se den eigentlichen »Flüchtlingseffekt«. Ärgerlich sind au-
ßerdem einige technische Fehler in der Excel-Tabelle. So 
werden z.B. die Produktionsbeiträge der Flüchtlinge im Jahr 
2020 teilweise aus Zellen berechnet, die sich auf das Fol-
gejahr beziehen, während für alle anderen Jahre korrekt ge-
rechnet wird (vgl. Zelle DA10). In Zelle DF10 ist ein ähnlicher 
Fehler passiert; dort wird die Bevölkerung inklusive Flücht-

linge aus der Bevölkerung ohne Flüchtlinge des nachfolgen-
den Jahres berechnet, statt (wie in allen anderen Zellen der 
gleichen Spalte) korrekterweise aus der Grundbevölkerung 
des gleichen Jahres. An anderer Stelle wird statt der Ge-
winnquote, wie die Bezeichnung der Zelle lautet, in Wirklich-
keit die Lohnquote ausgewiesen (Zelle Z34). Das hätte ins 
Auge gehen können, denn die Gewinnquote ist von ent-
scheidender Bedeutung für die Berechnungen. Die Autoren 
haben jedoch das Glück, dass beide Quoten (in der von 
ihnen verwendeten Definition) fast identisch bei jeweils 
0,5 liegen, so dass sich auch dieser Fehler quantitativ nicht 
auswirkt. Das gleiche gilt für die falsche Bezeichnung der 
Graphiken in der Excel-Tabelle, wo das optimistische mit 
dem pessimistischen Szenario verwechselt wird. Diese 
Nachlässigkeiten haben letztlich keinen merklichen Einfluss 
auf die Ergebnisse, zeigen aber bereits, dass hier offenbar 
»mit heißer Nadel gestrickt« wurde.

Insgesamt ist die DIW-Rechnung denkbar einfach aufge-
baut, sie ist kaum mehr als eine grobe Überschlagsrech-
nung. Das wäre nicht weiter schlimm, wenn die Autoren sie 
methodisch korrekt ausgeführt und entsprechend kommu-
niziert hätten. Beides ist aber nicht der Fall. So liegt z.B., 
anders als behauptet, keine Multiplikatoranalyse vor. Denn 
der jährliche Nachfrageeffekt geht in der Tabelle jeweils nur 
einmal in das BIP ein und hat in den späteren Jahren kei-
nerlei Folgewirkung mehr. Stattdessen werden dann neue 
Nachfrageimpulse wirksam, die aber ebenfalls nur ein Jahr 
andauern. Die Publikation im Wochenbericht gibt die Ver-
wendung einer anspruchsvollen keynesianischen Methodik 
vor, die in Wahrheit aber nicht angewendet wurde. Es han-
delt sich um einfache Additionen.

Das ist durchaus zulässig, hätte aber offen kommuniziert 
werden sollen. Wirklich gravierend sind dagegen die metho-
dischen Fehler der Rechnung, denen wir uns jetzt zuwenden:

1. Die Rechnung des DIW stellt ein Konjunkturprogramm 
keynesianischer Prägung dar, das angesichts seiner 
20-jährigen Laufzeit die keynesianische Theorie ad ab-
surdum führt. Sofern es sich um einen schuldenfinan-
zierten Nachfrageimpuls handelt, müssen die Schulden 
nämlich auch getilgt, zumindest aber verzinst werden. 
Dies wird in der Rechnung jedoch nicht berücksichtigt. 
Insofern wird an dieser Stelle ein Nettonachfrageimpuls 
wirksam, jedoch mit Bruttogrößen gerechnet. In anderen 
Untersuchungen weist das DIW selbst auf die Unter-
scheidung von Brutto- und Nettoeffekten hin (vgl. Mattes 
et al. 2015, S. 3). Hier aber wird sie nicht thematisiert, 
geschweige denn rechnerisch berücksichtigt.

2. Auch aus einem anderen Blickwinkel erschließt sich die 
Berechnung der Nachfrageeffekte nicht eindeutig. 
Selbstverständlich sind solche Effekte mit jeder Ausgabe 
verbunden, die von den Flüchtlingen selbst oder zu ihrer 
Unterstützung getätigt wird. Aber sind sie größer als die 
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Effekte, die bei anderweitiger Verwendung der entspre-
chenden Mittel erzielt worden wären? Zumindest für die 
Unterstützungszahlungen wird man davon ausgehen 
können, dass sie überwiegend nicht zusätzlich, sondern 
lediglich an Stelle anderer Ausgaben getätigt werden. So 
hätte ohne den Flüchtlingszustrom z.B. mehr für die Sa-
nierung der maroden Verkehrsinfrastruktur ausgegeben 
werden können. Insoweit liegt also nur eine andere Ver-
wendung, aber kein zusätzlicher Nachfrageimpuls und 
erneut keine Unterscheidung zwischen Brutto- und 
Netto effekt vor. Auch dies führt zu einer zu optimistischen 
Ausweisung der Wohlfahrtseffekte.

3. Entscheidend ist aber letztendlich nicht, ob ohne die 
Flüchtlinge weniger Geld vom Staat ausgegeben worden 
oder weniger investiert worden wäre, was ohnehin nie-
mand wissen kann. Denn in jedem Fall hätte man ein 
entsprechendes Konjunkturprogramm auch ohne den 
Flüchtlingszustrom auflegen können. Die Effekte können 
schon deshalb nicht als Gewinn aus dem Flüchtlingszu-
strom verbucht werden. Ob ein solches Konjunkturpro-
gramm überhaupt sinnvoll ist in einer Situation wie der 
derzeitigen mit Normalauslastung der Kapazitäten, kann 
dahingestellt bleiben.1

4. Allenfalls für die Ausgaben aus den neu generierten 
Flüchtlingseinkommen selbst könnte man einen Mul-
tiplikatoreffekt ableiten. Dann wäre aber zu prüfen, ob 
dieser Nachfrageimpuls tatsächlich zu einer weiteren 
Produktionssteigerung führt oder vielleicht nur zu 
Preissteigerungen. Offenbar hängt dies u.a. vom Auslas-
tungsgrad der Produktionskapazitäten ab. Auch diese 
Frage wird aber von den Verfassern nicht thematisiert. 
Die gesamte Rechnung erfolgt vielmehr in rein nominalen 
Größen, die wie selbstverständlich in voller Höhe als 
Wohlstandszuwachs interpretiert werden. Erneut wird 
damit der Wohlfahrtszuwachs tendenziell zu hoch aus-
gewiesen.

5. Bei der Berechnung der Angebotseffekte in der 
Excel-Tabelle fällt auf, dass der Produktionsbeitrag der 
beschäftigten Flüchtlinge nicht nach der durchschnitt-
lichen Arbeitsproduktivität berechnet wird, sondern 
nach dem durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen der 
Gesamtbevölkerung (vom Baby bis zum Greis).2 Das ist 
ein viel zu geringer Wert, denn ein arbeitender Flüchtling 
erwirtschaftet ja das Einkommen eines einheimischen 
Beschäftigten (bzw. hier zwei Drittel davon). Insoweit 
untertreibt die DIW-Rechnung den Produktionsbeitrag 
der Flüchtlinge erheblich.

 1 Der Sachverständigenrat zur Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (2015, S. 102) schreibt in seinem jüngsten Gutachten sogar, 
dass die Produktionskapazitäten in der Industrie derzeit »leicht überaus-
gelastet sind«. In einer solchen Situation verbieten sich eigentlich expan-
sive fiskalische Maßnahmen.

 2 Vgl. z.B. Zelle Q7, wo der »Supply-side-Effekt« wie folgt berechnet wird: 
0,67*100*299/84.929. Dabei ist 299 die Zahl der arbeitenden Flüchtlinge 
und 84.929 die Gesamtbevölkerung (einschließlich der Flüchtlinge, beide 
Zahlen in 1 000). Der Faktor 0,67 steht für die relative Produktivität der 
Flüchtlinge im Vergleich zu den einheimischen Beschäftigten.

6. Andererseits hält das DIW die Produktivität der Flücht-
linge konstant, unabhängig von ihrer Anzahl. Das ist aber 
nicht realistisch, denn die zusätzliche Beschäftigung von 
mehr als einer Million unqualifizierten Arbeitskräften wird 
nicht möglich sein, ohne dabei auf Jobs zurückzugreifen, 
die weniger produktiv sind als die bisherigen. Das ent-
spricht auch der ökonomischen Theorie, die eine sinken-
de Grenzproduktivität bei Mehreinsatz des betreffenden 
Produktionsfaktors voraussagt. Da die vom DIW unter-
stellte Zunahme der unqualifizierten Beschäftigten fast 
40% beträgt, darf dieser Effekt nicht vernachlässigt wer-
den. Das DIW weist insoweit die Produktionsbeiträge der 
Flüchtlinge zu hoch aus.3

7. Der nächste Fehler geht in die gleiche Richtung. Denn 
das BIP nach Abzug der Flüchtlingsentlohnung wird zu 
Unrecht als »Gewinn« der Einheimischen interpretiert. 
Das BIP enthält nämlich nicht nur Löhne und Gewinne, 
sondern (neben weiteren kleinen Korrekturposten) vor 
allem auch die Abschreibungen. Diese sind aber kein 
Bestandteil des Verfügbaren Einkommens und somit 
auch kein Gewinn, sondern sie bezeichnen den Ver-
schleiß von Anlagen und Infrastruktur. Selbst wenn man 
unterstellt, dass nicht sofort mit Ankunft der Flüchtlinge 
auch zusätzliche Abschreibungen anfallen, so ist dies 
doch mit fortdauerndem Aufenthalt in Deutschland zwei-
fellos der Fall. Man denke nur an die Wohncontainer, die 
eine relativ kurze Lebensdauer haben, oder an die Be-
anspruchung normaler Wohnungen sowie von Produk-
tionsanlagen und Infrastruktur. Da sich die DIW-Berech-
nung bis zum Jahr 2035 erstreckt, ist es unzulässig, auf 
den Ansatz von Abschreibungen zu verzichten bzw. die-
se nicht einmal zu thematisieren. Im Durchschnitt der 
Jahre 2000 bis 2014 machten sie immerhin knapp 18% 
des BIP aus. Die Vorteile der einheimischen Bevölkerung 
werden insoweit erneut zu hoch ausgewiesen.

8. Damit kommen wir zum vielleicht gravierendsten Fehler 
der DIW-Rechnung: Angebots- und Nachfrageeffekte 
werden schlicht zum Gesamtzuwachs des BIP addiert. 
Angebot und Nachfrage sind jedoch zwei Seiten dersel-
ben Medaille. Verschieben sich (etwa im keynesianischen 
AS-AD-Diagramm, vgl. Abb. 1)4 beide Kurven nach 
rechts, so ist der Gesamteffekt auf die produzierte Men-
ge nicht gleich der Summe beider Verschiebungen, son-
dern wesentlich geringer. Das gilt schon bei normalen 
Elastizitäten, wenn also noch Spielraum für weitere Pro-
duktionssteigerungen besteht (vgl. Abb. 1, linke Seite). 
Es gilt aber erst recht in einer Situation mit bereits hoher 
Kapazitätsauslastung, wie sie derzeit in Deutschland vor-
liegt. In diesem Fall ist allein der Angebotseffekt relevant, 

 3 Vgl. zu den Zahlen und Zusammenhängen im Einzelnen auch den 
Anhang, wo wir die Produktionsbeiträge der Flüchtlinge mit Hilfe einer 
Produktionsfunktion abschätzen.

 4 AS und AD stehen für aggregate supply bzw. aggregate demand und 
sind Bestandteil der sog. neoklassischen Synthese, die in jedem Makro-
lehrbuch ausführlich behandelt wird.
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eine zusätzliche Nachfrageerhöhung führt dagegen le-
diglich zu steigenden Preisen (vgl. Ab. 1, rechte Seite).

Dennoch werden in den Rechnungen des DIW beide Effek-
te addiert, ohne zu berücksichtigen, dass zumindest ein Teil 
des Nachfragezuwachses der Flüchtlinge nur das widerspie-
gelt, was auf der Angebotsseite bereits erfasst ist. Dieses 
Vorgehen erhöht nochmals den scheinbaren Wohlfahrtsge-
winn der einheimischen Bevölkerung.

Nimmt man alles zusammen, so muss man der Studie gra-
vierende Schwächen bescheinigen. Sie wird den Anforde-
rungen an eine wissenschaftlich fundierte Analyse nicht ge-
recht. Während die Plausibilität der Annahmen hier nicht 
weiter thematisiert wurde, weist schon allein die Methodik 
schwerste Mängel auf. Es wird nicht zwischen nominalen 
und realen Größen unterschieden, ebenso wenig zwischen 
brutto und netto (und dies an gleich vier Stellen).5 Gegen 
Regeln der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird 
ebenso verstoßen wie gegen grundlegende theoretische Zu-
sammenhänge. Anstelle anspruchsvoller Multiplikatoranaly-
sen werden Dreisatzrechnungen vollzogen, die Beschäftig-
tenproduktivität wird mit dem Pro-Kopf-Einkommen der Ge-
samtbevölkerung gleichgesetzt. Hinzu kommen eine man-
gelhafte Dokumentation des Vorgehens und handwerkliche 
Ungenauigkeiten.

Bewertung der empirischen Ergebnisse

Im Ergebnis werden die positiven Effekte der Flüchtlinge auf 
das BIP deutlich zu hoch ausgewiesen, und noch stärker 
gilt dies in Bezug auf das Verfügbare Einkommen der Ein-
heimischen. Um das Ausmaß des Fehlers einzuschätzen, 
wird hier eine Alternativrechnung vorgelegt, die die o.g. Kri-
tikpunkte aufgreift. Diese wird der DIW-Rechnung gegen-
übergestellt, wobei wir uns hier auf einen einfachen »Mit-oh-
ne«-Vergleich für den Zeitraum 2015 bis 2025 beschränken 

 5 Zum einen wird das Bruttoinlandsprodukt mit dem Verfügbaren Einkom-
men verwechselt, zum zweiten der Bruttoeffekt einer Nachfragesteige-
rung mit ihrem Nettoeffekt gleichgesetzt, zum dritten der Nettoeffekt 
einer schuldenfinanzierten Nachfrageausweitung mit ihrem Bruttoeffekt 
gleichgesetzt, und zum vierten wird der Bruttoeffekt einer gleichzeitigen 
Erhöhung von Angebot und Nachfrage mit dem daraus resultierenden, 
geringeren Nettoeffekt auf die reale Produktion gleichgesetzt.

und nur das optimistische DIW-Szenario betrachten. 
»Mit-ohne«-Vergleich bedeutet, dass die Entwicklung jeweils 
mit bzw. ohne Flüchtlingszustrom verglichen wird, und zwar 
unter sonst gleichen Umständen. Es wird also im Unter-
schied zum DIW-Vorgehen nicht zusätzlich noch ein auto-
nomes Wirtschaftswachstum unterstellt, da dies den Ver-
gleich nur erschweren würde. Die »Mit-Ohne«-Methode ist 
z.B. in der Verkehrswegeplanung üblich und erscheint auch 
hier angemessen, um ein klares Bild der Auswirkungen allein 
des Flüchtlingszustroms zu erhalten.

Im Einzelnen treffen wir folgende Annahmen, die den 
DIW-Annahmen im optimistischen Szenario entsprechen. 
Sie sind nur teilweise aus der Publikation im Wochenbericht 
ersichtlich und im Übrigen der Excel-Tabelle des DIW ent-
nommen worden:

• Es kommen im angegebenen Zeitraum (2015 bis 2025) 
insgesamt 3,344 Mio. Flüchtlinge, von denen bis 2025 
aber nur 1,027 Mio. in den Arbeitsmarkt integriert sind.

• Die beschäftigten unqualifizierten Flüchtlinge haben an-
fangs 2/3 der Arbeitsproduktivität der einheimischen qua-
lifizierten Beschäftigten.6 Wir berücksichtigen in der Alter-
nativrechnung aber auch, dass ca. 10% der ein heimischen 
Beschäftigten ebenfalls unqualifiziert sind.

• Wir berücksichtigen im Unterschied zum DIW umgekehrt 
zudem, dass ca. 10% der Flüchtlinge durchaus qualifiziert 
sind, und nehmen deswegen in unserer Alternativrech-
nung eine zusätzliche Beschäftigung von 114 000 qua-
lifizierten Flüchtlingen im Jahr 2025 an. Deren Produkti-
vität entspricht derjenigen der qualifizierten Einheimischen.

• In der Alternativrechnung berechnen wir die Produktions-
effekte anhand einer Cobb-Douglas-Produktionsfunkti-
on. Dadurch werden auch Veränderungen der Produkti-
vität mit steigender Beschäftigung berücksichtigt.7

• In der Alternativrechnung wird berücksichtigt, dass das 
BIP nicht dem Verfügbaren Einkommen entspricht. Für 
den wichtigsten Korrekturposten, die Abschreibungen, 
nehmen wir 9% vom BIP an, das ist der Mittelwert zwi-
schen dem langjährigen empirischen Wert von knapp 
18% und dem vom DIW mit null angesetzten Wert. Da-
mit tragen wir dem Umstand Rechnung, dass nicht so-
fort mit der Produktionsaufnahme der Flüchtlinge auch 
entsprechende Abschreibungen entstehen, wohl aber 
später.

• Die Alternativrechnung berücksichtigt aus den oben ge-
nannten Gründen nur die angebotsseitige Erhöhung des 

 6 Hier wurde zur Vereinfachung mit 2/3 der Produktivität der qualifizierten 
Einheimischen gerechnet, was aber keinen großen Unterschied macht, da 
ca. 90% der Einheimischen qualifiziert sind. Die fehlerhafte Berechnung 
der Produktivität anhand des Pro-Kopf-Einkommens in der Excel-Tabelle 
des DIW wurde nicht übernommen.

 7 Vgl. dazu den Anhang. Cobb-Douglas-Produktionsfunktionen werden 
auch von der Deutschen Bundesbank und dem Sachverständigenrat für 
ähnliche Untersuchungen verwendet. Ihre Exponenten ergeben sich aus 
den Einkommensquoten der jeweiligen Produktionsfaktoren, wofür wir 
die DIW-Angaben verwendet und ergänzt haben.

Preisniveau

BIP

Preisniveau

BIP

AS-AD-Diagramm

Quelle: Darstellung der Autoren.
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BIP aufgrund des Produktionsbeitrages der Flüchtlinge. 
Der umstrittene Nachfrageeffekt bleibt unberücksichtigt. 
Allerdings fällt der Angebotseffekt deutlich höher aus als 
in der DIW-Rechnung, weil letzterer auf einer falschen – 
und dadurch zu niedrig angesetzten – Produktivitätsan-
nahme für berufstätige Flüchtlinge beruht.

• Bei den Kosten der Flüchtlinge übernehmen wir die 
DIW-Annahmen. Allerdings sind dabei zum Beispiel die 
Gesundheitskosten offenbar nicht berücksichtigt worden, 
die nach unserer überschlägigen Schätzung die Einhei-
mischen nochmals mit rd. 2 Mrd. Euro belasten.8

• Ebenso wie das DIW verzichten wir auf weitergehende 
Berechnungen etwa der Effekte auf die Rentenfinanzen 
und auf die Steuereinnahmen, da dies den Rahmen 
sprengen würde.9 Wir verweisen aber auf entsprechende 
Berechnungen von Bonin (2014), die allerdings noch nicht 
die aktuellen Flüchtlingsströme erfassen konnte. 

Die Berechnung sowohl für das (optimistische) DIW-Szena-
rio als auch für die Alternativrechnung erfolgt so, dass jeweils 
das BIP des Jahres 2015 (3 029 Mrd. Euro) zugrunde gelegt 
wird. Es wird sodann ermittelt, wie sich nach den beiden 
Rechnungen dieses BIP und die daraus abgeleiteten Größen 
verändern würden, wenn man die zwischen 2015 und 2025 
laut DIW zu erwartenden Flüchtlinge mit einbezieht, und 
zwar wiederum mit den DIW-Annahmen bzgl. ihrer Anzahl, 
Arbeitsmarktintegration etc. Allerdings wird die Produktivi-
tätsberechnung des DIW in der Alternativrechnung entspre-
chend korrigiert, und es werden zudem auch die qualifizier-
ten Beschäftigten unter den Flüchtlingen miteinbezogen 
(s.o.). Beides führt dazu, dass der angebotsinduzierte 
BIP-Anstieg deutlich stärker ausfällt als in der DIW-Rech-
nung, ebenso ihre Lohnsumme. Für die Kosten der Flücht-
linge werden die (relativ niedrigen) Werte angenommen, die 
das DIW für 2025 erwartet.

 8 Das sind die Nettokosten, also bereits nach Abzug der Kassenbeiträge 
der beschäftigten Flüchtlinge, vgl. dazu die Berechnung im Anhang. 

 9 Demnach sind bereits die fiskalischen Nettobeiträge der schon in 
Deutschland lebenden Migranten – die weit besser qualifiziert sind als die 
jetzigen Flüchtlinge – in langfristiger Sicht stark negativ. Es ist daher zu 
vermuten, dass eine Aktualisierung dieser Studie zu einer noch negati-
veren Bilanz aus Sicht der Einheimischen führen würde.

Der Vergleich der beiden Rechnungen weist deutliche Un-
terschiede auf, nicht nur in der Höhe, sondern auch im Vor-
zeichen der Effekte. Es zeigt sich, dass selbst mit den op-
timistischen Annahmen des DIW keineswegs ein ökonomi-
scher Nettovorteil für die Einheimischen entsteht, sondern 
im Gegenteil eine Belastung von rd. 14,3 Mrd. Euro. Dies 
wohlgemerkt nach einem Zeitraum von zehn Jahren, für den 
das DIW längst eine positive Bilanz erwartet. Tabelle 1 zeigt 
auch, worauf dieser Unterschied im Wesentlichen zurück-
geht, nämlich auf den fragwürdigen Nachfrageeffekt und 
dessen Addition zu dem (allerdings beim DIW zu gering aus-
gewiesenen) Angebotseffekt. Die Vernachlässigung der Ab-
schreibungen sowie der anderen Korrekturposten zwischen 
dem BIP und dem Verfügbaren Einkommen spielen dem-
gegenüber eine untergeordnete, wenn auch keine vernach-
lässigbare Rolle.

Es kommt noch ein weiterer, wichtiger Punkt hinzu, nämlich 
die Verteilungswirkungen des Flüchtlingszustroms zwischen 
den inländischen Produktionsfaktoren. Das DIW argumen-
tiert selbst, dass der Vorteil der Einheimischen letztlich auf 
der Zunahme von Gewinnen beruht, die Unternehmen mit 
der Beschäftigung von Flüchtlingen verdienen, problemati-
siert dies jedoch nicht weiter. Das ist überraschend, da das 
gleiche Institut in anderen Studien die Ungleichheit der Ein-
kommen in Deutschland kritisiert.

Noch erstaunlicher ist, dass dem DIW ein anderer Effekt 
entgeht, den wir oben bereits angesprochen haben. Denn 
eine starke Zunahme der unqualifizierten Beschäftigten kann 
nicht ohne Einfluss auf deren Gleichgewichtslohn bleiben, 
und dies trifft auch die Einheimischen ohne Qualifikation. 
Dagegen erfahren die Qualifizierten einen Einkommenszu-
wachs, jedenfalls vor Abzug der Flüchtlingskosten. Im Rah-
men unserer Alternativrechnung können wir diese Effekte 
auch quantifizieren. Dabei zeigt sich, dass der Flüchtlings-
zustrom die Ungleichverteilung der Einkommen innerhalb 
der einheimischen Bevölkerung deutlich verschärft:

Es gewinnen die Kapitaleigner und die qualifizierten Arbeit-
nehmer, wenn auch nur leicht, während der Gleichgewichts-

Tab. 1 
Vergleich der DIW-Rechnung mit der CAWM-Alternativrechnung 

 Alternativrechnung CAWM Optimistisches Szenario DIW 
Zuwachs BIP  36,4 Mrd. (+ 1,2%) 44,8 Mrd. (+ 1,5%) 
   davon Angebotseffekt 36,4 Mrd. (+ 1,2%) 24,8 Mrd. (+ 0,8%) 
   davon Nachfrageeffekt – 20,0 Mrd. (+ 0,7%) 
./. zusätzl. Abschreibungen 3,3 Mrd. (9% des BIP) – 
+  weitere Korrekturposten 0,4 Mrd.  – 
= Zuwachs Verfügbares Einkommen 33,5 Mrd. 44,8 Mrd. 
./. Lohnsumme unqualifizierte Flüchtlinge 26,1 Mrd. 22,4 Mrd. 
./. Lohnsumme qualifizierte Flüchtlinge 6,1 Mrd. – 
= Zuwachs Verf. Einkommen Einheimische 1,3 Mrd. 22,4 Mrd. 
./. Flüchtlingskosten (laut DIW) 15,6 Mrd. (0,5% v. BIP) 15,6 Mrd. (0,5% des. BIP) 
= Verbleibender »Gewinn« Einheimischer – 14,3 Mrd. + 6,8 Mrd. 

Quelle: Berechnungen der Autoren.  
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lohn der unqualifizierten Arbeitnehmer um mehr als ein Vier-
tel sinkt. Dieses Ergebnis steht in Einklang mit den Voraus-
sagen der ökonomischen Migrationstheorie (vgl. van Sun-
tum 2015). Natürlich wird man die Markteinkommen der 
Unqualifizierten nicht wirklich so stark sinken lassen, das 
verhindert schon der Mindestlohn. Aber viele von ihnen wer-
den ihre Jobs verlieren, in die Schwarzarbeit abwandern, 
oder sie müssen – wie in Frankreich – mit Hilfe von Lohn-
subventionen oder anderen staatlichen Hilfen künstlich in 
Beschäftigung gehalten werden.

Fazit

Wir kommen zu dem Schluss, dass die DIW-Rechnung auf-
grund der aufgezeigten Mängel keine Aussagen über die 
ökonomischen Effekte des Flüchtlingszustroms erlaubt. Nie-
mand wirft ihren Autoren vor, eine vereinfachte Rechnung 
versucht zu haben. Aber auch eine einfache Rechnung muss 
methodisch richtig, sauber dokumentiert und in ihren 
Schlussfolgerungen hinreichend transparent sein. Leider ist 
das hier nicht der Fall. Eine Korrektur der gravierenden 
Schwächen zeigt zudem ein diametral entgegengesetztes 
Ergebnis:

• Statt eines Gewinns für die Volkswirtschaft bedeutet der 
Flüchtlingszustrom ökonomisch eine massive Belastung 
der einheimischen Bevölkerung, und zwar auch langfris-
tig und unter den optimistischen Annahmen der drei 
DIW-Szenarien.

• Es treten starke Umverteilungswirkungen zu Ungunsten 
derjenigen auf, die ohnehin schon am stärksten unter 
Arbeitslosigkeit und geringen Einkommen leiden, nämlich 
der unqualifizierten einheimischen Arbeitnehmer. 

• Die leichten Gewinne der qualifizierten Arbeitnehmer 
und der Unternehmer und Kapitalbesitzer fallen dem-
gegenüber kaum ins Gewicht. Es sinkt sowohl das 
Durchschnittseinkommen insgesamt als auch – nach 

Abzug der Flüchtlingskosten – das Verfüg-
bare Einkommen der einheimischen Bevöl-
kerung.

Diese politisch unbequemen, aber leider zu 
erwartenden Effekte dürfen in einer wissen-
schaftlichen Analyse nicht verschwiegen 
werden. Man kann sich über das Ausmaß 
streiten – auch unsere Rechnung ist nicht 
mehr als eine grobe Abschätzung, die wei-
terer, vertiefender Studien bedarf. Aber die 
Richtung der Verteilungswirkungen ist ein-
deutig und sie müsste auch den Autoren des 
DIW bewusst sein, selbst wenn ihre Rech-
nung sie nicht explizit aufzeigen kann.
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Anhang: Ein methodisch anderer Schätzansatz 
auf Basis der DIW-Annahmen (optimistisches 
Szenario)

Die Schätzung erfolgt anhand folgender Cobb-Douglas-Pro-
duktionsfunktion:

Dabei bezeichnet Y das nominale BIP, a die totale Faktor-
produktivität, L die unqualifizierten Arbeitskräfte, H die qua-
lifizierten Arbeitskräfte und K den volkswirtschaftlichen Ka-
pitalstock. Mit FL und FH wird die Zunahme der jeweiligen 
unqualifizierten bzw. qualifizierten Arbeitskräfte aufgrund des 
Flüchtlingszustroms bezeichnet.

Bekanntlich entsprechen unter den Standardannahmen der 
neoklassischen Theorie die Exponenten den jeweiligen An-

 

 

 

Tab. 2 
Verteilungseffekte der Flüchtlingsbeschäftigung  
(nach Alternativrechnung) 

Arbeitnehmergruppe Veränderung des Pro-Kopf-
Einkommens durch die Beschäftigung 

der Flüchtlinge  
(ohne Flüchtlingskosten), in % 

Unqualifizierte Einheimische – 26,6 

Qualifizierte Einheimische +   0,8 

Kapitaleigner  +   1,2 

Einheimische Arbeitnehmer 
insgesamt –   0,9 

Durchschnittseinkommen aller 
Arbeitnehmer (2015 ohne, 
2025 inklusive Flüchtlinge) –   2,6 

Quelle: Berechnungen der Autoren.  



36 Zur Diskussion gestellt: Kosten und Chancen der Migration

ifo Schnelldienst 4/2016 – 69. Jahrgang – 25. Februar 2016

teilen der Produktionsfaktoren am BIP. Wir verwenden dafür 
ebenso wie das DIW die durchschnittlichen Quoten der Jah-
re 2010 bis 2014. Für die Lohnquote W/Y bzw. die Brutto-
gewinnquote (d.h. vor Abzug von Abschreibungen und in-
direkten Steuern) Q/Y ergibt sich demnach

Die Aufteilung der Lohnquote auf Unqualifizierte und Quali-
fizierte erfolgt anhand von deren Anteilen L bzw. H an der 
Gesamtbeschäftigung sowie anhand ihrer jeweiligen Pro-
duktivität wL bzw. wH. Die Beschäftigtenanteile wurden aus 
der Statistik sozialversicherter Beschäftigter berechnet. 
Demnach beträgt der Anteil der Beschäftigten ohne Berufs-
ausbildung 9,2%, der Anteil von ausgebildeten Arbeitneh-
mern also 90,8%.10 Die Produktivität der Unqualifizierten 
wurde analog dem Vorgehen des DIW mit zwei Dritteln der 
Produktivität der Qualifizierten angenommen, wobei letztere 
auf 1 normiert wurde. Somit erhält man für die normierte 
Lohnsumme insgesamt

Daraus errechnen sich die jeweiligen Anteile am Lohnein-
kommen als

Da der Anteil des Lohneinkommens am BIP insgesamt 
50,3% beträgt (s.o.), errechnen sich die beiden Teilexpo-
nenten daraus leicht wie folgt:

Der volkswirtschaftliche Kapitalstock K wird vom Statistischen 
Bundesamt mit insgesamt 16,8 Billionen Euro (einschließlich 
Wohnungen) angegeben. Für die eigentliche Produktion sind 
Wohnungen zwar nicht direkt relevant, wohl aber für die Un-
terbringung der Flüchtlinge, so dass hier der gesamte Kapi-
talstock der Produktionsfunktion zugrunde gelegt wird.11

Das BIP betrug 2015 in nominaler Rechnung 3 029 Mrd. 
Euro. In der Basisrechnung für 2015 wird analog zur 
DIW-Rechnung angenommen, dass noch keine Flüchtlinge 
in den Arbeitsmarkt integriert sind, d.h., FL und FH werden 

 10 Die Beschäftigten ohne Angabe der Qualifikation blieben bei der Berech-
nung dieser Anteile unberücksichtigt. Sie gingen jedoch in die Zahl der 
Gesamtbeschäftigten ein, auf welche die Anteile hochgerechnet wurden.

 11 Die absolute Höhe des Kapitalstocks ist insoweit für die hier vorgelegte 
Rechnung irrelevant, als ein höher oder niedriger angesetzter Kapi-
talstock automatisch zu einer entsprechend niedrigeren bzw. höheren 
totalen Faktorproduktivität führt. Er ist aber für die Behandlung der 
Abschreibungen von Bedeutung, vgl. weiter unten.

gleich null gesetzt. Die Gesamtzahl der Beschäftigten (inklu-
sive solcher ohne Angabe der Qualifikation) betrug 2013 
rund 29,856 Millionen. Daraus errechnen sich durch Anle-
gung der oben berechneten Quoten die absoluten Zahlen 
der unqualifizierten Beschäftigten (2,715 Mio.) bzw. der qua-
lifizierten Beschäftigten (26,9 Mio.).

Somit sind alle Variablen der Produktionsfunktion bekannt 
bis auf die totale Faktorproduktivität a. Diese lässt sich aber 
leicht aus der Produktionsfunktion berechnen, da das no-
minale BIP bekannt ist, und beträgt hier 4,937. Die gesam-
te Produktionsfunktion lautet somit:

Für die zusätzlich beschäftigten, unqualifizierten Flüchtlinge 
im Zeitraum 2015 bis 2025 nimmt das DIW nach der 
Excel-Tabelle insgesamt eine Zahl von 1,027 Millionen an. 
Für die zusätzliche Beschäftigung qualifizierter Flüchtlinge 
gibt es dort keine Annahme, sie wird offenbar mit null ange-
setzt. Hier gehen wir abweichend davon aus, dass 10% 
aller Flüchtlinge qualifiziert und nur 90% unqualifiziert sind. 
Das ist also eine für die DIW-Rechnung günstigere Annah-
me. Daraus ergibt sich eine Beschäftigungszunahme von 
insgesamt 1,141 Mio. Flüchtlingen, von denen FL = 1,027 
unqualifiziert und FH = 0,114 Millionen qualifiziert sind.

Setzt man diese Werte in die Produktionsfunktion ein, so 
erhält man angebotsseitig eine Steigerung des nominalen 
BIP um insgesamt 1,2% durch die Flüchtlinge. Das 
Pro-Kopf-Einkommen (bezogen auf alle Beschäftigten) sinkt 
dagegen um 2,6%. Das Pro-Kopf-Einkommen der einhei-
mischen Arbeitnehmer (also ohne die Flüchtlinge) sinkt um 
0,9%. Wenn man die Bruttogewinne sowie ihre Löhne ad-
diert und auf die Zahl der einheimischen Beschäftigten be-
zieht (wie es das DIW tut), erhält man eine minimale Steige-
rung des Pro-Kopf-Einkommens der einheimischen Bevöl-
kerung um 0,1%. Allerdings sind darin noch die Abschrei-
bungen enthalten, die kein Verfügbares Einkommen darstel-
len, und die Flüchtlingskosten sind noch nicht abgezogen.

Betrachtet man allein die Lohneinkommen, so profitieren nur 
die qualifizierten Arbeitnehmer und die Kapitaleigner mit ei-
nem nominalen Einkommenszuwachs von jeweils 1,2%. 
Dem steht aber ein Einkommensverlust der unqualifizierten 
Einheimischen von 26,6%, also um mehr als ein Viertel ihres 
Einkommens gegenüber.

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der ökonomischen 
Theorie: Es gewinnen bei Zuwanderung eines Produktions-
faktors immer der jeweils komplementären Produktionsfak-
toren, hier also die Qualifizierten sowie die Kapitaleigner. 
Dagegen verliert derjenige Faktor, mit dem die Zugewander-
ten in Konkurrenz treten, hier also die Unqualifizierten. Sie 
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müssten entweder entsprechende Lohneinbußen hinneh-
men, oder sie würden arbeitslos, oder ihre Löhne müssten 
in entsprechendem Umfang subventioniert werden, was 
wiederum zu Lasten der Einkommen der Qualifizierten oder 
der Kapitaleigner ginge.

Nun müssen noch die Beträge abgezogen werden, mit de-
nen die einheimische Bevölkerung zur Deckung der Flücht-
lingskosten belastet wird. Allerdings darf man bei einer sol-
chen Rechnung – anders als das DIW – nicht vom BIP aus-
gehen, relevant ist vielmehr das Verfügbare Einkommen der 
Gesamtwirtschaft. Dieses unterscheidet sich vom BIP vor 
allem durch den Abzug der Abschreibungen, die kein Ein-
kommen darstellen und deshalb auch nicht verteilt werden 
können. Zudem sind beim Übergang vom BIP zum Verfüg-
baren Einkommen noch der Saldo der Auslandseinkommen 
sowie die laufenden Übertragungen an die übrige Welt zu 
berücksichtigen. Ersterer berücksichtigt, dass ein Teil des 
Verfügbaren Einkommens der Inländer im Ausland erzielt 
wird, der noch nicht im BIP enthalten ist. Letztere sind un-
entgeltliche Zahlungen an das Ausland wie z.B. Beiträge an 
internationale Organisationen oder Entwicklungshilfe, die 
das Verfügbare Einkommen der Inländer verringern. Die bei-
den letztgenannten Positionen kompensieren sich tenden-
ziell und sind quantitativ nicht sehr bedeutsam.

Anders verhält es sich jedoch mit den Abschreibungen. Sie 
machten im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2014 nicht we-
niger als 17,8% des BIP aus und reduzieren somit den ver-
bleibenden Verteilungsspielraum deutlich. Das DIW berück-
sichtigt diesen Abzugsposten nicht, er wird nicht erwähnt.

Da die hier vorgelegte Rechnung einen immerhin zehnjähri-
gen Zeitraum erfasst (das DIW rechnet sogar bis 2035), 
dürfen die Abschreibungen nicht außer Betracht bleiben. 
Wir wählen hier einen Abschreibungssatz von insgesamt 9% 
bezogen auf das BIP, der in der Mitte zwischen dem empi-
rischen Wert von knapp 18% und dem vom DIW faktisch 
mit null angesetzten Wert liegt. Für die beiden anderen Kor-
rekturposten (Primäreinkommenssaldo und Transfersaldo) 
werden jeweils ihre Durchschnittswerte in den Jahren 2010 
bis 2014 angesetzt, was jedoch kaum ins Gewicht fällt. Das 
Verfügbare Einkommen der Gesamtwirtschaft für das Jahr 
2015 errechnet sich demnach wie folgt:

Zuwachs BIP + 1,2% = 36 383 378
./. Zuwachs Abschreibungen 9% vom BIP =   3 274 504
+ Zuwachs Primäreinkommens-
    saldo 2,3% vom BIP =      836 818
./. Zuwachs Transfers an Ausland 1,3% vom BIP =   472 984
= Zuwachs Verfügbares 
    Einkommen Gesamtwirtschaft 92,0% des BIP = 33 472 708

Während also das BIP nach unserer Rechnung durch die 
Flüchtlinge angebotsseitig um 36,4 Mrd. Euro zunimmt, be-

deutet dies für das Verfügbare Einkommen der Gesamtwirt-
schaft nur einen Zuwachs um 33,5 Mrd. Euro. Der Vertei-
lungsspielraum steigt somit insgesamt weit weniger als vom 
DIW errechnet, obwohl wir hier zusätzlich eine Beschäf tigung 
von 114 000 qualifizierten Flüchtlingen unterstellt haben.

Damit ist die Rechnung aber noch nicht beendet, denn es 
müssen nun gemäß dem DIW-Vorgehen noch die Lohnein-
kommen der Flüchtlinge sowie die von ihnen verursachten, 
aber von den Einheimischen zu tragenden Kosten abgezo-
gen werden. Die Lohnsummen der Flüchtlinge wurden oben 
bereits errechnet. Sie sind wegen der korrigierten Produk-
tivitätsberechnung höher als vom DIW ausgewiesen. Für die 
Kosten der Flüchtlinge wird der DIW-Wert aus der Excel-Ta-
belle von 0,51% des BIP im Jahr 2025 angesetzt.12 Man 
erhält dann:

Zuwachs Verfügbares Einkommen 
Gesamtwirtschaft  = 33 472 708
./. Zuwachs Lohnsumme unqualifizierte 
    Flüchtlinge = 26 076 724
./. Zuwachs Lohnsumme qualifizierte 
     Flüchtlinge =   6 105 766
= Zuwachs Verfügbares Einkommen 
    Einheimische =   1 290 218
./. Flüchtlingskosten laut 
    DIW 2025 0,51% vom BIP = 15 633 455
= Nettozuwachs Verfügbares Einkommen 
    Einheimische = – 14 343 237

Wie man erkennt, führt schon der Abzug der Lohnkosten 
der Flüchtlinge zu einer Reduzierung des verbleibenden Ein-
kommenszuwachses der Einheimischen auf lediglich 
1,3 Mrd. Euro. Nach Abzug der Flüchtlingskosten ergibt sich 
gar ein Rückgang des Verfügbaren Einkommens der Einhei-
mischen um 14,3 Mrd. Euro – wohlgemerkt im optimisti-
schen Szenario des DIW.

Dabei wurden die Gesundheitskosten der Flüchtlinge vom 
DIW offenbar nicht einmal berücksichtigt, jedenfalls werden 
sie nicht erwähnt. Ihre Größenordnung kann man wie folgt 
grob abschätzen:

Ausgaben GKV (Mio. Euro) 193 001
 /Versicherte in GKV (Mio.) 71
 = Ausgaben pro Kopf GKV (Euro) 2 730
 * Flüchtlinge (im Jahr 2025) 3 344 000
 = Gesundheitskosten (maximal) 9 128 628 096
davon 75% 6 846 471 072
./. Kassenbeiträge beschäftigter 
    Flüchtlinge (15%) 4 827 373 493
 = Fehlbetrag 2 019 097 579

 12 Vgl. Zelle CZ15 in der Excel-Tabelle des DIW im Arbeitsblatt »good«. Die-
ser Wert ist bereits relativ niedrig, für die vorhergehenden Jahre rechnet 
das DIW mit deutlich höheren, teilweise mehr als doppelt so hohen Kos-
ten, vgl. ebenda. 
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Dabei wurde vorsichtigerweise angenommen, dass ein 
Flüchtling im Durchschnitt nur 75% der Kosten eines ein-
heimischen Bürgers verursacht, was man mit dem zumin-
dest anfangs eingeschränkten Leistungsanspruch und dem 
geringeren Durchschnittsalter der Flüchtlinge begründen 
kann. Allerdings müssen nicht nur die beschäftigten Flücht-
linge, sondern alle medizinisch versorgt werden, so dass die 
vom DIW für 2025 genannte Gesamtzahl von gut 3,3 Mio. 
Flüchtlingen zugrunde zu legen ist. Die eigenen GKV-Beiträ-
ge der beschäftigten Flüchtlinge wurden in Abzug gebracht, 
und zwar in Höhe von 15% ihrer oben errechneten Lohnsum-
me. Dennoch verbleibt ein Fehlbetrag von rd. 2 Mrd. Euro, 
welcher der oben errechneten Minderung des Verfügbaren 
Einkommens hinzuzurechnen wäre.
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Arbeitsmarktregulierung zur Flüchtlingsintegration

Ob die gesellschaftliche Integration der 
derzeit in Deutschland Schutz suchenden 
Flüchtlinge gelingt, hängt entscheidend 
davon ab, wie erfolgreich sie sich in den 
hiesigen Wirtschaftsprozess und insbe-
sondere in den Arbeitsmarkt eingliedern 
können. Derzeit bieten sich für viele keine 
ermutigenden Perspektiven. Aufgrund 
langer Wartezeiten im Verfahrensablauf 
und regulatorischer Hürden bei der Ar-
beitsaufnahme sind sie monate- oder so-
gar jahrelang zu ökonomischer Untätig-
keit gezwungen. Hohe Kosten in Form 
entgangener Wertschöpfung gehen dabei 
einher mit einem erheblichen Frustra-
tionspotenzial. Die sozialstaatliche Ar-
beitsmarktregulierung in Deutschland ist 
tendenziell auf die Verhältnisse und Mög-
lichkeiten der hiesigen Bevölkerung aus-
gerichtet. Der Zuzug einer großen Zahl an 
Flüchtlingen in kurzer Zeit stellt diese Re-
gulierung vor neue Her ausforderungen, 
weil die nun wirksamen ökonomischen 
Kräfte andernfalls eine Einwanderung in 
die Sozialsysteme zu bewirken drohen. 
Daher motiviert sich die Beschränkung 
der Zuwanderung auch aus der Existenz 
des Wohlfahrtsstaats.

Arbeitsmarktintegration der 
Flüchtlinge führt zu ungleich­
mäßigen Lohnreaktionen

Zuwanderung erhöht nicht nur die Zahl der 
Arbeitskräfte, sondern auch die Zahl der 
Verbraucher. Es steigt daher sowohl das 
Arbeitskräfteangebot als auch die Arbeits-
nachfrage. Weisen die Zuwanderer den 
Inländern vergleichbare Qualifikationen 
auf, bleibt das Lohnniveau am Arbeits-
markt in der langen Frist unverändert; die 
Volkswirtschaft skaliert sich einfach hoch. 
In der kurzen und mittleren Frist ergibt sich 
allerdings ein lohndämpfender Effekt, da 
der Sachkapitalstock nur allmählich ange-
passt werden kann, so dass die durch-
schnittliche Kapitalausstattung je Er-

werbstätigen (Kapitalintensität) zunächst 
sinkt. Die Kapitalintensität ist ein wichtiger 
Bestimmungsfaktor für die Arbeitsproduk-
tivität und diese wiederum entscheidet 
über den markträumenden Lohn. Dieser 
Zusammenhang wird auch nicht durch 
Kaufkrafteffekte aufgewogen, da die neu 
geschaffene Kaufkraft dem Mehreinkom-
men entspricht, das durch den Produk-
tionszuwachs möglich wird. Dieser wie-
der um bemisst sich aber nach der Ar-
beitsproduktivität. Im Fall der derzeit nach 
Deutschland ziehenden Flüchtlinge zeich-
net sich ab, dass deren berufliches Qua-
lifikationsniveau im Durchschnitt ver-
gleichsweise gering ist. Hinzu kommen 
mangelnde Sprachkenntnisse und andere 
kulturelle Hürden. Damit ist auch das Hu-
mankapital, das die Menschen mitbrin-
gen, zumindest für die hiesigen Belange 
geringer als das des Durchschnitts der 
Gebietsansässigen. Alles in allem erhöht 
sich somit das Arbeitskräfteangebot im 
Segment der Niedrigqualifizierten tenden-
ziell stärker als die Arbeitsnachfrage, wo-
durch hier zusätz licher Lohndruck ent-
steht.1 Hingegen werden dort, wo die Zu-
wanderung die Nachfrage stärker erhöht 
als das Arbeits kräftean gebot, die Löhne 
tendenziell steigen.

Formale Hürden für den 
Arbeitsmarktzugang aufheben

Für Flüchtlinge, über deren Asylantrag 
noch nicht entschieden wurde (Asylbe-
werber), gibt es formale Hürden, die den 
Zugang zum Arbeitsmarkt behindern, 
wenngleich diese in den vergangenen 
Jahren bereits verringert wurden. Zu-
nächst beginnt mit der Äußerung des 
Asylgesuchs (in der Regel vor Asylantrag-
stellung) ein dreimonatiges Beschäfti-
gungsverbot. Das Verbot kann sogar bis 
zu sechs Monate bestehen, wenn der 

 1 Hinsichtlich der Reallohneffekte ist zudem zu 
berücksichtigen, dass der Zuzug von Flüchtlin-
gen auch die Verbraucherpreisstruktur beeinflus-
sen dürfte. So ist insbesondere auf dem Woh-
nungsmarkt davon auszugehen, dass die meis-
ten Neuankömmlinge in den Segmenten zusätz-
liche Nach frage entfalten werden, auf die sich 
auch die Nachfrage einheimischer Bezieher nied-
riger Einkommen richtet. Erst nach und nach 
kann durch zusätzlichen Wohnungsbau eine Ent-
lastung er wartet werden. Dies akzentuiert die 
ungleichmäßigen Einkommenseffekte.
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Asylbewerber für diesen Zeitraum verpflichtet wird, in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen. Mit Ablauf des Be-
schäftigungsverbots benötigt der Asylbewerber eine Ar-
beitserlaubnis der Ausländerbehörde, die die Zustimmung 
der Arbeitsagentur einholen muss (sog. Vorrangprüfung). 
Die Vorrangprüfung beinhaltet drei Kriterien:

1. Stehen für die zu besetzende Stelle bevorrechtigte Ar-
beitnehmer zur Verfügung (deutsche Staatsangehörige, 
Bürger eines EU- oder EWR-Staates oder andere aus-
ländische Staatsbürger mit einem dauerhaften Aufent-
haltsstatus)?

2. Wirkt sich die Stellenbesetzung durch einen Asylbewer-
ber nachteilig auf den Arbeitsmarkt aus?

3. Sind die Arbeitsbedingungen der zu besetzenden Stelle, 
insbesondere der Verdienst und die Arbeitszeiten, un-
günstiger als für inländische Arbeitnehmer?

Erst wenn alle drei Fragen verneint werden, wird die Arbeits-
erlaubnis erteilt. Die ersten beiden Kriterien entfallen nach 
15-monatigem Aufenthalt, das dritte Kriterien erst nach vier 
Jahren. Zwar existieren für Fachkräfte und Spezialisten in 
Engpassberufen gemäß Positivliste der Bundesagentur für 
Arbeit sowie für Hochschulabsolventen mit einem bestimm-
ten Mindestbruttogehalt Ausnahmen. Von diesen dürfte al-
lerdings die weit überwiegende Mehrheit der Asylbewerber 
mangels Qualifikation keinen Gebrauch machen können.2

Um die Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen zu fördern, 
sollten sowohl das Beschäftigungsverbot als auch die Vor-
rangprüfung abgeschafft oder zumindest bis auf weiteres 
ausgesetzt werden. Die Tatsache, dass andere inländische 
Personen stets den Vorrang erhalten, verwehrt den Asylbe-
werbern von vorneherein Wettbewerbschancen auf dem 
Arbeitsmarkt. Außerdem kann, wie oben beschrieben, die 
Arbeitsmarktintegration von Menschen, die das Arbeitskräf-
teangebot in einem Arbeitsmarktsegment relativ erhöhen, 
kurzfristig nicht ohne eine Reduktion des Lohnniveaus in 
diesem Segment vonstattengehen. Vermutlich wird eine sol-
che Lohnanpassung im Rahmen der Vorrangprüfung als 
nachteilige Auswirkung auf den Arbeitsmarkt gewertet. Da 
die betroffenen Stellen mit einem niedrigeren Verdienst als 
bei vergleichbaren Stellen einhergehen werden, dürfte die 
Vorrangprüfung schließlich auch das Vorhandensein von 
gleichwertigen Arbeitsbedingungen verneinen. Insgesamt 
steht die Vorrangprüfung somit der Lohnanpassung am Ar-
beitsmarkt entgegen, die eine notwendige Bedingung für 
die Arbeitsmarktintegration der Flüchtlinge darstellt. Im Üb-
rigen würde die Abschaffung oder Aussetzung der Vorrang-
prüfung die Integrationschancen der Flüchtlinge nicht nur 
direkt erhöhen, sondern auch indirekt, indem bei den Ar-

 2 So beziffert das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) auf 
Basis der BAMF-Flüchtlingsstudie 2014 den Anteil von »Höherqualifizier-
ten« auf rund 10% (vgl. Worbs und Bund 2016).

beitsagenturen Kapazitäten für die Arbeitsvermittlung der 
Flüchtlinge freigesetzt werden.

Mindestlohn sperrt Geringqualifizierte aus

Der gesetzliche Mindestlohn von bislang 8,50 Euro brutto 
je Stunde stellt eine weitere Hürde für den Arbeitsmarktzu-
gang von Flüchtlingen dar. Diese Hürde betrifft im Gegensatz 
zum Beschäftigungsverbot und zur Vorrangprüfung nicht 
nur Flüchtlinge, über deren Asylantrag noch nicht entschie-
den wurde, sondern auch diejenigen mit bereits positivem 
Bescheid, die somit formell uneingeschränkten Zugang zum 
Arbeitsmarkt haben. Aufgrund mangelnder Deutschkennt-
nisse und häufig niedriger Qualifikation dürfte die Arbeits-
produktivität der Flüchtlinge – gerade in den ersten Jahren 
nach Ankunft in Deutschland – vielfach so niedrig sein, dass 
sich eine Beschäftigung zum Mindestlohn nicht rechnet. Als 
ursachenadäquate Lösung kommt nur in Betracht, die 
Sprachkenntnisse und Qualifikation deutlich zu verbessern. 
Dies beseitigt die Ursache der niedrigen Entlohnung, so dass 
der Mindestlohn nicht mehr bindet.3 Da dieser Prozess je-
doch Jahre beansprucht, bedarf es zusätzlicher Maßnah-
men, die kurzfristig wirken. Hinzu kommt, dass sich eine 
mehrjährige Qualifikationsphase, die für die Betroffenen mit 
einem gegenwärtigen Einkommensverzicht verbunden ist, 
nicht immer mit deren Interessen deckt. Wollen diese etwa 
akut bedürftige Familienangehörige unterstützen, kann der 
kurzfristige Einkommenserwerb das dominante Betäti-
gungsmotiv sein (hohe Gegenwartspräferenz).

Der Mindestlohn ist generell kein geeignetes wirtschaftspo-
litisches Instrument (vgl. Groll und Kooths 2013; 2014). Nicht 
nur werden die sozial- und arbeitsmarktpolitischen Ziele 
weitgehend verfehlt, sondern es treten auch beschäfti-
gungsschädliche Nebenwirkungen auf. Diese dürften sich 
nun auch bei der Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 
deutlich bemerkbar machen. Konsequenterweise sollte der 
Mindestlohn aufgehoben und die Einkommen von Niedrig-
lohnbeziehern nur durch entsprechende Aufstockermodel-
le soziokulturell grundgesichert werden, zumal die damit 
einhergehende Bedürftigkeitsprüfung eine sozialpolitisch 
zielgenauere Durchführung erlaubt. Eine solche Kurskorrek-
tur erscheint derzeit aber politisch nicht mehrheitsfähig. Wir 
beleuchten daher im Folgenden weitere Maßnahmen und 
betrachten die Existenz des Mindestlohns als gegeben.

Maßnahmen zur Entschärfung der 
mindestlohnbedingten Integrationsbarriere

Auf eine Anhebung des Mindestlohns zum 1. Januar 2017 
sollte verzichtet werden, um diese Beschäftigungshürde zu-

 3 Solche Qualifikationen, die zu einer selbständigen Tätigkeit befähigen, 
entschärfen ebenfalls die Mindestlohnwirkung.
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mindest nicht noch weiter heraufzusetzen. Ergänzend könn-
te der Staat Subventionen an Unternehmen zahlen für alle 
Arbeitnehmer, die zum Mindestlohn beschäftigt werden 
(Lohnkostenzuschüsse). Vorteilhaft wäre hierbei, dass diese 
Regelung betroffene Gebietsansässige nicht gegenüber 
Flüchtlingen benachteiligt. Allerdings ist dieses Instrument 
kaum zielgenau zu dosieren und sehr anfällig für Mitnah-
meeffekte und Missbrauch. Nicht zuletzt deshalb wäre mit 
einem erheblichen bürokratischen Aufwand zu rechnen, der 
den ohnehin bestehenden administrativen Aufwand im Zu-
ge der Mindestlohnregulierung (Dokumentationspflicht und 
Kontrolle) erhöht.

Alternativ könnten Flüchtlinge für eine Übergangsphase von 
der Mindestlohnregelung ausgenommen werden (Ausnah-
meregelung). Um auch hier eine möglichst weitgehende 
Gleichbehandlung mit anderen Gruppen am Arbeitsmarkt 
zu gewährleisten, könnten Flüchtlinge wie Langzeitarbeits-
lose betrachtet werden, was im Übrigen vielfach auch de 
facto der Fall sein dürfte. Finden Langzeitarbeitslose eine 
Beschäftigung, darf bislang in den ersten sechs Monaten 
der Mindestlohn unterschritten werden. Es bietet sich an, 
diese Ausnahmeregelung deutlich zu verlängern (etwa auf 
zwei Jahre).4 So gewönnen sie Zeit, um ihre Sprachkennt-
nisse und berufliche Qualifikation zu verbessern, bevor der 
Mindestlohn für sie bindend wird. Zudem dürfte der Erwerb 
der relevanten Fähigkeiten »on the job« schneller gelingen 
als ohne Beschäftigung.

Solange die Ausnahmereglung greift, stellt sie gegenüber den 
Lohnkostenzuschüssen die marktgerechtere Lösung dar. Sie 
wäre zudem mit geringeren fiskalischen Belastungen verbun-
den. Vorstellbar wäre auch eine zeitlich gestaffelte Kombina-
tion beider Maßnahmen, so dass nach Ablauf der Ausnah-
mefrist für einen begrenzten Zeitraum (etwa weitere zwei Jah-
re) die Differenz zwischen dem Mindestlohn und dem zuvor 
während der Ausnahmeregelung durchschnittlich erzielten 
Marktlohn als Lohnsubvention gezahlt würde. So erhielte man 
einen Richtwert, um die Höhe der Lohnsubvention nähe-
rungsweise nach der individuellen Produktivität zu bemessen.

Arbeitsmarktintegration kein fiskalischer 
Selbstläufer

Kurzfristig ist vor allem aufgrund der nur nach und nach zu 
erwartenden Erfolge bei der Arbeitsmarktintegration mit kei-
nen nennenswerten Potenzialeffekten durch den Flüchtlings-
zuzug zu rechnen. Dem stehen zusätzliche fiskalische Be-
lastungen gegenüber, die sich auf rund 1% der Wirtschafts-
leistung belaufen dürften und die voraussichtlich mehrere 
Jahre fortbestehen (vgl. Boysen-Hogrefe et al. 2015, Kas-
ten 2). Ohne budgetäre Kompensation wirkte dies wie ein 

 4 Wir folgen hiermit im Grundsatz einer Empfehlung des Sachverständi-
genrats (2015, Ziffer 36).

Konjunkturprogramm, weil die Nachfrageeffekte die Poten-
zialeffekte zunächst deutlich überwögen. Angesichts der 
derzeitigen Normalauslastung der Produktionskapazitäten 
passen stimulierende Impulse nicht in die konjunkturelle 
Landschaft und sollten daher vermieden werden.

Auch längerfristig sind die vom derzeitigen Flüchtlingszuzug 
ausgehenden Potenzialeffekte ungewiss. Diese hängen ne-
ben dem Erfolg bei der Arbeitsmarktintegration und den Qua-
lifikationsmöglichkeiten nicht zuletzt davon ab, welcher Anteil 
der Kriegsflüchtlinge dauerhaft in Deutschland bleiben wird, 
nachdem sich die Lage in den Herkunftsländern wieder be-
friedet. Dies spricht nicht gegen den Ansatz, Flüchtlinge hier-
zulande möglichst rasch zu integrieren (auch weil die Frie-
densperspektiven in den Konfliktregionen kaum abzuschät-
zen sind), aber es mahnt zur Vorsicht, um Potenzialeffekte 
nicht zu hoch anzusetzen. Somit ist es auch sehr unsicher, 
ob von den Flüchtlingen zukünftig ein Nettozahlungsrückfluss 
ausgehen wird, ob also ihre zukünftigen Abgabenzahlungen 
(Steuern und Sozialbeiträge) über die zuzugsbedingten 
Mehrausgaben (Skalierung der Infrastruktur, sozialer Leistun-
gen und sonstiger Staatsaufgaben) hinausgehen werden. 
Dies spricht ebenfalls für eine vorsichtige Haushaltsplanung, 
die den Konsolidierungsprozess nicht in der Hoffnung auf 
kräftige Budgetentlastungen in der Zukunft in Frage stellt. 

Die Flüchtlingsaufnahme ist humanitär begründet. Sie soll 
denjenigen bevorzugt Schutz bieten, die besonders hilfsbe-
dürftig sind (Kinder, Schwache, Ältere). Kriterien, die eine an 
den Interessen der ansässigen Bevölkerung orientierte Zu-
wanderungspolitik stellen würde (Alter, Gesundheit, Qualifi-
kation), können demzufolge keine Rolle spielen. Diese Un-
terscheidung käme bei möglichen Kontingentlösungen noch 
deutlicher zum Tragen. Gerade weil die humanitär motivier-
te Flüchtlingsaufnahme nicht auf die hiesigen Arbeitsmarkt-
belange, sondern auf die Not der Betroffenen abstellen soll, 
dürften nicht nur die flüchtlingsbedingten Mehrausgaben 
zum großen Teil konsumtiver Natur sein, sondern auch die 
Integrationskosten naturgemäß höher ausfallen als bei einer 
gezielten Arbeitsmigration. 

All diese Gründe sprechen dafür, die durch die Integra-
tionsaufgabe neusortierten fiskalischen Prioritäten durchwir-
ken zu lassen und weniger dringliche Ausgaben zurückzu-
stellen oder Abgaben zu erhöhen. Eine solche fiskalische 
Reaktion fällt allerdings umso geringer aus, je mehr eine 
arbeitsmarktöffnende Regulierung den Flüchtlingen die 
Chance bietet, sich in den Wirtschaftsprozess einzu-
gliedern.
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im Föderalstaat
Zur räumlichen Verteilung von Flüchtlingen

Mit der angestiegenen Flüchtlingsmigrati-
on aus Syrien und anderen Ländern errei-
chen die Auswirkungen einer humanitären 
Krise Deutschland. Im vergangenen Jahr 
sind etwa 430 000 Menschen aus Syrien 
nach Deutschland gekommen.1 Die Zahl 
der Binnenflüchtlinge innerhalb Syriens 
wird auf 6,5 Mio. Menschen geschätzt; die 
Zahl der Menschen, die in Nachbarstaaten 
Zuflucht suchen, ist im Jahr 2015 von 3,7 
auf 4,6 Millionen das vierte Jahr in Folge 
erheblich gestiegen.2 Im gleichen Jahr ris-
kierten über eine Million Menschen die 
Flucht nach Europa, unter ihnen auch 
Flüchtlinge aus dem Irak, Iran und anderen 
Konfliktregionen, insbesondere Afghanis-
tan, Somalia und Eritrea.3 Die dringlichste 
Aufgabe der internationalen Gemeinschaft 
ist es, auf eine Beendigung der fluchtur-
sächlichen Probleme hinzuwirken, insbe-
sondere die Versorgungslage in Syrien und 
den Nachbarländern zu verbessern. Nur 
dies kann mittel- bis langfristig zu einer Re-
duktion der Flüchtlingsmigration führen. 

Kurzfristig ist eine solche Reduktion der 
Flüchtlingszahlen jedoch nicht zu erwarten. 
Grundsätzlich sollte die Verteilung der 
Flüchtlinge auf der EU-Ebene erfolgen. Al-
lerdings ist das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem gegenwärtig nicht funktionsfä-
hig. Deutschland, Schweden und Öster-
reich allein verzeichneten im vergangenen 
Jahr mehr als die Hälfte aller Asylanträge 
in der Europäischen Union. Effizient wäre 
eine Verteilung, bei der sich die Kosten der 
Aufnahme und Integration zusätzlicher 
Flüchtlinge zwischen den EU-Mitgliedstaa-
ten, also die Grenzkosten der Flüchtlings-

 1 Zahl gemäß dem Erstverteilungssystem für Asyl-
begehrende (EASY). 

 2 Quelle: UNHCR. 
 3 Quelle: Internationale Organisation für Migration 

(IOM).

aufnahme und -integration, gleichen (vgl. 
Altemeyer-Bartscher et al. 2015). Von dem 
Prinzip gleicher Grenzkosten abweichende 
Verteilungen sind ineffizient, denn die Ge-
samtkosten ließen sich in diesem Fall durch 
eine Änderung der Verteilung reduzieren. 
Die tatsächlichen Grenzkosten lassen sich 
zwar empirisch nicht exakt ermitteln, wich-
tige Anhaltspunkte können jedoch die Grö-
ße des Landes, die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit und die Situation am Ar-
beitsmarkt liefern. Auch der langfristig po-
sitive Effekt auf das Erwerbspersonenpo-
tenzial kann bei der Frage der optimalen 
Verteilung Berücksichtigung finden. 

Ein effizientes Verteilsystem im Rahmen 
einer Reform der Gemeinsamen Europä-
ischen Asylpolitik scheint jedoch aufgrund 
unterschiedlicher nationaler Interessen 
kurzfristig kaum realisierbar. Und selbst 
unter der optimistischen Annahme, dass 
schon bald eine europäische Einigung da-
zu erzielt wird, ist ein hoher deutscher Bei-
trag zu erwarten. Es ist daher wichtig, 
dass die Integrationspolitik in Deutschland 
effizient erfolgt und so weit wie eben mög-
lich auch die Potenziale der gegenwärti-
gen Zuwanderung hebt. Vor dem Hinter-
grund des demographischen Wandels ist 
es wichtig, die großen Herausforderungen 
in der Flüchtlingskrise auch als Chance für 
die Zukunft zu begreifen (vgl. Hinte et al. 
2015). In den kommenden zehn bis 
15 Jahren, wenn die Babyboom-Genera-
tion das Renteneintrittsalter erreicht, wird 
die Verringerung des Erwerbspotenzials in 
Deutschland spürbar werden. Die aktuel-
le Fluchtmigration bietet eine Chance, die 
negativen Auswirkungen des bevorste-
henden demographischen Wandels auf 
das Sozialversicherungssystem und das 
Arbeitskräftepotenzial in Deutschland zu 
reduzieren. Bevor ein großer Teil der 
Flüchtlinge jedoch Nettobeiträge in das 
Sozialversicherungssystem leisten kann, 
müssen zahlreiche integrationspolitische 
Maßnahmen auf den Ebenen von Bund, 
Ländern und Gemeinden erfolgreich auf 
den Weg gebracht werden.4 

 4 Die wichtigsten Maßnahmen, die Flüchtlinge 
gezielt auf geregelte Beschäftigungsverhältnisse 
vorbereiten, sind Sprachkurse, arbeitspraktische 
Ausbildungsmöglichkeiten sowie ein Zugang zum 
sekundären und tertiären Bildungssystem (vgl. 
Wößmann 2016).
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In diesem Artikel wird zunächst die effiziente räumliche Ver-
teilung von Flüchtlingen innerhalb Deutschlands analysiert. 
Anschließend werden regionalökonomische Konsequenzen 
und regionalpolitische Implikationen der Flüchtlingsmigration 
nach Deutschland diskutiert. Der Artikel schließt mit einem 
Fazit.

Zur räumlichen Verteilung von Flüchtlingen in 
Deutschland

Der räumlichen Verteilung der Flüchtlinge kommt eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Hinsichtlich der Wirtschafts- und 
Steuerkraft, der Arbeitsmarktstruktur und der demographi-
schen Entwicklung sind die Regionen in Deutschland sehr 
heterogen. Die Integrationspolitik sollte daher auf regio-
nenspezifische Rahmenbedingungen abgestimmt werden. 
So wird bereits heute im Zuge des demographischen Wan-
dels eine steigende Divergenz zwischen wachsenden und 
schrumpfenden Regionen deutlich. Man kann keineswegs 
davon ausgehen, dass die Zuwandernden in Regionen an-
sässig werden, in denen die Bevölkerung schrumpft. Es stellt 
sich daher die Frage, wie die regionale Komponente der 
Integrationspolitik in Deutschland aussehen sollte.

Die Flüchtlingspolitik ist seit über einem Jahr von der Bereit-
stellung einer ausreichenden Anzahl von Erstunterkünften und 
der Kapazitäten für die Registrierung neuankommender 
Flüchtlinge geprägt. Durch die Zuweisung der Flüchtlinge 
nach dem Königsteiner Schlüssel5 erfolgt auf Länderebene 
eine mehr oder weniger gleichmäßige Verteilung der Flücht-
linge in Deutschland. Daraufhin nehmen die Landesbehörden, 
die über relativ gute Informationen hinsichtlich der landeswei-
ten Kapazitäten für Unterkünfte verfügen, die Verteilung der 
Asylbewerber auf die einzelnen Kommunen nach eigenem 
Ermessen vor. In Anbetracht der großen Herausforderung, 
die diese Aufgabe für Länder und Kommunen mit sich bringt, 
ist die vorläufige interregionale Verteilung in Abhängigkeit der 
örtlichen Unterbringungskapazitäten zunächst sinnvoll. Aus 
ökonomischer Sicht werden die Gesamtkosten der Erstun-
terbringung minimiert, wenn die Kosten der Unterbringung 
eines zusätzlichen Flüchtlings (Grenzkosten) in allen Regionen 
ausgeglichen sind. Bestehen interregionale Differenzen be-
züglich der Grenzkosten, ergeben sich Effizienzsteigerungs-
potenziale durch eine verstärkte Zuteilung in Regionen mit 
geringeren Grenzkosten, bis es schließlich zu einem Ausgleich 
kommt (vgl. Altemeyer-Bartscher et al. 2015). 

In Bezug auf die Arbeitsmarktintegration muss kritisch ge-
prüft werden, ob die Verteilung nach dem Königsteiner 
Schlüssel weiterhin angemessen ist. Die Integration von 

 5 Der Königsteiner Schlüssel richtet sich mit einem Gewicht von 2/3 nach 
der Steuerkraft des Bundeslandes und mit einem Gewicht von 1/3 nach 
der Einwohnerzahl. Der jeweils gültige Schlüssel wird von der Gemeinsa-
men Wissenschaftskonferenz (GWK) jährlich im Bundesanzeiger veröf-
fentlicht (Vgl. BAnz AT 10.12.2014 B3).

Migranten in den Arbeitsmarkt ist umso schwieriger, je höher 
die Erwerbslosenquote von Einheimischen ist: Die Erwerbs-
losenquote von Personen mit Nicht-EU-Migrationshinter-
grund nimmt mit der Erwerbslosenquote für Menschen oh-
ne Migrationshintergrund überproportional zu; eine um 
1 Prozentpunkt höhere Erwerbslosenquote von Personen 
ohne Migrationshintergrund geht mit einer um etwa 2 Pro-
zentpunkte höheren Erwerbslosenquote von Personen mit 
Nicht-EU-Migrationshintergrund einher (vgl. Abb. 1). Grund-
sätzlich spricht vieles dafür, dass Migranten in Regionen mit 
diversifizierten Arbeitsmärkten, die meist in den Ballungs-
räumen liegen, einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt 
erhalten (vgl. Brücker 2015). Darüber hinaus hängt der In-
tegrationserfolg von der Performance der lokalen Wirtschaft 
und der örtlichen Arbeitslosenquote ab (vgl. Aiyar et al. 
2016). Diese integrationsökonomischen Kriterien werden im 
Königsteiner Schlüssel nicht berücksichtigt, sollten aber mit-
telfristig zusätzlich bei der Verteilung der Flüchtlinge beach-
tet werden. 

Unter idealtypischen Voraussetzungen treffen vollkommen 
mobile Haushalte Standortentscheidungen auf Basis von 
örtlichen Marktsignalen, wie z.B. dem Lohnniveau oder den 
Immobilienpreisen. Die wesentlichen örtlichen Charakteris-
tika (Qualität der öffentlichen Leistungen, Performance des 
örtlichen Arbeitsmarkts) sind in den entsprechenden Markt-
preisen abgebildet. Folglich werden Teilgruppen mit spezi-
fischen Ausbildungsmerkmalen und Fähigkeiten sich selbst-
selektiv für einen Standort entscheiden, der die besten in-
dividuellen beruflichen Chancen bietet. Differenzen hinsicht-
lich des örtlichen Lohnniveaus bzw. des Angebots an freien 
Stellen auf den lokalen Arbeitsmärkten sind somit die maß-
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geblichen Pull- bzw. Push-Faktoren, die die Wanderungs-
bewegung steuern und eine effiziente interregionale Alloka-
tion von Humankapital implementieren (vgl. Hartwick 1980; 
Wellisch 1993). Darüber hinaus sollten Preisanpassungen 
auf den regionalen Immobilienmärkten einer Überfüllung vor-
beugen. Abweichend von diesem idealtypischen Fall, hängt 
die Entscheidung für einen Ortswechsel bei den meisten 
Haushalten neben marktbasierten Größen jedoch auch von 
weiteren Faktoren ab. So ist ein Wohnortwechsel in der Re-
gel neben Umzugskosten auch mit nicht-monetären Kosten 
verbunden, die sich beispielsweise durch die Aufgabe sozi-
aler Netzwerke ergeben. Zudem können staatliche Transfers 
die für einen Ortswechsel relevanten Marktsignale beeinflus-
sen. Die kürzlich nach Deutschland eingereisten Flüchtlinge 
dürften in den meisten Fällen noch keine starken Bindungen 
zum Ort der Erstunterbringung aufgebaut haben. Im Ver-
gleich zum Rest der Bevölkerung ist grundsätzlich bei 
Migranten eine höhere Binnenmobilität festzustellen. Dies 
lässt sich unter anderem durch die Altersstruktur, die gerin-
gere Aufenthaltsdauer am bisherigen Wohnort und die Tat-
sache, dass bereits eine Migrationserfahrung gemacht wur-
de, erklären (vgl. Schündeln 2014). Eine hauptsächliche Ori-
entierung an typischen Marktsignalen (Löhne, Immobilien-
preise) dürfte in den ersten Monaten nach der Einreise den-
noch eine untergeordnete Rolle spielen, da die meisten 
Flüchtlinge zunächst Bezieher von Grundsicherungsmaß-
nahmen und Wohngeld sind. Ihre Umzugsentscheidungen 
werden in dieser Hinsicht bestenfalls auf zukünftigen Arbeits-
platzperspektiven basieren. Allerdings weisen verhaltens-
ökonomische Studien darauf hin, dass Entscheidungen, die 
eher auf vagen Perspektiven beruhen, besonders anfällig für 
persönliche Fehleinschätzungen sind (vgl. Cramerer 2007; 
Guohua 2005).

Vieles spricht dafür, dass die Flüchtlinge in den kommenden 
Monaten bei einer freien Standortwahl vermehrt in Ballungs-
räume wandern werden, wo bestimmte Netzwerke und dif-
ferenzierte Arbeitsmärke bestehen (vgl. Kasten). Ein ähnli-
ches Bild hat sich in der Vergangenheit beispielsweise in 
den USA, Schweden und dem Vereinigten Königreich ge-
zeigt (vgl. Edin et al. 2003). So können auch informelle Netz-
werke bei der Vermittlung von freien Stellen auf dem Arbeits-
markt unterstützend wirken. Empirische Studien belegen, 
dass eine ethnische Konzentration im räumlichen Kontext 
unter bestimmten Voraussetzungen einen positiven Einfluss 
auf den Integrationserfolg haben kann. Die wesentliche Vor-
aussetzung diesbezüglich ist, dass in der betreffenden Re-
gion bereits ein hinreichend großer Anteil von gut ausgebil-
deten und wirtschaftlich erfolgreichen Nachbarn mit ähnli-
chem Migrationshintergrund wohnt. Ist diese Voraussetzung 
nicht erfüllt, kann eine segregative Wanderung den erfolg-
reichen Zugang zum Arbeitsmarkt auch konterkarieren (vgl. 
Borjas 1995). Nur wenn die konzentrierte Wanderung von 
Flüchtlingen in bestimmte Regionen inkrementeller Natur ist, 
werden Neuankömmlinge mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 

Nachbarn treffen, die bereits Kenntnis über etablierte sozi-
ale Normen6 und soziale Netzwerke erlangt haben, so dass 
ein Integrationserfolg wahrscheinlicher ist. Sollte die Zuwan-
derung jedoch sprunghaft konzentriert nach Herkunftslän-
dern erfolgen, müsste man sich wohl auch in einigen Re-
gionen auf negative Segregationsprozesse einstellen (vgl. 
Beaman 2012). 

Regionalökonomische Aspekte der Flüchtlings­
migration

Die regionalökonomischen Konsequenzen der Binnenwan-
derung von Flüchtlingen sind vielseitig. Die ökonomischen 
Vorteile einer Wanderung der Flüchtlinge in die Ballungs-
räume (Vorhandensein von differenzierten Arbeitsmärkten 
und größere Netzwerke) könnten durch den oben diskutier-
ten ungünstigen Segregationsprozess und durch einen re-
gionalen Angebotsüberschuss an gering qualifizierter Arbeit 
(vgl. Battisti und Felbermayr 2015) konterkariert werden, 
falls die Migranten zu einseitig auf bestimmte Ballungsräu-
me setzen (vgl. OECD 2016). Darüber hinaus können sich 
die bereits bestehenden Angebotsengpässe auf lokalen Im-
mobilienmärkten noch verschärfen (vgl. Aiyar et al. 2016). 
Zudem dürften einige integrationspolitische Ziele, wie zum 
Beispiel die Schaffung von gut differenzierten Schulklassen, 
schwieriger umsetzbar sein, wenn ein schwerpunktmäßiger 
Zuzug von Flüchtlingen in bestimmte Regionen und Stadt-
teile erfolgt.7 

Die Diskrepanz der Bevölkerungsentwicklung zwischen den 
Bundesländern hat sich zwischen 2013 und 2015 verschärft 
(vgl. Abb. 5). Zwar verzeichneten alle Regionen im Jahr 2015 
einen Anstieg der Wohnbevölkerung, doch kann dies nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass der relative Abstand zwi-
schen den wachsenden Ballungsräumen Berlin, Hamburg, 
Hessen und den seit Jahren schrumpfenden, relativ dünn-
besiedelten Ländern im Osten noch einmal deutlich zuge-
nommen hat. Für diese Entwicklung gibt es zwei Ursachen. 
Zum einem erfolgt die Zuwanderung aus den mittel- und 
südeuropäischen EU-Mitgliedstaaten nach der Wirtschafts- 
und Finanzkrise relativ konzentriert in Ballungsräume, so 
dass sich die Einwohnerzahlen auch ohne Fluchtmigration 
unterschiedlich entwickelt haben. Darüber hinaus nehmen 
die westdeutschen Flächenländer gemäß dem Königsteiner 
Schlüssel wegen ihrer höheren Finanzkraft einen etwas hö-
heren Anteil von Flüchtlingen pro Einwohner auf als die fi-
nanzschwachen ostdeutschen Flächenländer. Falls in den 
kommenden Monaten die Flüchtlinge dem allgemeinen 

 6 Neben freien Stellen können über derartige Netzwerke auch die im Zielland 
etablierten sozialen Normen und Konventionen vermittelt werden, die 
einen Einfluss auf die Befolgung informeller Regeln und ein bürgerschaftli-
ches Engagement der Flüchtlinge haben (vgl. Cialdini und Goldstein 2004).

 7 Zahlreiche Studien weisen darauf hin, dass eine hohe Konzentration von 
Schülern mit nachteiligen sozialen Hintergrund in einzelnen Schulklas-
sen einen negativen Einfluss auf die Leistungen haben kann (vgl. Borgna 
und Contini 2014; Wößmann 2016).
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Ein wesentlicher Faktor bei der Ortswahl ist das Vorhandensein 
eines sozialen Netzwerks, das sich meist durch Familienangehö-
rige oder durch Angehörige ähnlicher Herkunft auszeichnet. Wel-
che Rolle spielen derartige Netzwerke bei der Binnenwanderung 
von Flüchtlingen in Deutschland? Daten der Bundesagentur für 
Arbeit können hier Aufschluss geben. Abbildung 2 stellt die inter-
regionale Verteilung von 87 423 erwerbslos gemeldeten erwerbs-
fähigen Personen mit syrischer Staatsangehörigkeit innerhalb 
Deutschlands dar (Stand: Oktober 2015). Bei einem großen Teil 
der hier erfassten Personen dürfte es sich um Flüchtlinge handeln 
(Zum Beispiel: Im Jahr 2011 waren 25 160 Personen mit syrischer 
Staatsangehörigkeit im erwerbsfähigen Alter wohnhaft in Deutsch-
land). Ein relativ hoher Anteil an der Bevölkerung zeigt sich im 
Saarland, im nördlichen Teil von Rheinland-Pfalz, im Ruhrgebiet 
und Großraum Hannover. Mit Ausnahme der regionalen Ballungs-
zentren Halle (Saale) und Leipzig ist der Anteil in den ostdeutschen 
Flächenländern vergleichsweise gering. 

Inwieweit die Größe und Verteilung eines sozialen Netzwerks die 
Arbeitsmarktintegration erleichtert bzw. schwächt oder umgekehrt 
die Arbeitsmarktlage die Entwicklung eines Netzwerkes beein-
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 Abb. 2
 Regionale Verteilung der arbeitslos gemeldeten 
 Personen mit syrischer Staatsangehörigkeit

Anteil der erwerblos gemeldeten erwerbsfähigen Personen mit syrischer 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Stand: Oktober 2015. Kartographische 
Aufbereitung: Michael Barkholz (IWH).

Arbeitslosigkeit Oktober 2015 - Kreisebene

1,1 5,3 15,4

   Abb. 3
   Allgemeine Arbeitslosenquote

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Stand: Oktober 2015. Kartographische 
Aufbereitung: Michael Barkholz (IWH).
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Trend folgen und vermehrt in die Ballungsräume ziehen, 
dann würde die Schere zwischen wachsenden und schrump-

fenden Regionen in Deutschland noch weiter auseinander-
gehen. So hätten die ostdeutschen Flächenländer ohne die 
nach dem Königsteiner Schlüssel zugewiesenen Flüchtlinge 
mit Ausnahme von Thüringen im Jahr 2015 eine weiter zu-
rückgehende Wohnbevölkerung verzeichnet. Der Schrump-
fungsprozess in Ostdeutschland wäre also nur dann vorläu-
fig gestoppt, wenn auch die Flüchtlinge sowohl die Möglich-
keit als auch die Absicht haben, sich langfristig in den neu-
en Bundesländern niederzulassen. 

Wenn das Spannungsverhältnis zwischen schrumpfenden 
und wachsenden Räumen in Deutschland durch konzent-
rierte Wanderungsbewegungen der Flüchtlinge weiter ver-
stärkt wird, könnte dadurch auch der Prozess einer stetigen 
Entsiedlung strukturschwacher Räume noch einmal be-
schleunigt werden. In der regionalen Strukturpolitik in 
Deutschland wird allerdings neben der Förderung von 
Wachstumsregionen auch ein starkes Gewicht auf die Un-
terstützung dünnbesiedelter und strukturschwacher Regio-
nen gelegt. So kann sich bei der Ausgestaltung von Integ-
rationsmaßnahmen ein Konflikt zwischen dem Ziel einer 
schnellen Eingliederung von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt 
und strukturpolitischen Überlegungen anbahnen. Dass die 
Frage nach einer effizienten interregionalen Verteilung von 
Flüchtlingen innerhalb Deutschlands nicht völlig losgelöst 
von regional- und finanzpolitischen Aspekten betrachtet 
wird, zeigt sich beispielsweise in den gegenwärtigen Dis-
kussionen um die Einführung einer Wohnsitzauflage für 
Flüchtlinge deutlich. Da die Kommunen einen wesentlichen 
Teil der Kosten für Sozialleistungen tragen, könnte konzent-
rierte Wanderung in bestimmte Regionen dementsprechend 
zu einer erheblichen interregionalen Verschiebung von Las-
ten führen, die im gegenwärtigen System nur zu einem ge-
ringen Maße durch föderale Mittelzuweisungen gedeckt wer-
den. Durch die Einführung einer Wohnsitzauflage könnte das 
Fehlen eines angemessenen finanziellen Lastenausgleichs 
zwar überbrückt werden, gleichzeitig würden allerdings auch 
Spielräume für eine Effizienzsteigerung hinsichtlich der re-
gionalen Humankapitalausstattung wegfallen. Zudem würde 
eine Begrenzung der innerdeutschen Mobilität von Flücht-
lingen zur Verhinderung des erwarteten Zulaufs von Flücht-
lingen in die Ballungsregionen zunächst einmal nur symp-

flusst, lässt sich nur schwer quantifizieren. Die räumliche Verteilung der Erwerbslosenquote von Flüchtlingen kann als grober Indikator 
für die regionalen Unterschiede bei den Arbeitsmarktchancen von Flüchtlingen allerdings wichtige Hinweise liefern. Da Erwerbslosen-
quoten von Flüchtlingen nicht direkt verfügbar sind, wird hier stellvertretend auf die allgemeine Arbeitslosenquote zurückgegriffen. Ein 
Vergleich zwischen den Abbildungen 2 und 3 macht deutlich, dass die räumliche Konzentration der erwerblosen Personen mit syrischer 
Staatsangehörigkeit vorwiegend in Regionen erfolgt, in denen die Arbeitslosenquote vergleichsweise moderat ist. Demgegenüber wer-
den die dünnbesiedelten Regionen im Osten Deutschlands gemieden. Auch in den südlichen Bundesländern Baden-Württemberg und 
Bayern ist der Anteil der erwerblos gemeldeten erwerbsfähigen Personen mit syrischer Staatsangehörigkeit vergleichsweise gering. Ob 
in diesem Fall eine höhere Beschäftigungsquote aufgrund der guten Arbeitsmarktlage dafür verantwortlich ist, kann mangels Daten 
nicht abschließend beantwortet werden. Vor dem Hintergrund, dass nur ein geringer Teil der in den letzten Jahren neu zugezogenen 
erwerblosen Personen aus Syrien bereits ein reguläres Beschäftigungsverhältnis aufgenommen haben dürfte, ist eine solche Erklärung 
allein jedoch wenig wahrscheinlich. Vielmehr dürften fehlende soziale Netzwerke und sonstige Anknüpfungsschwierigkeiten auch hier 
eine große Rolle spielen. So ist die Erwerbslosequote von Personen mit Nicht-EU Migrationshintergrund in den ostdeutschen Flächen-
ländern, wo ihr Anteil an der gesamten Bevölkerung klein ist, besonders hoch. Außerdem ist dort auch der Abstand zu der Erwerbslo-
senquote von Personen ohne Migrationshintergrund spürbar höher (vgl. Abb. 4).
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   Abb. 5

Das Bevölkerungswachstum der Bundesländer setzt sich zusammen aus 
natürlicher Bevölkerungsentwicklung (Geburt- und Sterbefälle), dem Bin-
nenwanderungs- und Außenwanderungssaldo. a) Die Wachstumsrate für 
das gesamte Jahr 2015 wurde auf Grundlage der bis Juli 2015 (Binnen- und 
Außenwandeurng) bzw. September 2015 (natürliche Bevölkerungsentwick-
lung) vorliegenden Daten geschätzt. Bei der Kalkulation der Außendwande-
rung 2015 wurde der Wanderungssaldo der zehn zuzugsstärksten Asylher-
kunftsländer ausgegliedert. Die Verteilung der Flüchtlingsmigration auf die 
Bundesländer wurde stattdessen gemäß dem Königsteiner Schlüssel auf 
der Grundlage der im EASY-Sytem registrierten Flüchtlinge (2015: 
1  091  894  Personen) vorgenommen. Das Bevölkerungswachstum 2013 
basiert auf der offiziellen Bevölkerungsstatistik, in der die Flüchtlingsmigrati-
on regulär im Rahmen des Außenwanderungssaldo erfasst wird. 

Quelle: Berechnungen der Autoren.
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tomatischer Natur sein. Es fehlt nämlich derzeit an einem 
Konzept und an den nötigen Anreizen für örtliche Entschei-
dungsträger zur Lösung des Problems der fehlenden so-
zialen Netzwerke im ländlichen dünnbesiedelten Raum. 

Aus ökonomischer Sicht wäre eine Wohnsitzauflage ge-
rechtfertigt, wenn sich eine sprunghafte segregative Wan-
derung der Flüchtlinge abzeichnet, die einen nachhaltigen 
Integrationserfolg erschwert. Die Wohnsitzauflage dürfe al-
lerdings in diesem Zusammenhang nicht einfach die Vertei-
lung nach dem Königsteiner Schlüssel zementieren. Denn 
sonst würden arbeitsmarktrelevante Merkmale bei der Ver-
teilung der Flüchtlinge auch mittelfristig nicht berücksichtigt. 
Ob eine restriktive Maßnahme tatsächlich zu einer effizienten 
räumlichen Verteilung führt, bleibt fraglich. Empirische Un-
tersuchungen mit schwedischen Daten machen deutlich, 
dass sich eine behördlich geplante Umsiedlung von Flücht-
lingen in der Vergangenheit als weniger erfolgreich erwiesen 
hat als nicht restriktive, marktorientierte Lösungen (vgl. 
OECD 2016; Edin et al. 2004). Falls diese Ergebnisse auch 
für die deutsche Situation Gültigkeit haben, sollte die Fähig-
keit der Flüchtlinge im Hinblick auf die interregionale Selbst-
selektion bei der Verteilung berücksichtigt werden. Durch 
die gezielte Förderung einer Willkommenskultur in ländlichen 
Regionen könnte man beispielsweise die zu erwartenden 
hohen Transaktionskosten für Flüchtlinge8 im dünnbesiedel-
ten Raum reduzieren (vgl. Buscher et al. 2013). So würde 
eine flächendeckende Willkommenskultur9 in Deutschland 
die Vorteile sozialer Netzwerke in den Ballungsräumen rela-
tivieren, so dass bei der Wanderungsentscheidung örtliche 
Marktsignale ein stärkeres Gewicht erhalten.10 Die Grundla-
ge für die Schaffung einer sozialen Infrastruktur für Flücht-
linge bedarf zunächst entsprechender Anreize für die Ent-
scheidungsträger vor Ort. Die föderalen Finanzbeziehungen 
in Deutschland sind in dieser Hinsicht auf die integrations-
politischen Herausforderungen noch nicht hinreichend ab-
gestimmt. Die Kosten für Sozialleistungen werden im We-
sentlichen nach dem Prinzip der Vollzugskausalität11 auf die 
verschiedenen Ebenen aufgeteilt. Dieses Prinzip ist aus öko-
nomischer Sicht sinnvoll, wenn die für die Verwaltung der 
Leistungen verantwortliche Ebene, die Höhe der Kosten 
durch eigene Maßnahmen maßgeblich beeinflussen kann. 
Was die Sozialleistungen betrifft, haben die Kommunen bei 
einer Vollzugskausalität einen Anreiz, sowohl die Fallzahlen 
als auch die entsprechenden Fallkosten durch eine Förde-

 8 In diesem Zusammenhang umfassen die Transaktionskosten für Flüchtlin-
ge beispielsweise die Kosten, die mit dem Aufbau sozialer Kontakte oder 
dem Zugang zu arbeitsmarktrelevanten Informationen verbunden sind. 

 9 Zu der sozialen Infrastruktur im ländlichen Raum gehören Dienste, die ein 
soziales Netzwerk ersetzen, das für den Ballungsraum spezifisch ist. Dazu 
gehört die Implementierung von formalisierten Einführungsprogrammen 
mit Mentoren vor Ort und die Unterstützung der Migranten im außerbe-
trieblichen Umfeld, beispielsweise bei der Suche nach einer Wohnung 
oder einem Kindergarten (vgl. Goldenberg und Sackmann 2014).

 10 In vielen ländlichen, dünnbesiedelten Regionen werden in der nächsten 
Zeit im durch kleine und mittlere Unternehmen geprägten Gesundheits-
sektor und im Handwerk Fachkräfte fehlen (vgl. OECD 2013). 

 11 Das Prinzip sieht vor, dass die staatliche Ebene die Kosten einer Leistung 
trägt, die für den Verwaltungsvollzug verantwortlich ist. 

rung der lokalen Wirtschaft und durch effiziente Abläufe in 
der Verwaltung zu minimieren. Unter der Annahme, dass die 
Empfänger von Sozialleistungen eher immobil und räumlich 
relativ gleich verteilt sind, würde diese Kostenverteilung öko-
nomisch gerechtfertigt sein.12 Allerdings führt die Voll-
zugskausalität bei Sozialleistungen dazu, dass Kommunen 
nur geringe Anreize haben, eine soziale Infrastruktur zu 
schaffen, um somit den Zuzug von Flüchtlingen zu erleich-
tern. Dieses Anreizproblem wird insbesondere auch für 
Kommunen zutreffen, die jenseits der Wanderungsmagne-
ten von Flüchtlingen liegen, deren örtlicher Arbeitsmarkt al-
lerdings durchaus Potenziale für eine zügige Integration von 
Flüchtlingen hätte. Der Zuzug von Flüchtlingen in der Integ-
rationsphase wird auch aus Sicht von Kommunen, die vom 
demographischen Wandel stark betroffen sind, jedoch eher 
als Haushaltsrisiko begriffen. So ergibt sich die Herausfor-
derung, die föderale Kostenverteilung für Integrationsleis-
tungen so zu regeln, dass lokale Entscheidungsträger nicht 
nur einen hohen Anreiz haben, bereits ansässige Flüchtlinge 
zügig in den Arbeitsmarkt zu integrieren, sondern auch eine 
gute Grundlage für den Zuzug von Flüchtlingen zu schaffen. 

Fazit

Mittelfristig ist es wichtig, die Anzahl der Flüchtlinge, die nach 
Europa kommen, und die Geschwindkeit des Zuzugs durch 
eine Reduktion der Fluchtursachen zu reduzieren. Kurzfris-
tig ist eine Reduktion der Flüchtlingsmigration jedoch nicht 
zu erwarten, und bereits jetzt sind schon so viele Flüchtlinge 
nach Deutschland gekommen, dass ihre regionale Verteilung 
neu überdacht werden muss. Grundsätzlich wäre eine Ver-
teilung effizient, die Kosten der Aufnahme und Integration 
eines zusätzlichen Flüchtlings interregional nivelliert. Dabei 
ist zu beachten, dass zwischen dem Anteil der Menschen 
mit Migrationshintergrund, die bereits in einer bestimmten 
Region leben, und den Integrationsmöglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt ein komplexer Zusammenhang besteht. Sozi-
ale Netzwerke vor Ort sind zwar hilfreich für die Integration 
– allerdings nur bei gradueller Zuwanderung und guter Inte-
gration der früher zugewanderten Menschen. Ist diese Vor-
aussetzung nicht erfüllt, so besteht die Gefahr, dass sich 
eine wohnräumliche Segregation bildet. Ein weiteres wich-
tiges Kriterium für die regionale Verteilung von Flüchtlingen 
ist die Arbeitsmarktlage. Die Erwerbslosenquote von Perso-
nen mit Nicht-EU-Migrationshintergrund steigt überpropor-
tional mit der Erwerbslosenquote von Personen ohne Migra-
tionshintergrund. Eine optimale Verteilung ist mit bürokrati-
schen Mitteln kaum zu erreichen. Letzlich müssen Markt-
kräfte einen interregionalen Ausgleich unterstützen. Dafür 
bedarf es aber entsprechender Anreize sowohl für die 
Flüchtlinge als auch für die politischen Entscheidungsträger 

 12 Dass eine interregionale Ungleichverteilung der Kosten für Sozialleistun-
gen auch ohne die Zuwanderung von Flüchtlingen zu teilweise unge-
deckten Finanzbedarfen auf kommunaler Ebene führen, soll hier nur am 
Rande erwähnt werden (vgl. Geißler und Niemann 2015).
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vor Ort. Die Regionalpolitik und der Finanzausgleich in 
Deutschland stehen damit vor großen zusätzlichen Heraus-
forderungen.
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